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„Die Urlauber mit
dem Herzen erreichen“
Auch 2003 konnte sich die Urlaubsregion
Schwaben in der Spitze behaupten, teilte der
Vorsitzende des Tourismus-
verbandes mit. Seite 14

Alfons Zeller:

Hartz IV „Existenzfrage 
für Kommunen“
Der unterfränkische Vorsitzende des Bayeri-
schen Landkreistags sieht das „Ende der
kommunalen Selbstverwal-
tung“ nahen. Seite 15

Harald Leitherer:

Bayerns Wirtschaft
verliert an Zuversicht
„Der Rückgang der optimistischen Stimmen
zieht sich wie ein roter Faden durch alle
Branchen“, so der IHK-
Hauptgeschäftsführer. Seite 4

Dr. Reinhard Dörfler:

„Keine Stunde ist verloren,
die man mit Sport ver-
bringt.“ Auch in diesem
Jahr hat sich der Aufwand
für den großen Stadtlauf
wieder gelohnt. Schließlich
ist so ein Sportereignis nach
Ansicht der Vorzimmerper-
le ein guter Kristallisations-
punkt in der Region, „der
viele Leute zu uns bringt,
die nicht nur rennen, son-
dern durchaus auch konsu-
mieren“.                      Seite 15

KPV-Mandatsträgerkonferenz in Putzbrunn:

Alte Zöpfe 
abschneiden!

Huber informierte über „Verwaltungsreform“ 

Trotz verführerischen Sonnenscheins und hochsom-
merlicher Temperaturen war das Interesse an der
KPV-Mandatsträgerkonferenz in Putzbrunn bei
München erstaunlich groß. Nahezu 200 Kommunal-
politiker waren erschienen, um unter der Leitung von
KPV-Landesvorsitzendem Luitpold Braun mit Su-
perminister Erwin Huber über das brandaktuelle
Thema „Verwaltungsreform“ zu diskutieren.

Wie Vorsitzender Luitpold
Braun eingangs ausführte, seien
Kommunalpolitiker von der Ver-
waltungsreform sehr betroffen,
„weil sich Geschehensabläufe
verändern und wir Änderungen
der Behördenstruktur bekom-
men werden“. Minister Huber
wiederum bezeichnete das Zu-
sammentreffen mit den Man-
datsträgern als „wichtigen Ter-
min des Gedankenaustauschs“. 

Denkmodelle

Nachdem die Staatsregierung
nun in die Entscheidungsphase
eingetreten sei, wolle er, Huber,
Denkmodelle und Alternativen

darstellen. Dabei lege er großen
Wert darauf, auch künftig mit
der kommunalen Familie in
Bayern in engem Kontakt zu
bleiben. Vor kurzem sei der
„Pakt für Kommunen“ geschlos-
sen worden - „eine Selbstver-
pflichtung der Staatsregierung,
letztlich auch der Landespolitik,
eine kommunalfreundliche Ent-
scheidung herbeizuführen“.
Durch Konnexitätsprinzip und
Konsultationsvereinbarung sei
das Verhältnis zwischen Staat
und Kommunen auf eine völlig
neue Rechtsgrundlage gestellt. 

Starke Rechtsposition 

Noch nie habe die kommunale
Familie eine derart starke
Rechtsposition gegenüber dem
Staat eingenommen wie jetzt.

Mit dem „Pakt für Kommu-

GZ-Zukunftswerkstatt öffentliche Verwaltung:

„Virtuelle Behörde“ findet nicht statt
Hans Held, FJD und adKOMM laden zum Ersatztermin

Aufgrund der zahlreichen Parallelveranstaltungen rund um die
EDV-Ausstattung der Kommunalverwaltungen sagen wir unse-
ren diesjährigen Sommertermin „Die virtuelle Behörde“, der für
1. Juli im Garchinger Bürgerhaus geplant war, ab. Wir danken für
das rege Interesse unserer Leserinnen und Leser und bitten herz-
lich um Verständnis. 

Zum gleichen Termin am gleichen Ort,

Donnerstag, 1. Juli 2004, 
von 9.00 und 16.00 Uhr

im Garchinger Bürgerhaus
informieren die Firmen Hans Held, FJD und adKOMM in den
Räumen Franz Marc und Paul Klee über:
? Dokumentenmanagement und Registratur

oder auch die Symbiose zwischen Papier und EDV
? elektronische Formulare und Workflow, 
? Kamerales und Doppisches Rechnungswesen
? Neuer Bayerischer Einheitsaktenplan mit Tiefengliederung

Interessierte Entscheidungsträger und EDV-Spezialisten aus al-
len bayerischen Kommunen und Behörden sind hierzu herzlich
eingeladen. 

Weitere Informationen finden Sie im Internet unter
www.hans-held.de, www.fjd.de im Bereich „Events“ und  un-
ter www. mehr-als-verwalten.de. ?

Bayerische Bezirke:

Subsidiarität
und Solidarität
Grundfragen des Wohl-

fahrts- und Sozialstaates
und seiner Finanzierung ste-
hen auf der Tagesordnung
der Jahreshauptversamm-
lung des Verbands der
bayerischen Bezirke am
1./2. Juli 2004 in Bad Gries-
bach. Präsident Manfred
Hölzlein und seine Vizeprä-
sidenten Franz Jungwirth
und Fritz Körber erwarten
als Referenten Finanzstaats-
sekretär Franz Meyer, Land-
tagspräsident Alois Glück,
sowie Dr. Fritz Bauer, Vor-
sitzender der Bundesrbeits -
gemeinschaft der überörtli-
chen Sozialhilfeträger.       ?

Das Tagungspräsidium (v.l.): Bürgermeister Gerhard Weber,
Staatsminister Erwin Huber und Landrat Luitpold Braun.    ?

nen“ sei auch eine Erörterung
kommunaler Standards verbun-
den gewesen, fuhr Huber fort. In
der Einschätzung, was der Um-
gang mit kommunaler Selbstver-
waltung letztlich bedeutet, habe
es einen Paradigmenwechsel in-
nerhalb der Staatsregierung und
der Landtagsfraktion gegeben. 

Nicht alles vorgeben

Huber: „Wir dürfen von Mün-
chen aus nicht alles bis zum letz-
ten Grashalm vorgeben. Kom-
munale Selbstverwaltung bedeu-
tet mehr Freiheit und weniger
Beschneidung. Dies schließt mit

ein, dass man örtliche Bedingun-
gen besser berücksichtigen kann.
Das ist unser Grundzugang.“

Die von der Staatsregierung
auf den Weg gebrachten Gesetz-
entwürfe atmeten bereits dieses
Denken, so der Minister. So sol-
len Gemeinden künftig die Mög-

Brauchen Gemeinden
Ortssprecher?

Gemeindetag lehnt Pläne des Freistaats ab, 
Ortssprecher aufzuwerten

„Die Vorstellungen und Wünsche, aber auch die Sorgen und
Nöte der Bürgerinnen und Bürger in den bayerischen Gemein-
den und Städten sind bei den gewählten Bürgermeistern  und
Gemeinderats- bzw. Stadtratsmitgliedern gut aufgehoben. Es
braucht daneben keine Ortssprecher, die Einzelinteressen
wahrnehmen“ sagte Dr. Uwe Brandl, Präsident des Bayeri-
schen Gemeindetags, zum Vorschlag des bayerischen Innenmi-
nisteriums, den sogenannten „Ortssprecher“ auf alle Gemein-
deteile, die im Gemeinderat nicht vertreten sind, auszudehnen. 

„Im Extremfall gäbe es in Ge-
meinden mit vielen Gemeinde-
teilen mehr Ortssprecher als
Gemeinderatsmitglieder. Damit
würde die Tätigkeit der gewähl-
ten Bürgermeister und Gemein-
deräte entwertet.“

Plan des Innenministeriums

Das bayerische Innenministe-
rium plant eine Änderung der
Gemeindeordnung dahinge-
hend, dass die Gemeinden be-
stimmen können, dass in „Ge-
meindeteilen, die im Gemeinde-
rat nicht vertreten sind“, das
Amt eines Ortssprechers einge-
richtet werden kann. Dieser hät-
te - wie bisher - nur beratende
Funktion im Gemeinderat. Die
näheren Einzelheiten seiner
Rechte und Pflichten soll jede
Gemeinde durch Satzung re-
geln. 

30 Jahre nach der 
Gemeindegebietsreform

Der Bayerische Gemeindetag
lehnt diesen Vorschlag ab. Die
Einrichtung des Ortssprechers
erscheint 30 Jahre nach der Ge-
meindegebietsreform nicht
mehr zeitgerecht. Geradezu
kontraproduktiv wäre die durch
den Gesetzentwurf eröffnete

Möglichkeit, das Amt eines
Ortssprechers allgemein auf
„Gemeindeteile, die im Ge-
meinderat nicht vertreten sind“,
auszudehnen, womit die bishe-
rige Beschränkung auf ehemals
selbständige Gemeinden entfal-
len würde. Der Zusammenhalt
der Gemeindebürger in den ein-
zelnen Gemeinden würde damit
nicht gefördert. Die demokra-
tisch gewählten Organe Bürger-
meister und Gemeinderat wür-
den tendenziell geschwächt.
„Der Festigung der Demokratie
in den Gemeinden würde damit
ein Bärendienst erwiesen“, so
Brandl. ?

lichkeit erhalten, eine Zweitwoh-
nungssteuer zu erheben. Damit
können sie die Inhaber von
Zweit- und Ferienwohnungen

Zur Zitterpartie werden heuer die vielen geplanten Freiluftauf-
führungen im ganzen Freistaat. Trotzdem heißt es: „Weiterma-
chen und nicht aufgeben!“ Das Kaltenberger Ritterturnier - der
Welt größtes Mittelalterfest - feiert heuer 25-jähriges Jubiläum.
Mehr als einmal hat das Wetter nicht mitgespielt, weiß der Ini-
tiator, Prinz Luitpold von Bayern, zu berichten. Aber er und sei-
ne Familie haben durchgehalten. Mehr als 100.000 Besucher be-
wundern Jahr für Jahr die mehr als 1.000 Mitwirkenden, die die
Legende des „Schwarzen Ritters“ aufführen. Das Fest wurde
immer größer und schöner. Inzwischen dokumentiert ein präch-
tiger Bildband das Spektakel. Mehr Informationen gibt’s im In-
ternet unter www.ritterturnier.de und wer mit „Google“ umge-
hen kann, findet noch zahlreiche weitere Feste, Festspiele,
Schauspiel-, Opern- und Konzertveranstaltungen, Jubelfeiern
und Lustbarkeiten in ganz Bayern. ?

stärker an der Finanzierung der
örtlichen Infrastruktur beteili-
gen. Zudem werde aus der Land-
kreisordnung der Gartenbau als
Pflichtaufgabe herausgenom-
men. Auch nahe das Ende jener
Vorgabe in der Körperschafts-
waldverordnung, in der darge-
legt wird, in welcher Besol-
dungsordnung Leute beschäftigt
werden müssen. Dies ist laut Hu-
ber unnötig. Seine Empfehlung

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

J. Richard Gügel
91336 Heroldsbach

am 5.7.
Bürgermeister Leonhard Wörl

86492 Egling a. Paar
am 9.7.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Harald Bauer

93096 Köfering
am 30.6.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Günther Muth

97291 Erlabrunn
am 11.7.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Dieter Fischer

87545 Burgberg
am 2.7.

Bürgermeister Willibald Gailler
92342 Freystadt

am 11.7.

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Walter Weinig

97506 Grafenrheinfeld
am 10.7.

Wir gratulieren

Kommunalpakt im Landtag: 

Mehr Freiheiten für die 
kommunale Selbstverwaltung

Die Fraktionen sehen noch Diskussionsbedarf 
Änderung des Kommunalrechts im Sinne von Konnexität und Handlungsfreiheit 

Die vom Kabinett Mitte Mai beschlossenen Eckpunkte eines
„Pakts für die Kommunen“ sollen vom Landtag bis zu den Ende
Juli beginnenden Parlamentsferien verabschiedet werden. Das
haben sowohl die CSU-Mehrheitsfraktion als auch SPD und
Grüne bei der Ersten Lesung des entsprechenden Gesetzes zur
Änderung des Kommunalrechts im Landtag als ihre Absicht
verkündet. Einig war man sich auch über den Grundsatz, den
Städten, Gemeinden und Landkreisen mehr Freiheiten im Sin-
ne der Selbstverwaltung zu geben. Über einzelne Bestimmungen
wird es jedoch noch Auseinandersetzungen in den Ausschussbe-
ratungen geben. 

Innenstaatssekretär Georg
Schmid hob in der Einbrin-
gungsrede nochmals den festen
Willen der Staatsregierung her-
vor, den Kommunen in dieser
schwierigen Zeit den Hand-
lungsspielraum gerade bei den
Finanzen zu erweitern. Die Um-
setzung des letztes Jahr durch
Volksentscheid in der Verfas-
sung verankerten Konnexität-
sprinzips sei ein wichtiger Be-
standteil des Pakts. Das sei im
Sinne der zwischen Staatsregie-
rung und kommunalen Spitzen-
verbänden geschlossenen Kon-
sultationsvereinbarung in den
umfangreichen Gesetzesände-
rungen in die entsprechende
Rechtsform gebracht worden. 

Erleichterter 
Haushaltsvollzug

Als Eckpunkte nannte der
Staatssekretär stichwortmäßig
die neuen Möglichkeiten der
Kommunen für einen „erleich-
terten Haushaltsvollzug“. Ange-
sichts der zunehmenden Schwie-
rigkeiten werde die Möglichkeit
von Kreditaufnahmen erweitert,
sofern es sich um Investitionen
handelt. Um die notwendige
Haushaltskonsolidierung nicht
zu gefährden, wird die Genehmi-
gung von kreditähnlichen Ver-
pflichtungen an eine rechtsauf-
sichtliche Genehmigung ge-
knüpft. Speziell den Landkreisen
werden für ihre Arbeit als Staats-
behörde entsprechender finanzi-
eller Ausgleich im Sinne der
Konnexität gewährt. 

Gemeinsame Unternehmen

Statt Bildung von Zweckver-
bänden für bestimmte öffentli-
che Aufgaben, z. B.: Wasserver-
sorgung, Abwasserbeseitigung,
ÖPNV, dürfen die Kommunen
künftig gemeinsame Unterneh-
men gründen. Bestehende

Zweckverbände können in sol-
che Rechtsformen umgewandelt
werden. Zur Verbilligung der
Verwaltung kann die enge Bin-
dung an Tarifverträge gelöst
werden. Auch muss nicht unbe-
dingt ein Beamter des höheren
Verwaltungsdienstes beschäftigt
werden. Die Einrichtung von
Ortssprechern wird dem Ermes-
sen der Gemeinde anheimge-
stellt. Bagatellsteuern bleiben bis

auf die Zweitwohnungssteuer
verboten. 

Für die CSU bewertete Jakob
Kreidl, der Vorsitzende des
Kommunalausschusses, die
vorgeschlagenen Gesetzesände-
rungen als praktikable Lösun-
gen. Den Kommunen würden
neue, innovative Finanzierungs-
instrumente zur Hand gegeben.
Damit greife die Staatsregie-
rung aktuelle Entwicklungen
auf, die Selbstverwaltung werde
gestärkt, Handlungsspielräume
erweitert. Kreidl betonte, „dass
es hier und da noch Diskussi-
onsbedarf gibt“. 

„Viel Kosmetik“

Helga Schmitt-Bussinger, die
Kommunalsprecherin der SPD
und stellvertretende Ausschuss-

Neben der Europawahl waren die Bürger am 13. Juni in ei-
nigen Städten und Gemeinden Bayerns auch dazu aufgeru-
fen, den Landrat oder den Bürgermeister zu wählen. 

Dabei wurden bei den Landratswahlen die bisherigen Amts-
inhaber bestätigt. Im Landkreis Kelheim wurde Hubert Falter-
meier von den Freien Wählern wiedergewählt, im Landkreis
Kronach Oswald Marr von der SPD.

Faltermeier setzte sich mit 79,41 Prozent der Stimmen gegen
seinen Herausforderer Peter-Michael Schmalz von der ödp
durch. Marr gewann 57,1 Prozent der Stimmen. Sein CSU-Ge-
genkandidat Horst Pfadenhauer erhielt 42,9 Prozent. Dagegen
kam es bei der Wahl des Oberbürgermeisters in der kreisfreien
Stadt Kaufbeuren zu einem Wechsel im Amt. Stefan Bosse von
der CSU erreichte 59,9 Prozent der Stimmen. Der bisherige
Amtsinhaber Andreas Knie von der SPD erhielt nurmehr 40,1
Prozent der Stimmen.

Bei der Wahl des Oberbürgermeisters in der kreisfreien Stadt
Memmingen ist der bisherige SPD-Amtsinhaber Ivo Holzinger
knapp mit 50,5 Prozent der Stimmen trotz dreier Gegenkandi-
daten wiedergewählt worden. Hinter Holzinger kam die CSU-
Kandidatin Claudia Knoll auf 30,0 Prozent der Wählerstimmen. 

Zudem wurden in 14 kleineren Kommunen Bayerns die Bür-
germeister neu gewählt. Nur im Markt Mainleus im Landkreis
Kulmbach ist eine Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten
Richard Lehmeier von der CSU und Dieter Adam von der Frei-
en Wählergemeinschaft notwendig. Beide lagen nur sieben
Stimmen auseinander.

Dagegen wurden folgende Kandidaten im Amt des Bürger-
meisters bestätigt: Josef Riemensberger (CSU) in Eching (Land-
kreis Freising), Edmund Pirkelmann (Bürgerblock) in Wai-
schenfeld (Landkreis Bayreuth), Herbert Jung (CSU) in Ei-
chenau (Landkreis Fürstenfeldbruck), Anton Mayer (CSU) in
Gessertshausen (Landkreis Augsburg), Silverius Bihler (CSU)
in Türkheim (Landkreis Unterallgäu), Martin Zogel (SPD) in
Seukendorf (Landkreis Fürth), Thomas Ullmann (parteilos) in
Bad Brückenau (Landkreis Bad Kissingen), Herbert Baumann
(CSU) in Hutthurm (Landkreis Passau), Josef Bierschneider
(CSU) in Kreuth (Landkreis Rosenheim) und Reinhold Glaser
(CSU) in Mömbris (Landkreis Aschaffenburg).

Die Chance auf eine Fortsetzung seiner Amtszeit verpasst hat
hingegen der seit 1992 amtierende CSU-Bürgermeister von Ge-
retsried, Landkreis Bad-Tölz-Wolfratshausen, Hans Schmid.
Seine Gegenkandidatin Cornelia Irmer (parteifrei) konnte 58,49
Prozent der Stimmen erringen. In Oberelsbach heißt die neue
Bürgermeisterin Birgit Erb von der CSU, in Bischofsheim Udo
Baumann, ebenfalls CSU. In diesen beiden Gemeinden des
Landkreises Rhön-Grabfeld waren die bisherigen Amtsinhaber
nicht mehr zur Wahl angetreten. DK

Ergebnisse der Bürgermeister-
und Landratswahlen

vorsitzende, fand im Gesetzent-
wurf „viel Kosmetik, aber wenig
Substanz“ und bezog sich auf
Erklärungen des Gemeindetags-
präsidenten Dr. Uwe Brandl, 
die Staatsregierung sei „auf hal-
bem Wege stehen geblieben“.
Schmitt-Bussinger begrüßte ei-
nerseits, die engen Zügel im
Haushaltsrecht würden ge-
lockert, andererseits gebe es
neue, komplizierte Reglementie-
rungen. Sie versicherte die kon-
struktive Mitarbeit zur Verab-
schiedung des Gesetzes im vor-
gesehenen Zeitrahmen. 

Der Bund ist auch gefragt

Ähnlich nahm die Grünen-
Sprecherin Christine Kamm
Stellung. Das Gesetz bzw. der
Pakt erfüllten die Reformerwar-
tungen nur in Ansätzen. Die
Neuregelungen für Kreditauf-
nahmen eigneten sich nicht für
eine solide Finanzierung kom-
munaler Aufgaben. Die Abschaf-
fung der Zweckverbände sei
unnötig. Das bisherige System
funktioniere. Zum beabsichtig-
ten Stopfen von Steuer-
schlupflöchern räumte sie ein,
dass hier auch der Bund gefragt
sei. (s. GZ 11/3.6.04). rm

Bayerisches Kabinett: 

Zuwanderungskompromiss 
trägt Handschrift der Union

Staatsregierung beschließt Zustimmung in Vermittlungsausschuss und Bundesrat 

Das Bayerische Kabinett hat über das Ergebnis der Zuwan-
derungsverhandlungen beraten. Innenminister Dr. Günther
Beckstein stellte die wichtigsten Eckpunkte des Gesetzent-
wurfs vor, den er gemeinsam mit Bundesinnenminister Otto
Schily und dem saarländischen Ministerpräsidenten Peter
Müller formuliert hat. 

Der Ministerrat hob den Be-
grenzungs- und Steuerungscha-
rakter des Zuwanderungskom-
promisses hervor und beschloss
einstimmig, dass Bayern dem
neuen Zuwanderungsgesetz im
Vermittlungsausschuss am 30.
Juni und im Bundesrat am 9. Ju-
li zustimmt. 

Spitzenforscher und 
Unternehmer willkommen

Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber zeigte sich zufrieden mit
dem neuen Zuwanderungsrecht,
das ganz wesentlich die Hand-
schrift der Union trage und gra-
tulierte Beckstein zu dessen er-
folgreicher Verhandlungsfüh-
rung. Stoiber: „Ich bin sicher,
dass es in der Union und in mei-
ner Partei breiteste Unterstüt-
zung gibt, weil wir mit unserer
Mehrheit im Bundesrat aus den
rot-grünen Multi-Kulti-Plänen
für mehr Einwanderung ein Ge-
setz zur Begrenzung von Ein-
wanderung gemacht haben. Die
grünen Blütenträume von Ar-
beitsmigration nach Deutschland
sind ausgeträumt, der Anwer-
bestopp bleibt.“ So sollen zum
Beispiel Spitzenforscher, die
Deutschland etwas bringen,
kommen. Genauso Unterneh-
mer, die bei uns investieren und
Arbeitsplätze schaffen. Aber wer
sich auf Dauer weigert, deutsch
zu lernen, dessen Sozialleistun-
gen werden gekürzt und der
muss auch mit ausländerrechtli-
chen Folgen rechnen, erklärte
Stoiber. Weiter sagte der Mini-
sterpräsident: „Dass ist das, was
wir wollten und die konkrete ge-
setzliche Formulierung ist nur
ohne die Grünen und ohne die
FDP so gegangen, die hier ganz
andere Vorstellungen haben.“

Beim Sicherheitsgesetz
durchgesetzt

Beckstein wies darauf hin,
dass sich die Union auch beim
Sicherheitsgesetz voll durchge-
setzt habe. Beckstein: „Unser
Ziel ist erreicht, endlich wirksam
gegen Radikale, Terrorsympathi-

santen und Hassprediger vorge-
hen zu können. Damit wird die
Sicherheitslage in Deutschland
verbessert und das ist ein klares
Plus für die Bürger in unserem
Land.“ So könnten in Zukunft
Topp-Gefährder abgeschoben
werden, von denen zum Beispiel
der Aufenthalt in einem AL-
Quaida-Ausbildungslager be-
kannt ist. Sicherheitsgefährder
und Leiter von verbotenen extre-
mistischen Organisationen wür-
den grundsätzlich ausgewiesen.
Zwingend sei die Ausweisung
von Schleusern, die Haftstrafen
verbüßen. Für Hassprediger wie
Metin Kaplan werde es eine kla-
re Ausweisungsregelung geben,
erklärte Beckstein. „Wir machen
Schluss damit, dass uns islami-
stische Hetzer weiterhin auf der
Nase herumtanzen können“, ver-
sicherte der Minister.

Positive Bilanz

Beckstein zog eine positive
Bilanz der jahrelangen politi-
schen Auseinandersetzung um
ein neues Zuwanderungsrecht.
Beckstein: „Beim Zuwande-
rungsgesetz hat die Union ihren
Mitgestaltungsauftrag im Bun-
desrat optimal genutzt und ein
schlechtes rot-grünes Gesetz
substantiell verbessert. Statt rot-
grünem Multi-Kulti bekommt
unser Land eine effizientere
Steuerung und Begrenzung der
Zuwanderung mit absoluter Pri-
orität von Sicherheitsfragen.“
Von ganz besonderer Bedeutung
sei dabei auch, dass die Zuwan-
derung in die Sozialsysteme bes-
ser als in der Vergangenheit be-
grenzt werden könne, erklärte
Beckstein.

Im Einzelnen enthält der Ge-
setzentwurf zur Steuerung und
Begrenzung der Zuwanderung
folgende Regelungen:

Arbeitsmigration

Die generelle Öffnung des Ar-
beitsmarktes auch für weniger
qualifizierte Personen von
außerhalb der EU konnte verhin-
dert werden. Insoweit bleibt es

beim Anwerbestopp. Gewisse
Öffnungen des Arbeitsmarktes
soll es bei Hochqualifizierten,
Selbständigen und erfolgreichen
Studienabsolventen geben. 

Das Auswahlverfahren nach
dem Punktesystem wurde ersatz-
los gestrichen.

Sicherheitsfragen

? In das Gesetz wird eine Ab-
schiebungsanordnung gegen so
genannte „TOPP-Gefährder“
eingefügt. Abgeschoben werden
können damit künftig Ausländer
auf Grund einer auf Tatsachen
gestützten Prognose zur Abwehr
einer besonderen Gefahr für die
Sicherheit der Bundesrepublik
Deutschland oder einer terroristi-
schen Gefahr. Die Befugnis soll
bei den Länderinnenministern
liegen, wobei es auch ein Zu-
griffsrecht des Bundes geben
wird.
? Schleuser, die zu Freiheits-
strafe ohne Bewährung verurteilt
werden, werden zwingend aus-
gewiesen. 
? Die Regelausweisung von Si-
cherheitsgefährdern ( „wenn Tat-
sachen die Schlussfolgerung
rechtfertigen, dass ein Ausländer
einer Vereinigung angehört oder
angehört hat, die den Terroris-
mus unterstützt oder er eine der-
artige Vereinigung unterstützt
oder unterstützt hat“ ) wird ver-
bessert.
? Die Regelausweisung von
Leitern verbotener extremisti-
scher Organisationen wird ein-
geführt.
? Für Hassprediger soll es eine
Ermessensausweisung geben. 
? Der Entwurf sieht vor, dass
Gefährder, deren Aufenthalt
nicht beendet werden kann, von
Gesetzes wegen weitreichenden
Beschränkungen (regelmäßige
Meldepflicht, Einschränkung der
Freizügigkeit) unterliegen. Um
sie besser überwachen zu kön-
nen und die Fortführung gefähr-
licher Bestrebungen zu erschwe-
ren, kann die Wohnsitznahme
geregelt und die Nutzung be-
stimmter Kommunikationsmittel
untersagt werden. 
? Die gesetzliche Verpflichtung
zur Regelanfrage beim Verfas-
sungsschutz soll nicht nur vor
der Einbürgerung, sondern auch
vor Erteilung einer Niederlas-
sungserlaubnis geregelt werden. 

? Auf Sicherheitsbefragungen
soll im Ausländerzentralregister
hingewiesen werden. 
? Eine Warndatei für extremis-
tische Ausländer und Schleuser
soll eingeführt werden, wenn
entsprechende Planungen auf
EU-Ebene nicht kommen.
? Eine Ermessenseinbürgerung
soll nicht bei gravierenden
Straftaten ermöglicht werden. 

Humanitäre Zuwanderung

? Ins Zuwanderungsgesetz wird
eine Härtefallregelung aufge-
nommen, über deren Einführung
jedes Land selbst entscheiden
kann. Die Härtefallregelung tritt
nach fünf Jahren automatisch
außer Kraft. 
? Eine Altfallregelung, wie sie
von den Grünen und zum Teil
auch von der SPD gefordert wur-
de, wird es neben der Härtefall-
regelung nicht geben.
? Bei der nichtstaatlichen und
geschlechtsspezifischen Verfol-
gung wird die EU-Anerken-
nungsrichtlinie umgesetzt. Der
Kreis der Betroffenen, die in
Deutschland bleiben können,
wird im Ergebnis nicht erweitert,
allerdings wird der Aufenthalts-
status zum Teil verbessert. 

Integration

? Der Bund übernimmt die 
Kosten für die Integrationskurse
wie Basis- und Aufbausprach-
kurs und Orientierungskurs.
Neuzuwanderer erhalten einer-
seits einen Anspruch, sind aber
auch zum Besuch der Kurse ver-
pflichtet. Verletzen sie diese
Pflicht, ist dies bei der Entschei-
dung über die Verlängerung der
Aufenthaltserlaubnis zu berück-
sichtigen. Ausländer, die bereits
hier leben, können zu einem In-
tegrationskurs verpflichtet wer-
den, wenn sie in besonderer Wei-
se integrationsbedürftig sind
(nachholende Integration). Bei
Verletzung der Pflicht zum Be-
such eines Integrationskurses
können Sozialleistungen um bis

zu 10 Prozent gekürzt werden.
Der Bund wird in den nächsten
sechs Jahren jährlich ca. 50.000
Plätze für die nachholende Inte-
gration zur Verfügung stellen. 
? Beim Kindernachzug bleibt
es beim geltenden Nachzugsalter
von 16 Jahren und den Ausnah-
men des geltenden Rechts. Je-
doch wird die EU-Familiennach-
zugsrichtlinie eingearbeitet, die
umgesetzt werden muss. 

Spätaussiedler

Künftig müssen Ehegatten
und Abkömmlinge des Spätaus-
siedlerbewerbers über Grund-
kenntnisse der deutschen Spra-
che verfügen, wenn sie in den
Aufnahmebescheid einbezogen
werden. Damit wird eine Verbes-
serung der Integrationsbedin-
gungen erreicht. ?

Bauherrenpreis
„Lebendige und attraktive

Stadt- und Ortszentren brauchen
die privaten Bauherren, ihr En-
gagement und ihre Anstöße“, be-
tonte Innenminister Dr. Günther
Beckstein anlässlich der Jury-
Entscheidung zum Bayerischen
Bauherrenwettbewerb Stadter-
neuerung „Vitale Innenstadt
2004“, den die Oberste Bau-
behörde im Bayerischen Staats-
ministerium des Innern erstmals
ausgelobt hat. Von den 173 ein-
gereichten Beiträgen erhielten
sieben einen „Preis“ und weitere
sieben eine „Anerkennung“. 

Der Wettbewerb richtete sich
an private Investoren/innen und
ihre Architekten/innen als Part-
ner und Schlüsselakteure im
Stadterneuerungsprozess. Er be-
zog sich auf seit 1995 fertigge-
stellte private Gebäudesanierun-
gen und Erweiterungs- und Neu-
bauten, die brachgefallene Flä-
chen nutzen, leerstehende mo-
dernisierungsbedürftige Gebäu-
de revitalisierten und innovative
Ideen zur Stärkung der Innen-
städte und Ortszentren umsetz-
ten. ?



24. 06. 2004 BLICKPUNKTEGZ 3

Anzeigen in der
Ihre Ansprechpartnerin:
Viktoria Bertele

Telefon: 08171/9307-11
Fax: 08171/80514
Internet: http://www.gemeindezeitung.de
eMail: info@gemeindezeitung.de

GZ

Das Thema Verwaltungsre-
form ist in der öffentlichen
Diskussion nicht nur ein
Dauerbrenner, es hat mittler-
weile wohl bei vielen den
Status des „Ich kann es
schon nicht mehr hören“ er-
reicht. Bei all den anhalten-
den, mitunter auch kontro-
versen Diskussionen müssen
wir uns aber auch fragen
(lassen), wie ernst wir es
denn wirklich meinen. Bei jeder noch so klei-
nen Debatte ist der heilige St. Florian nicht
weit. Und jedermann ist bemüht, zu versi-
chern, dass die Reform natürlich notwendig
sei, aber doch nicht gerade bei der jetzt disku-
tierten Behörde. Und müssen nicht zahlreiche
politisch Verantwortliche eine Gratwanderung
bestreiten, wenn sie einerseits nachhaltig die
Reformierung der Verwaltung fordern und

mittragen wollen, andererseits aber sich „vor
Ort“ für den Erhalt einer Behörde stark ma-
chen wollen (sollen) ?
Ist es wirklich hilfreich, wenn - um bei dem
Beispiel der Landratsämter zu bleiben - von
vielen Seiten sofort das Gespenst einer „Mam-
mutbehörde“ gesehen und wenn von der „All-
macht“ der Landräte gesprochen wird? Die
Frage, ob denn die Reform wirklich so weit
gehen muss, ist dabei zumindest in Untertönen
heraus zu hören.
Oder ist es nicht ganz einfach so, dass wir
heute, im Jahr 2004, ein Stadium erreicht ha-
ben, in dem trotz aller gegenteiliger Beteue-
rungen die Flut von neuen Vorschriften nicht
nachlassen will, auf jeden Vorfall sofort mit ei-
ner Gesetzesänderung (im Sinne einer Mehr-
regelung) reagiert wird? Sind es bei der Schaf-
fung von neuen Behörden/Ämtern (ja vielleicht
sogar von Ministerien) nicht doch auch zu
spontan die Tagesgeschehnisse, auf die abge-
stellt wird und wurde? Predigen wir nicht alle
von den Chancen der europäischen Einigung
und der Notwendigkeit, entsprechende Projek-

te zu starten und die Förder -
mittel in Anspruch zu neh-
men, um uns nur kurz später
darüber zu wundern und zu
beklagen, welcher bürokrati-
sche Aufwand erforderlich
ist, um an eben diese eu-
ropäischen Fördergelder zu
gelangen?
Es ist ganz einfach so: Wir
müssen nicht nur aus finan-
ziellen Gründen, sondern
auch, um als Verwaltung ins-
gesamt glaubhaft zu bleiben,
den Speckgürtel ablegen 
und zu einem erträglichen,

gleichzeitig aber auch ausreichenden Maß an
staatlicher Fürsorge und Verwaltung zurück-
kehren. Es ist deshalb nur zu begrüßen, wenn
Reformminister Erwin Huber vor dem Bayeri-
schen Landkreistag in Burghausen die Formel
„Was wegfallen kann, soll wegfallen“ geprägt
hat. Es ist kein fehlgeleitetes Machtstreben der
bayerischen Landräte, wenn die Landratsäm-
ter zu Dienstleistungsunternehmen im Sinne
des zentralen Reformansatzes  „Alles aus ei-
ner Hand“ werden. Man tut damit nicht den
Landräten, sondern den Bürgerinnen und Bür-
gern einen Gefallen. Warum sollen wir in der
Verwaltung nicht das praktizieren, was bei-
spielsweise in der Wirtschaftsregion Passau
schon seit Jahren hervorragend funktioniert:
Ein Investor quält sich nicht mühsam von den
Baurechtlern zum Technischen Umweltschutz,
sucht den passenden Ansprechpartner bei der
Wirtschaftsförderung, um schließlich auch
noch beim Naturschutz die Genehmigungs-
fähigkeit des Vorhabens zu eruieren. Nein, die-
ser potenzielle Investor hat einen zentralen
Ansprechpartner („Investoren-Service-Team“),
der sich hausintern um das Einschalten der
verschiedensten Fachstellen kümmert und das
Ergebnis dann gebündelt dem Investor mit-
teilt. Ich kann Ihnen versichern, dass dieses
Prinzip funktioniert und wir Landräte würden
(und werden) gerne den Beweis dafür antre-
ten, dass dieses System auch landratsamtsbe-
zogen funktioniert! 

KolumneGZ Hanns Dorfner

Wie ernst meinen wir es 
mit der Verwaltungsreform?

55. Sudetendeutscher Tag:

Fünfzig Jahre Schirmherrschaft
des Freistaates Bayern

Stoiber: Mit den Benesch-Dekreten kann man Europa nicht aufbauen
Nürnberg (jdt). Immer wieder von starkem und anhaltenden
Beifall unterbrochen wurde der Schirmherr der Sudetendeut-
schen, Bayerns Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber, bei der
Hauptkundgebung des 55. Sudetendeutschen Tages in der Nürn -
berger Frankenhalle des Messezentrums, als er die Benesch-De-
krete als nicht mehr passend in die Rechts- und Wertegemein-
schaft Europas bezeichnete und in dieser Frage der Durchset-
zung des Völkerrechtes das „Bohren dicker Bretter“ ankündigte. 

Wörtlich betonte Dr. Stoiber:
„Die tschechischen Vertrei-
bungsdekrete sind nicht mehr
nur eine bayerisch-tschechische,
sondern nun auch eine europäi-
sche Angelegenheit. Die euro-
päischen Organe müssen sich
jetzt fragen lassen, wie sie mit
den Dekreten umgehen wollen ...
Europa steht für Freiheit, Frie-
den, Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit. Wir können
nicht glaubwürdig gegen Vertrei-
bungen im Kosovo oder in Afri-
ka vorgehen, wenn wir in Euro-
pa selbst menschenrechtswidrige
Vertreibungsdekrete dulden“.
Der Sudetendeutsche Tag, unter
dem Motto „Menschenrechte
achten - Vertreibung ächten“,
war mit einem besonderen Ju-
biläum verbunden: Vor 50 Jah-
ren hatte Bayern die Schirmherr-
schaft über die Sudetendeut-
schen übernommen.

Fest verankert

Zu Beginn seiner Rede stellte
der bayerische Regierungschef
heraus, dass beim 55. Sudetentag
die nunmehr ein halbes Jahr-
hundert unverrückbare und auch
in Zukunft Bestand habende
Schirmherrschaft über die Sude-
tendeutsche Volksgruppe „de-
monstrativ erneuert und bekräf-
tigt worden ist“. Fest verankert

diesem Problem, so Dr. Stoiber,
dürfe man nicht die Augen zu-
drücken und den Teppich des
Schweigens über diese offenen
Fragen breiten.

Von „überragender Bedeu-
tung“ nannte Bernd Posselt die
nunmehr 50jährige Schirmherr-
schaft Bayerns über die Sudeten-
deutschen. Mit großer Dankbar-
keit grüßte der Redner „unseren
kämpferischen und immer für
uns präsenten Schirmherrn“, den
Ministerpräsidenten, und dessen
aus Buchau im Sudentenland
stammende Gattin Karin, die
sich für ihre Landsleute einsetze
und in so klarer Weise zu der

„Die Benesch-Dekrete sind anhaltend völkerrechtswidrig und
gehören auf den  Müllhaufen der Geschichte“, erklärte Mini-
sterpräsident Dr. Edmund Stoiber. ?

Rot-Grün scharf kritisiert

Scharf kritisierte der Minister-
präsident die rot-grüne Politik.
Der Bundesregierung seien die
Anliegen der deutschen Heimat-
vertriebenen lästig und völlig

Volksgruppe bekenne. In glei-
cher Weise würdigte Posselt den
Einsatz der Schirmherrschafts-
ministerin Christa Stewens und
des stellvertretenden Minister-
präsidenten Günther Beckstein.

„Kahlschlag“ beenden

An die Bundesregierung rich-
tete Posselt den Appell, endlich
den Kahlschlag in der Vertriebe-
nenarbeit zu beenden („Wir wol-
len nach der Vertreibung aus der
Heimat nicht noch die Vertrei-
bung aus der Kultur und der Ge-
schichte Europas erleben“). In
Europa forderte der Bundesvor-
sitzende ein europäisches Volks-
gruppenrecht, das diesen Namen
verdiene. Johann Böhm, der
Sprecher der Sudetendeutschen
Volksgruppe, stellte klar, dass
die tschechische Republik das
Produkt einer ethnischen Säube-
rung darstelle: „Dieses Land hat
sich eines Drittels seiner Bevöl-
kerung entledigt und hat sich de-
ren ganzes Vermögen einver-
leibt“. Was aber rechtswidrig sei,
müsse aufgehoben werden.

Karls-Preis für Dr. Pan

Zu den Höhepunkten des 55.
Sudetendeutschen Tages gehör-
ten u. a. die Verleihung des Eu-
ropäischen Karls-Preises 2004
an Professor Dr. Christoph Pan,
Leiter des Südtiroler Volksgrup-
pen-Institutes, der Kulturpreise
und des Volkstumspreises, zahl-
reiche Vortragsveranstaltungen,
Sonderschauen „Kinderland“,
Podiumsdiskussionen, Sonder-
veranstaltungen vielseitiger Art,
der große Volkstumsabend, das
„Sudetendeutsche Schatzkäst-
lein“, Auftritte der Jugend sowie
Sing- und Volkstanzgruppen und
Sonderschauen.

Die Gesamtbilanz der Sude-
tendeutschen Tage in Nürnberg
beeindruckte auch viele Teilneh-
mer aus dem Ausland. Bundes-
geschäftsführer Günther Pfro-
gner führte sehr gekonnt Regie,
unter Mitwirkung vieler freiwil-
liger Helferinnen und Helfer. Ein
Sonderlob verdiente sich erneut
für die gute Pressebetreuung die
Referentin für Öffentlichkeitsar-
beit, Hildegard Schuster, mit ih-
rer Assistentin Sonja Kotschate.

seien die Sudetendeutschen in
der bayerischen Politik. 

„Auf den Müllhaufen ...“

Der Ministerpräsident erinner-
te an die historische Friedens-
und auch Integrationsleistung der
deutschen Heimatvertriebenen
und an Persönlichkeiten wie
Wenzel Jaksch, Walter Becher,
Volkmar Gabert, Peter Glotz, Ot-
to von Habsburg, Franz Neubau-
er, Johann Böhm und Bernd Pos-
selt: „Sie alle waren und sind
Wegbereiter eines friedlichen,
versöhnenden und dialogfähigen
Europas“. Allerdings gebe es in
der europäischen Wertegemein-
schaft noch Defizite. Nötig wer-
de ein Europa, „in dem Vertrei-
bungsdekrete keinen Platz mehr
haben. Sie sollten eigentlich
längst auf dem Müllhaufen der
Geschichte liegen“. Dass am
Vorabend der EU-Erweiterung
vom Tschechischen Parlament
demonstrativ menschenverach-
tende und völkerrechtswidrige
Dekrete eine erneute Bestätigung
erfuhren, sei im Grunde unfas-
sbar. Das geschlossene Nein der
bayerischen CSU-Abgeordneten
im Europäischen Parlament zum
EU-Beitritt Tschechiens richtete
sich nicht gegen das Nachbar-
land, sondern gegen eine „antieu-
ropäische und ganz und gar nicht
nachbarschaftliche Politik“. Vor

gleichgültig. Das zeige sich auch
in der Debatte über das „Zen-
trum gegen Vertreibungen“.
Froh zeigte sich Stoiber darüber,
dass der neue Bundespräsident
Horst Köhler, der ja das Flücht-
lings- und Vertreibungsschicksal
aus eigener Erfahrung kenne,
sich für dieses Zentrum ausge-
sprochen habe. Der Schirmherr
schloss mit einem Bekenntnis zu
einem Europa, das die Men-
schenrechte achte und Vertrei-
bungen ächte und einem „Glück-
auf!“ für die Sudetendeutsche
Volksgruppe jetzt mitten im Her-
zen Europas.

Dem Schirmherrn gedankt

Die Eröffnungsrede zur
Hauptkundgebung hielt Bernd
Posselt, MdEP und Bundesvor-
sitzender der Sudetendeutschen
Landsmannschaft. Er würdigte
die Gottesdienste zum Auftakt
des Haupttages des großen Tref-
fens. Dankbar zeigte sich Posselt
über den eindrucksvollen Gott-
esdienst mit Erzbischof Karel
Otcenasek aus Königgrätz, Ex-
arch Ladislav Hucko von der
Katholisch-Unierten Kirche aus
der Tschechischen Republik,
dem sudentendeutschen Vertrie-
benenbischof Gerhard Pieschl
(„....verbunden mit Dank für sei-
ne großartige Predigt“) und Visi-
tator Pater  Norbert Schlegel.

Stoiber zur Haushaltspolitik:

„Eichel hat auf Sand gebaut“
Aufforderung an Bundesregierung auf, umgehend einen seriösen 

Haushaltsentwurf vorzulegen und im nächsten Jahr fünf Prozent zu sparen
Als „völlig unseriös und unglaubwürdig“ hat Bayerns Minister-
präsident Edmund Stoiber nach der jüngsten Kabinettssitzung
den Entwurf des Bundeshaushalts 2005 bezeichnet. „Der jetzt
von Bundesfinanzminister Eichel vorgelegte Entwurf ist auf
Sand gebaut. Ich fordere die Bundesregierung auf, statt dieses
Papiertigers umgehend einen seriösen Haushaltsentwurf für das
Jahr 2005 vorzulegen, der der Wirklichkeit standhält und nicht
sofort wieder korrigiert werden muss“, erklärte Stoiber. Auch
für die Bundesregierung führe kein Weg daran vorbei, bei den
Ausgaben endlich auf die Bremse zu treten und zu sparen. Stoi-
ber erneuerte seine Forderung an die Bundesregierung, auch im
Bundeshaushalt unter dem Strich fünf Prozent bei den Ausga-
ben einzusparen, mit Ausnahme von Bildung und Forschung.

Stoiber warf dem Bundesfi-
nanzminister vor, für einen un-
gebremsten Autoritäts- und An-
sehensverlust der deutschen Fi-
nanzpolitik verantwortlich zu
sein: „Wer sechs Jahre hinterein-
ander die Ausgaben viel zu nied-
rig und die Einnahmen viel zu
hoch ansetzt, hat jede Glaubwür-
digkeit verspielt.“ Stoiber warf
der Bundesregierung vor, in je-
dem Jahr fast doppelt so viel
neue Schulden aufzunehmen wie
geplant. 

Im Jahr 2003 habe zwischen
der tatsächlichen Neuverschul-
dung von 38,6 Milliarden Euro
und dem ursprünglichen Ansatz
von 18,9 Milliarden Euro ein
Unterschied von über 20 Milliar-
den Euro gelegen. Auch in die-
sem Jahr sei damit zu rechnen,
dass der Bund statt der geplanten
29,3 Milliarden Euro über 40
Milliarden Euro aufnehmen
müsse. 

Luftbuchungen

Auch der Bundeshaushalt
2005 sei wiederum voller Luft-
buchungen. Die von Eichel an-

genommenen Privatisierungser-
löse von 15 Milliarden Euro im
Jahr 2005 glaube außer ihm kein
Mensch in Deutschland. Stoiber:
„Diesem Haushalt ist die Unse-
riosität auf die Stirn geschrieben.
Jeder Finanzvorstand eines mit-
telständischen Unternehmens
würde mit einer solchen Vorlage
gefeuert. Nur der deutsche Fi-
nanzminister kann seine Politik
der Luftbuchungen Jahr für Jahr
fortsetzen. Hier wäre der Regie-
rungschef gefordert.“

Zins und Zinseszins

Als „in hohem Maß alarmie-
rend“ bezeichnete es Stoiber,
dass sich die Bundesregierung
auch vom Ziel des ausgegliche-
nen Haushalts offenbar vollkom-
men verabschiedet hat. Der
Bund geht davon aus, dass bis
zum Jahr 2008 jedes Jahr weitere
20 Milliarden zusätzliche Kredi-
te nötig sind, um die Defizite
auszugleichen. 

„Anders als Eichels Einnah-
meschätzungen stehen diese
Schulden nicht nur auf dem Pa-
pier. Sie müssen mit Zins und

Zinseszins zurückgezahlt wer-
den. Die immer weiter wachsen-
de Zinslast nimmt der deutschen
Politik jeden Gestaltungsspiel-
raum. Alles was für Zins und Til-
gung bezahlt werden muss, fehlt
Deutschland für Investitionen in
die Zukunft“, betonte Stoiber.
Die Investitionsquote, die 1998
noch bei 12,8 Prozent lag, werde
2004 auf etwa 9,6 Prozent fallen
und nach den Vorstellungen Ei-
chels im nächsten Jahr auf unter
neun Prozent sinken. 

Verantwortungslose 
Schuldenpolitik

„Die große Mehrheit der Men-
schen in Deutschland ist nicht
mehr bereit, diese völlig verant-
wortungslose Schuldenpolitik zu
akzeptieren. Es muss Schluss da-
mit sein, einfach nur die Lasten
auf die nächste Generation zu
verlagern. Auch im Bundeshaus-
halt muss konsequent gespart
werden. Ich fordere die Bundes-
regierung auf, im Jahr 2005 die
Ausgaben des Bundes um fünf
Prozent zu kürzen und dabei
zum Beispiel die Ausgaben bei
der Bundesagentur für Arbeit
deutlich zurückzufahren“ erklär-
te Stoiber. 

Nach Auffassung von Finanz-
minister Kurt Faltlhauser ist ein
solches Sparziel auf Bundesebe-
ne absolut realistisch. Bayern ha-
be seinen Haushalt in diesem
Jahr um über zwei Milliarden
Euro konsolidiert. Bayern werde
seinen maßvollen Sparkurs mit
Augenmaß auch in den nächsten
Jahren fortsetzen. ?
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(Fortsetzung von Seite 1)
an die Kommunalpolitiker: „Bit-
te melden Sie sich, wenn Sie der
Meinung sind, dass es noch wei-
tere überflüssige, einengende
und unvernünftige Standardvor-
gaben gibt!“

Streit um VOB geht weiter

In der nächsten Zeit wird sich
Huber zufolge ein großer Streit-
punkt fortsetzen: die Anwen-
dung der VOB im kommunalen
Bereich. Die Staatskanzlei über-
lege, die Kommunalpolitiker
entscheiden zu lassen, ob sie die
VOB unterhalb der EU-Schwel-
le anwenden wollen oder nicht.
Da dieses Ansinnen auf Wirt-
schaftsseite aber eine Welle der
Empörung ausgelöst habe, sei
das Thema für Ende Juli erneut
auf die Tagesordnung gesetzt
worden. Auch hier, so Huber,
müsse sich die kommunale Seite
einbringen. Mit purer Vernunft
komme man mitunter besser
voran.

Spielraum für Investitionen

„Damit Bayern eine der
führenden Wirtschaftsregionen
in Europa bleiben kann“, seien
Sparkurs, G8, Verwaltungsre-
form und Arbeitszeitverlänge-
rung wohlüberlegt auf den Weg
gebracht worden, erklärte Huber.
Bayern weigere sich, den rot-
grünen Weg in den Schulden-
staat mitzugehen. Hochverschul-
dete Länder zahlten immer mehr
Zinsen, weshalb der Spielraum
sowohl für Investitionen als auch
für die Kommunalförderung ver-
loren gehe. Während im Frei-
staat der Zinsanteil bei drei Pro-
zent liege, seien viele andere
Länder bereits bei zehn, zum
Teil zwölf Prozent, angelangt.
Bayern habe die Last einer Ge-
samtverschuldung von etwa 20
Mrd. Euro zu tragen, Nordrhein-
Westfalen sage und schreibe
mehr als 100 Mrd. Euro. Gespart

werden müsse im konsumtiven
Bereich, aber auch bei den Perso-
nalausgaben, sagte der Staats-
kanzlei-Chef. Ein angemessenes
Wirtschaftswachstum sei nicht
zuletzt wegen der Finanzierung
des  Aufbaus Ost sowie des Ren-
ten- und Gesundheitsbereichs
dringend erforderlich. Die  bay-
ernweite Umschichtung sei
Grundvoraussetzung dafür, Spiel-
räume für neue politische Gestal-
tungsmöglichkeiten zu schaffen:
„Je früher man etwas macht, um
so effizienter wird es sein.“

Prioritäten

Speziell bei der Verwaltungs-
reform sei die Staatsregierung
nach den Prioritäten Aufgaben-
kritik, Deregulierung und Neuor-
ganisation im Behördenbereich
vorgegangen. Laut Huber stellt
sich die Frage: „Muss der Staat
alle Leistungen dauerhaft erbrin-
gen? Ist nicht vieles nur eine
wünschenswerte Leistung, die
man sich in guten Jahren gönnen,
in schlechten aber nicht mehr fi-
nanzieren kann?“ Hier gelte es,
die Eigenverantwortung zu för-
dern. Was Punkt 2 der Prioritä-
tenliste anbelangt, strebt Bayern
an, in den nächsten fünf Jahren
rund ein Drittel der etwa 70.000
Seiten umfassenden Verwal-
tungsvorschriften zu streichen. 

Zwei Pakete

Mit Blick auf die Neuorgani-
sation im Behördenbereich stell-
te Huber den Inhalt zweier Pake-
te vor, über die im Juli bzw. Sep-
tember/Oktober entschieden
werden soll. 

Paket 1 habe zunächst die
Landesentwicklung/Landespla-
nung im Visier. Hier werde es ei-
ne deutliche Reduzierung dessen
geben, was im Landesentwick-
lungsprogramm vorgegeben ist.
Auch in der Regionalplanung
stellte Huber eine deutliche Ver-
schlankung in Aussicht. Bei der

Frage der Gewerbeaufsicht gehe
es indes darum, Kontrollen für
die Wirtschaft  zu vermeiden. 

Zusammenlegungen

Im Bereich der Forstreform
stellt sich die Frage, was mit den
Direktionen der ländlichen Ent-
wicklung geschehen soll. Erwin
Huber geht davon aus, dass die-
se in ihrer jetzigen Form nicht
mehr weiter bestehen werden.
Vielmehr würde sich anbieten,
die Direktionen in die Landwirt-

dings stellt sich Huber zufolge
die Frage, „ob man die Abwick-
lung des Landes- und Bundeser-
ziehungsgeldes aufgrund der re-
lativen Bürgerferne nicht auf die
Landratsämter verlagern könn-
te“. Sinnvoll erscheine es, eine
Art Kompetenzcenter für Famili-
en bei den Landratsämtern zu
bilden und den Bereich Familie
und Soziales stärker zusammen-
zufassen - gemäß der One-Stop-
Agency-Maxime. Neu regeln
werde der Staat auch sein Immo-
bilienmanagement, das eine
Menge an Synergieeffekten ent-
halte. 

Paket zwei beschäftigt sich
mit den Fachbehörden Hochbau,
Straßenbau und  Wasserwirt-
schaft, mit Fragen der Vermes-
sungsverwaltung, mit Lan-
desämtern, Polizei- und Schul-
verwaltung sowie Außenstellen
von Behörden und Gerichten.
Laut Huber gilt es als sicher,
dass es zu einer Zusammenfas-
sung der Bauämter kommen
wird - wie diese konkret aus-
sieht, muss sich jedoch erst wei-
sen. Zu diskutieren wird auch die
Frage sein, ob man private Ver-
messungsbüros zulassen soll.
Auch ist daran gedacht, aus vier
Landesämtern (Umweltschutz,
Geologie, Wasserwirtschaft, Ar-
beitsschutz) entweder eines oder
zwei zu machen, wobei die Fra-
ge des Standorts noch geklärt
werden muss. Tendenziell wer-
den viele kleinere Außenstellen
keinen Bestand mehr haben,
meinte der Minister. 

Pragmatismus

Huber appellierte an die Man-
datsträger, die Dinge pragma-
tisch miteinander zu erörtern.
Gewisse Synergieffekte seien
nur dann zu erzielen, „wenn wir
auch zu mutigen Entscheidun-
gen fähig sind“. So schlug er vor,
„im Baugenehmigungsverfahren
sowie bei der Aufstellung von
Bebauungs- und Flächennut-
zungsplänen die Beteiligung so
vieler Träger öffentlicher Belan-
ge deutlich zu reduzieren“. In
Absprache mit Innenminister Dr.
Günther Beckstein sei man zur
Überzeugung gelangt, die Stand-
ardbaugenehmigung dem Land-
ratsamt zu überlassen und für ei-
ne sog. fakultative Beteiligung
zu sorgen. Damit wäre die Ent-
scheidungszentralität des Land-
ratsamts gestärkt, Verfahren
würden beschleunigt. 

Mut zur Lücke

Hubers Fazit: „Wenn wir nicht
den Mut zur Lücke haben, wer-
den wir in Sachen Deregulierung
und Verwaltungsreform schei-
tern, weil es immer tausend
Gründe gibt, etwas nicht zu än-
dern.“ Es könne nicht sein, dass
Proteste von Berufsverbänden
und Funktionären im Beamten-
bereich zu einem Stillstand und
zur Mutlosigkeit führen. Jetzt sei
die Gelegenheit günstig, etwas
für die Standortpolitik in Bayern
zu tun. Andernfalls „versündigen
wir uns an der Zukunft“. 

KPV für Verschlankung

Luitpold Braun zufolge trägt
die KPV die Kernanliegen der
Bayerischen Staatsregierung mit.
Alte Zöpfe müssten endlich ab-
geschnitten und neue Ressour-
cen erschlossen werden. Aus-
drücklich bedankte sich der
KPV-Vorsitzende für die vorge-
sehene Verschlankung im Be-
reich der Regionalplanung. Hier
sei ein tragbarer Kompromiss
ausgehandelt worden. 

In der anschließenden, ange-
regten Diskussion, wurden von
den Kommunalpolitikern The-
men wie Umweltschutz, Flurbe-
reinigung, Reform der Verwal-
tungsschulen, Privatisierung der
Vermessungsämter, Trinkwas-
seruntersuchung sowie Kamera-
listik angesprochen. Staatsmini-
ster Huber bezog auch hierzu de-
zidiert Stellung. DK

Bayerns Wirtschaft verliert
an Zuversicht

Binnenkonjunktur springt nicht an / Bauwirtschaft weiter in der Krise
Keine Wende am Arbeitsmarkt / Leichte Erholung im Handwerk

Bayerns Unternehmer beurteilen sowohl die aktuelle Lage als
auch die Aussichten für die kommenden Monate wieder pessi-
mistischer als zu Jahresbeginn. Dazu stellte Reinhard Dörfler,
Hauptgeschäftsführer der Industrie- und Handelskammer für
München und Oberbayern vor der Presse in München fest:
„Die wirtschaftliche Erholung in Bayern hat zur Jahresmitte
2004 einen Dämpfer erhalten.“ Dörflers Urteil beruht auf der
aktuellen Konjunkturumfrage des Bayerischen Industrie- und
Handelskammertages (BIHK) bei rund 3400 Unternehmen. In
Bayerns Handwerk zeichnet sich „eine leichte Erholung in
Trippelschritten“ ab, so Heinrich Traublinger, Präsident des
Bayerischen Handwerkstages (BHT).

Auf die Investitionslust drückt
eine schlechte Ertragslage. Al-
lein bei der exportorientierten
Wirtschaft ist die Stimmung et-
was besser, aber nach wie vor
lahmt die Binnennachfrage. Am
Arbeitsmarkt ist deshalb noch
kein Aufwärtstrend in Sicht, so
Dörfler.

Gebremste Erwartungen 

Die bayerischen Unternehmen
haben ihre Erwartungen im
Sommer 2004 zurückge-
schraubt. Nur noch 21 Prozent
rechnen damit, dass die Geschäf-
te in den kommenden Monaten
anziehen, während es zu Jahres-
beginn immerhin noch 26 Pro-
zent waren. Unverändert 12 Pro-
zent befürchten eine weitere Ver-
schlechterung. „Der Rückgang
der optimistischen Stimmen
zieht sich wie ein roter Faden
durch alle Branchen“, so Dörfler.

Die bayerische Industrie lebt
derzeit fast ausschließlich vom
Export, während die Inlands-
nachfrage immer noch stagniert.
Nahezu unverändert bezeichnen
23 Prozent (im Februar 22 Pro-
zent) der Unternehmen ihre Ge-
schäftslage als positiv, während
22 (21) Prozent eine schlechte
Lage melden. Das dämpft auch
die Erwartungen: Nur noch 22
(28) Prozent glauben, dass die
Geschäfte anziehen. Der Anteil
der Pessimisten ist von 9 auf 10
Prozent gestiegen. Wesentlich
zuversichtlicher beurteilen die
exportorientierten Unternehmen
Lage und Aussichten. So sind
die Erwartungen an das Aus-
landsgeschäft gegenüber Jahres-
beginn nochmals gestiegen. In-
zwischen rechnen 48 (42) Pro-
zent der Investitionsgüterherstel-
ler mit steigenden Auslandsauf-
trägen. Dagegen hat die stärker
binnenorientierte Ge- und Ver-
brauchsgüterindustrie mit sin-
kenden Aufträgen zu kämpfen.

Wenig Wirtschaftsbau

Die Bauwirtschaft kommt im-
mer noch nicht auf die Beine.
Nur noch 7 (13) Prozent der be-
fragten Unternehmen erwarten,
dass sich die Geschäfte in Zu-
kunft positiv entwickeln, 15 (14)
Prozent glauben, dass es weiter
abwärts geht. Besonders betrof-
fen ist der Wirtschaftsbau. Nach
39 Prozent im Februar befürch-
ten jetzt sogar 51 Prozent, dass
die Aufträge weiter zurückge-
hen, nur noch 8 (11) Prozent sind
zuversichtlich. Dies schlägt sich
auch in den Ertragsaussichten
nieder. In den kommenden Mo-
naten rechnen 42 (28) Prozent
der Bauunternehmen mit Ein-
brüchen und nur 7 (6) Prozent
mit steigenden Erträgen.

Frostiges Konsumklima

Auch der Einzelhandel kann
sich im ersten Halbjahr 2004
nicht aus seinem Tief befreien,
vor allem das frostige Konsum-
klima drückt auf die Stimmung.
Nur noch 15 (18) Prozent  der
Händler erwarten, dass es auf-
wärts geht, 17 (18) Prozent dage-
gen sind pessimistisch. Die Um-
satz- und Ertragsaussichten sind
ebenfalls gesunken. So fürchten

wieder 39 (32) Prozent Umsatz-
und 40 (33) Prozent Ertragsein-
bußen. „Die anhaltend hohe Ar-
beitslosigkeit und orientierungs-
lose Politik,“ so Dörfler, „sorgt
auch weiterhin für Verunsiche-

Prozent in den kommenden Mo-
naten Entlassungen. Selbst bei
den unternehmensnahen Dienst-
leistern hat sich das Blatt wieder
gewendet. Nur noch 17 (21) Pr-
zent wollen aufstocken, 20 (15)
Prozent aber wollen reduzieren.
„Damit wird sich der Beschäfti-
gungsabbau weiter fortsetzen“,
befürchtet Dörfler. Eine Trend-
wende auf dem Arbeitsmarkt sei
ohne durchgreifende Reform-
spritze nicht möglich. In erster
Linie müssten die Arbeitskosten
sinken „und zwar schnell und
deutlich“, fordert der BIHK-
Chef. Allein auf die anziehende
Weltkonjunktur könne und dürfe
sich Deutschland jetzt und auch
in Zukunft keinesfalls verlassen.

Im bayerischen Handwerk hat
im ersten Quartal 2004 der in der
zweiten Hälfte des letzten Jahres
eingesetzte Erholungsprozess
zwar angehalten, sein Tempo
aber verlangsamt. Immerhin ist
der Geschäftsklimaindex - die
Zusammenfassung aus Lageein-
schätzung und Zukunftserwar-
tung - angestiegen: 57 Prozent
der befragten Handwerker beur-
teilen das Geschäftsklima mit
„befriedigend“ oder besser. Vor
einem Jahr waren es 53 Prozent.
BHT-Präsident Heinrich Traub-
linger: „Die Erholung kommt
nur im Schneckentempo voran,
weil die Binnennachfrage zu
schwach ist.“ Die bayerischen
Handwerksbetriebe erwarten
denn auch für das laufende
Quartal überwiegend eine ver-

haltene Geschäftsentwicklung,
weil die Kaufzurückhaltung der
Kunden anhalten dürfte. 

Bescheidene 
Stimmungsaufhellung

Die bescheidene Stimmungs-
aufhellung war am deutlichsten
im produzierenden Metallgewer-
be zu spüren. Auch die Ausbau-
handwerke und die Gewerbe für
persönliche Ausstattung mach-
ten Fortschritte. Hingegen gab es
im Baugewerbe und in verschie-
denen konsumnahen Dienstlei-
stungszweigen kaum eine Verän-
derung. Das Kfz-Gewerbe litt
unter der schwachen Autokon-

gend mit den Wiedereinstellun-
gen in den Außenberufen nach
dem Winterende zu tun. Mittel-
fristig zwingen die schwache
Konjunktur und der anhaltende
Lohnkostendruck die Handwer-
ker zu einer restriktiven Perso-
nalpolitik. 

Das Baugewerbe leidet nach
wie vor unter einer Abwärts-Ent-
wicklung des Auftragseingan-
ges. Angebotsüberhänge bei
Büro- und Lagergebäuden, ein
wenig rentierlicher Mietwoh-
nungsbau und verringerte Bau-
aufträge der öffentlichen Hände
sind die Ursache. Einzig positiv
war im ersten Quartal dieses Jah-
res der Umstand, dass sich durch
die Diskussion um die Zukunft
der Eigenheimzulage der Bau
von Eigenheimen belebte. 

Vorzieheffekt bei 
Gesundheitshandwerken

Im Gegensatz dazu erlebten
die Gesundheitshandwerke die
ungünstigen Folgewirkungen ei-
nes „Vorzieheffektes“. Wurden
Ende letzten Jahres mit Blick auf
die anstehende Reform des Ge-
sundheitswesens zum Jahres-
wechsel noch viele Maßnahmen,
etwa Brillenanschaffungen, vor-
gezogen, so gab es entsprechend
hohe Nachfrageausfälle im Be-
richtsquartal.

Insgesamt ist aber im bayeri-
schen Handwerk der Auftragbe-
stand von fünf Wochen im ersten
Quartal 2003 auf 5,2 Wochen im
ersten Quartal dieses Jahres ge-
stiegen. Es sei davon auszuge-
hen, so Traublinger, dass auch
im laufenden Quartal die wirt-
schaftliche Erholung nur in Trip-
pelschritten vorankommen wer-
de. Die Schwäche der allgemei-
nen Konjunktur hinterlasse auch
im bayerischen Handwerk ihre
Spuren. doh.

Alte Zöpfe ab schneiden ...

Dr. Reinhard Dörfler. ?

rung bei den Verbrauchern.“ Zu-
dem sei die Wirkung der Steuer-
reform zu Jahresbeginn völlig
verpufft. „Die höheren Ausga-
ben aufgrund der Gesundheitsre-
form und die gestiegenen Ener-
giekosten haben von den Entla-
stungen fast nichts übrig gelas-
sen“, erläutert der BIHK-Chef.
Bei den Großhändlern ist der
Optimismus vom Jahresbeginn
ebenfalls wieder verflogen. Nur
noch 19 (28) Prozent rechnen
mit einer positiven Entwicklung,
15 (11) Prozent stellen sich auf
schlechtere Geschäfte ein.

Weniger Dienstleistungen

Deutlich abgekühlt haben sich
die Geschäftserwartungen der
Dienstleister. So zeigen sich nur
noch 30 (38) Prozent optimi-
stisch, 11 (10) Prozent dagegen
erwarten eine Verschlechterung.
Sie befürchten zudem, dass sich
die schwache Umsatzentwick-
lung auch in den kommenden
Monaten fortsetzen wird. Nach-
dem zu Jahresbeginn noch 35
Prozent der Dienstleister mit
höheren Umsätzen gerechnet ha-
ben, sind es jetzt nur noch 28
Prozent. Mit sinkenden Umsät-
zen rechnen dagegen 29 (17)
Prozent.

Investitionspläne korrigiert

Entgegen der Erwartung zu
Jahresbeginn haben die bayeri-
schen Unternehmen ihre Investi-
tionspläne wieder nach unten
korrigiert. Dabei sind Inlands-
wie Auslandsinvestitionen rück-
läufig. So wollen nur noch 16
(17) Prozent der befragten Un-
ternehmen ihre Investitionen er-
höhen, 30 (27) Prozent planen
hingegen Kürzungen. Wenn in-
vestiert wird, dann weiterhin in
Ersatzbeschaffung.

Keine Entspannung 
am Arbeitsmarkt

Die wirtschaftliche Erholung
ist nach wie vor viel zu schwach,
um auf dem Arbeitsmarkt für
Entspannung zu sorgen. Nur
noch 8 (10) Prozent der Unter-
nehmen wollen Personal einstel-
len. Dagegen planen 26 (25)

Heinrich Traublinger. ?

junktur und zuletzt auch unter
den hohen Benzinpreisen. 

Während die Umsätze im Ver-
gleich zum ersten Quartal des
Vorjahres minimal gesunken
sind, blieb die Beschäftigtenzahl
im bayerischen Handwerk mit
rund 880 000 Personen Ende
März etwa so hoch wie ein Jahr
zuvor. Dies hat aber überwie-

Staatsminister Erwin Huber.

schaftsverwaltungen zu integrie-
ren - mit dem gleichen Zustän-
digkeitsbereich eines Regie-
rungsbezirks. Auch sei die Frage
zu überprüfen, ob es bei den
Landwirtschaftsabteilungen der
Regierungen bleibt oder nicht
doch eine zweistufige Verwal-
tung, bestehend aus Ministerium
und Ämtern für Land- und Forst-
wirtschaft, vorzuziehen ist. Aus
Hubers Sicht spricht viel für eine
Neuregelung. 

Erziehungsgelder 
zu den Landratsämtern

Hingegen werden die Ämter
für Versorgung und Familienför-
derung als eigene Verwaltung
wohl erhalten bleiben. Aller-
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Aktuell von der Halbjahres-Pressekonferenz: 

NürnbergMesse weltweit
unter den Topp 20

Weiter wachsen möchte die NürnbergMesse. Erstmals gelang
ihr 2003 ein Umsatz, der die 100-Mio.-Euro-Marke überstieg -
ein Rekordergebnis!  „Wir rechnen in diesem Jahr mit einem
Umsatzplus auf rund 105 Millionen Euro“, so Bernd A. Diede-
richs, Geschäftsführer der NürnbergMesse. Damit kann sich
die Messegesellschaft im dritten Jahr in Folge erfolgreich von
der Entwicklung im deutschen Messewesen abkoppeln und hat
sich weltweit unter den Topp 20 Messegesellschaften etabliert.

In den vergangenen fünf Jah-
ren hat die NürnbergMesse
ihren Umsatz um rund 45 Pro-
zent auf zuletzt 101,4 Mio.
EUR gesteigert. „Dieses Ergeb-
nis ist der Verdienst aller 227
Kolleginnen und Kollegen“,
lobte der Messechef die Team-
leistung. Sie hätten mit ihrer
Einsatzbereitschaft und Dienst-
leistungsorientierung aber auch
ihrem Kostenbewusstsein dafür

gesorgt, dass die Gesellschaft
aus wirtschaftlich schwierigem
Umfeld gestärkt hervorgeht 

Neben den Geschäftsfeldern
Eigen- und Partnerveranstaltun-
gen (50,8 Mio. EUR) und Gast-
veranstaltungen (28,8 Mio.
EUR) mit zusammen 79,6 Mio.
EUR Umsatz sind mit dem
CCN CongressCenter Nürnberg
(5,4 Mio. EUR), Nürnberg Glo-
bal Fairs (3,0 Mio. EUR) und

MesseService (13,4 Mio. EUR)
weitere Umsatzträger hinzu ge-
kommen. „Naturgemäß erwar-
ten wir insbesondere von diesen
jungen Geschäftsfeldern in den
kommenden Jahren ein weiteres
Wachstum“, so Diederichs. 

Neues Kongresszentrum

Seit 1999 wurden 221 Mio.
EUR in den Ausbau und die
Services des Messezentrums in-
vestiert. Inzwischen stehen
152.000 m² Brutto-Ausstel-
lungsfläche zur Verfügung. Die

CCN Ost im Bau. Foto: NürnbergMesse

deutschen Wirtschaft, Berlin)
legte die Beteiligung zwischen
1998 und 2002 auf Besuchersei-

te um rund 12 Pro-
zent zu. Am Messe-
platz Nürnberg
wuchs der Besuch
aus diesen Märkten
mit 26 Prozent im
gleichen Zeitraum
mehr als doppelt so
stark. 

„Die Nürnberg-
Messe gehört zu
den Gewinnern der
EU-Os te rwe i t e -
rung, schon heu-
te!“, erklärte Diede-
richs. Im ersten
Halbjahr 2004
konnten zahlreiche
Fachmessen ein
überdurchschnittli-
ches Plus beim Be-
such aus den neuen
EU-Mitgliedsstaa-

ten verzeichnen, an der Spitze
das Fachmessetrio POWTECH,
TechnoPharm, ExploRisk (+ 63
%), der Messeverbund aus fen-
sterbau/frontale und HOLZ-
HANDWERK (+ 59 %) sowie
die Interzoo (+ 40 %). Aber
auch High-Tech-Fachmessen
wie die embedded world (+ 18
%) verzeichneten einen deutli-
chen Anstieg aus diesen Län-
dern. Insgesamt erwartet die
NürnbergMesse für 2004 rund
20.000 Fachbesucher und über
300 ausstellende Unternehmen
aus den neuen EU-Mitglieds-
staaten. 

Positive Halbzeitbilanz 

Rund 70 Fachmessen, Aus-
stellungen und Kongresse ste-
hen für 2004 im Veranstaltungs-
kalender der NürnbergMesse,
darunter 20 Eigen- und Partner-
veranstaltungen. Neun Fach-

größte Baustelle ist aktuell das
CCN Ost, das im April 2005 of-
fiziell eröffnet wird. Damit
wächst die Kongresskapazität
im Messezentrum um 3.200 auf
über 11.000 Plätze. Die hohen
Investitionen - durchschnittlich
über 50 Prozent gemessen am
Umsatz in den letzten fünf Jah-
ren - sind der Grund für den
steigenden Verlustvortrag. So
betrug das Jahresergebnis 2003
minus 5,9 Mio. EUR und ist da-
mit um rund 20 Prozent besser
als die ursprünglich geplanten
minus 7,3 Mio. EUR. 

Wachstumsperspektiven 

In den vergangenen fünf Jah-
ren hat der Fachbesuch aus den
neuen EU-Mitgliedsländern am
Messeplatz Deutschland über-
durchschnittlich zugelegt. Nach
Angaben des AUMA (Ausstel-
lungs- und Messeausschuss der

Bernd A. Diederichs, Geschäftsführer
NürnbergMesse.      Foto: NürnbergMesse

messen werden von der Toch-
tergesellschaft Nürnberg Global
Fairs weltweit durchgeführt -
von Shanghai (China) über
Manama (Bahrain) bis Rio de
Janeiro (Brasilien). 

Die gesamtwirtschaftliche Er-
holung, die bereits im zweiten
Halbjahr 2003 in Nürnberg zu
beobachten war, setzte sich
auch im ersten Halbjahr 2004
weiter fort. Die Halbzeitbilanz
der NürnbergMesse fällt ent-
sprechend positiv aus. So konn-
ten einige Fachmessen mit zum
Teil erheblichen Wachstumsra-
ten bei der verkauften Ausstel-
lungsfläche glänzen, wie EU-
ROGUSS (+ 50 %), embedded
world (+ 14 %), SMT/HY-
BRID/PACKAGING (+ 12 %)
und Interzoo (+ 5 %). 

Aussteller 
achten auf den Erfolg

Auch der Fachbesuch legte
zum Teil spektakulär zu: An der
Spitze die embedded world (+
20 %) gefolgt von Interzoo (+
14 %), EUROGUSS (+ 13 %),
IMA (+ 13 %), e_procure (+ 11
%), POWTECH, TechnoPharm,
ExploRisk (+ 7 %), HOLZ-
HANDWERK und
fensterbau/frontale (+ 6 %) so-
wie IFH/Intherm (+ 5 %). 

„Diese Zahlen zeigen: Gute
Messen stehen bei Ausstellern
und Besuchern unverändert
hoch im Kurs und können deut-
lich zulegen. Diese Zahlen zei-
gen aber auch: Aussteller achten
viel stärker als in den vergange-
nen Jahren auf den unmittelba-
ren Beteiligungserfolg. Mag ei-
ne Messe auch eine noch so lan-
ge und erfolgreiche Tradition
haben - ein Ausrutscher wird
heute kaum noch verziehen.
Umgekehrt zieht eine positive
Veranstaltung einen Wechsel

auf die Zukunft. Wir haben in
den vergangenen Wochen und
Monaten viele Wechsel gezogen
und gehen davon aus, dass un-
sere erfolgreichen Veranstaltun-
gen weiter wachsen werden“,
blickt Diederichs optimistisch
nach vorne. 

Weniger Aussteller
und Besucher

Negativ macht sich bemerk-
bar, dass gegenüber dem besser
vergleichbaren ersten Halbjahr
2002 einige Veranstaltungen
turnusgemäß (BeBoSa, Holz-
bau und Ausbau) nicht stattge-
funden haben, andere, wie Fa-
meta, ReSale oder Powder Coa-
ting Europe, nicht mehr in
Nürnberg stattfinden. Im Ergeb-
nis liegt die Zahl der Aussteller
im ersten Halbjahr 2004 bei
rund 13.000 (- 4 %). Einmal
mehr zugelegt hat die Zahl in-
ternationaler Aussteller auf rund
5.700 (+ 6 %). Die verkaufte
Nettofläche sank leicht um vier
Prozent auf über 450.000 m²,
die Zahl der Besucher um 11
Prozent auf über 690.000, da-
von 107.000 internationale
Fachbesucher, ein deutliches
Plus von 12 Prozent. 

Mit Fachmessen wie GaLa-
Bau (Gestaltung von Grün- und
Freiräumen), FachPack (Ver-
packungstechnik), PrintPack
(Verpackungsdruck), LogIntern
(interne Logistik), Evenord +
BÄKO Franken (Fleischerei-
und Bäckereibedarf), IKK (Käl-
te-, Klima- und Lüftungstech-
nik), ENKON dezentral (Ener-
gietechnik), ConSozial (Sozial-
markt), IENA (Erfinderbörse),
BRAU Beviale (Getränketech-
nologie und -marketing) sowie
SPS/IPC/DRIVES (Automati-
sierungstechnik) und Kongres-
sen wie POF (Plastic Optical Fi-
bres Congress) und bpt (Vete-
rinärmedizin) sowie Publikums-
veranstaltungen wie der CON-
SUMENTA steht das Messe-
zentrum vor einem heißen Mes-
seherbst.

Fünf Jahre Global Fairs

Ihren fünften Geburtstag fei-
erte im April Nürnberg Global
Fairs. Das schönste Geschenk
machte sich die hundertprozen-
tige Tochtergesellschaft der
NürnbergMesse für die Durch-
führung von Auslandsmessen
und Messebeteiligungen selbst:
den Aufstieg in die Topp Ten
der deutschen Auslandsmesse-
gesellschaften. Das Resümee
nach fünf Jahren und knapp 150
Veranstaltungen: Wachstum ist
schwierig - aber machbar.       ?

Scheibchenweise 
Sicherheit 

Von Prof. Dr. Klaus Jamin
Wir alle sind dankbar, dass es das Internet gibt. Was wäre denn
sonst mit dem Schutz gegen die Viren, die wir uns über die ver-
schiedensten Methoden der Datenübertragung einfangen.
Früher waren es Disketten, dann CDs und DVDs auf denen Vi-
ren verteilt wurden. Heute werden Viren jeder Art über das In-
ternet verbreitet. Aber es gibt Abhilfe. Beispielsweise bietet
Microsoft (es gib kaum einen Hersteller der es nicht ebenso
macht) regelmäßig und in immer kürzeren Abständen so ge-
nannte Flicken (patches) zum Reparieren der Software an, im-
mer häufiger nicht nur zur Verbesserung des Betriebssystems,
sondern zur Verbesserung der Sicherheit.

Eigentlich müssten die vielen
Anwender in den Behörden dar-
über glücklich sein, denn die
Flicken sind fast immer kosten-
los. Sobald die Flicken, oder sa-
gen wir Updates, jedoch das Be-
triebssystem verändern, ja even-
tuell nicht mehr rückgängig ge-

die ganze Problematik.
Nicht zu unrecht wird von

Fachleuten diese Vereinbarun-
gen als „Lizenz zum Ausspähen“
bezeichnet. Microsofts Möglich-
keiten, den Anwendern weltweit
auf die Festplatten zu schauen
und nicht nur systembezogene

macht werden können, wird es
problematisch.

Lizenz zum Ausspähen

Denn Microsoft ist beispiels-
weise bestrebt, das bestehende
Betriebssystem zu analysieren.
Das ist nötig, um richtige sinn-
volle Verbesserungen und Er-
gänzungen vorzunehmen. Die-
ses Verfahren ist sicher als ein
Service gegenüber den Kunden
anzusehen. Geht man aber da-
von aus, dass der Kunde (häufig
Privatperson) über seinen Ver-
träge  (Kaufvertrag, Zustim-
mung zur Lizent etc.) sein Ein-
verständnis dazu gegeben hat,
so ist das in Unternehmen und
Behörden anders.

Da genügt ein Blick in die
Einverständniserklärung. Die
Formulierung „Wenn Sie sich
entscheiden, die Update-Funk-
tionen innerhalb des Betriebssy-
stem-Produktes oder der Be-
triebssystem-Komponenten zu
verwenden, ist es zum Imple-
mentieren der Funktionen erfor-
derlich, bestimmte Informatio-
nen zum Computersystem, zur
Hardware und zur Software zu
verwenden. Indem Sie diese
Funktionen verwenden, ermäch-
tigen Sie Microsoft oder deren
bezeichneten Vertreter zum Zu-
griff auf die erforderlichen Infor-
mationen und zu deren Verwen-
dungen für Updates........“ zeigt

Daten einzuholen, sind umfas -
send. Experten sagen, Microsoft
sei es auch möglich, über das In-
ternet zu prüfen, welche der ver-
fügbaren Updates bereits instal-
liert sind und welche fehlen, es
könnten auch die Versionsnum-
mern von Software-Paketen, In-
formationen über die installierte
Hardware und wichtige Kenn-
zahlen erfasst werden. Fachleute
wollen festgestellt haben, dass
beim ersten Analysieren eines
neuen Systems beinahe zehn
MByte Daten an Microsoft-Ser-
ver gehen, bevor auch nur eine
einzige Datei zum Kunden über-
tragen wird.  

Spezielle 
Zugangsberechtigungen 

Es gilt jedoch die Regel in
Behörden, dass es nur den dazu
ausdrücklich berechtigten Perso-
nen möglich sein darf Zugriffe,
mit denen Änderungen an auto-
matisierten Verfahren gemacht
werden, vorzunehmen. Das gilt
also auch für das Betriebssystem
auf dem die Verfahren laufen. 

Bei entscheidenden Änderun-
gen an automatisierten Verfah-
ren, mit denen sensible Daten
verarbeitet werden (z. B. solche,
die einem besonderen Berufs-
oder Amtsgeheimnis unterlie-
gen), muss eine Kontrolle durch
den Datenschutzbeauftragten er-
folgen. ?
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Rationalisierungspotenziale  im Internet: 

Elektronische Signatur
macht von sich reden

Von Michael Leistenschneider, Mitglied des Vorstandes der DATEV eG
Nicht zuletzt wegen der aktuellen Kartenprojekte der Bundesre-
gierung - JobCard, Gesundheitskarte, elektronischer Personal-
ausweis - steht eine alte Bekannte in jüngster Zeit wieder ver-
stärkt im Mittelpunkt der allgemeinen Aufmerksamkeit: die
elektronische Signatur. Trotz der Publicity wartet der elektroni-
sche Rechts- und Geschäftsverkehr immer noch auf seinen end-
gültigen Durchbruch.

Der Grund dafür ist das viel zi-
tierte „Henne-Ei-Problem“ bei
der Verbreitung elektronischer
Signaturen: Ohne weit reichende
Praxisanwendungen keine breite
Akzeptanz für die Technik - doch
ohne Verbreitung der technischen
Infrastruktur fehlt die Basis für
Anwendungen. Einen wichtigen
Impuls wird die JobCard geben,
die voraussichtlich 2007 flächen-
deckend für alle Arbeitnehmer
gesetzlich vorgeschrieben wer-
den soll. Ihre Einführung ist ein
wichtiger Impuls für die Signa-
tur, weil sie einen großen
Schritt für ihre flächen-
deckende Verbreitung be-
deutet. Immerhin können
dann auf einen Schlag rund
35 Millionen Arbeitnehmer
digitale Verwaltungs- oder
Geschäftsvorgänge qualifi-
ziert elektronisch signieren.
Doch viele potenzielle An-
wender sind über den einfa-
chen Vorgang des digitalen
Signierens und auch über die
hohe Sicherheit der Unter-
schrift nicht ausreichend in-
formiert.

Das Wesen der 
elektronischen Signatur

Der Vorgang des elektro-
nischen Signierens ist ei-
gentlich ganz einfach: Ei-
nem digitalen Dokument
werden Daten in elektronischer
Form beigefügt, welche die Inte-
grität des Dokuments sicherstel-
len und zur Au-thentisierung des
Absenders dienen. Die Signatur-
Software benutzt dafür ein
asymmetrisches kryptografi-
sches Verfahren. Für jeden Be-
teiligten am Signatur-system
wird ein Schlüsselpaar aus ei-
nem privaten und einem öffentli-
chen Schlüssel generiert, die in
einem bestimmten mathemati-
schen Verhältnis zueinander ste-
hen. Der private Schlüssel befin-
det sich in der Regel auf einer
SmartCard.

Um beispielsweise eine eMail
digital zu unterschreiben, sig-
niert der Absender diese beim
Verschicken mit seinem privaten
Schlüssel, dem elektronischen
Pendant zur händischen Unter-
schrift. Der Empfänger prüft die
Echtheit des Absenders, indem
er die Signatur mit dem öffentli-
chen Schlüssel des Absenders
decodiert. Lässt sich die Unter-
schrift so verifizieren, ist die
Nachricht vollständig und nach
dem Signieren nicht mehr geän-
dert worden. Wie sicher die Her-
kunftsangabe ist, hängt von der
Qualität der verwendeten Signa-
tur ab. Die Gültigkeit der digita-
len Identität eines Absenders ga-
rantiert jeweils das TrustCenter,
das dessen Signaturkarte inklusi-
ve der Signaturzertifikate ausge-
geben hat.

Verschiedene Arten

Wenn von DER elektroni-
schen Signatur die Rede ist, so
ist zu beachten, dass es verschie-
dene Arten von Signaturen gibt,
die in Sachen Sicherheit und
rechtlicher Verbindlichkeit sehr
unterschiedlich sein können:
? „Einfache“ elektronische Sig-
naturen sind rechtlich nicht
näher definiert.
? Fortgeschrittene elektroni-
sche Signaturen sind einem In-
haber des Signaturschlüssels zu-

geordnet und ermöglichen seine
eindeutige Identifizierung. Eine
nachträgliche Veränderung der
Daten kann erkannt werden. Für
fortgeschrittene Signaturen gilt
im gerichtlichen Verfahren die
freie richterliche Beweiswürdi-
gung ohne irgendwelche Be-
weiserleichterungen.
? Einen hohen Sicherheitsstan-
dard gewährleisten qualifizierte
elektronische Signaturen. Sie
werden mittels eines gültigen
qualifizierten Zertifikates und
mit einer sicheren Signaturerstel-

rung der Infrastruktur. Ein prak-
tikabler Standard ist bereits ge-
funden, denn die maßgeblichen
Anbieter haben sich in Eigenre-
gie auf einen solchen geeinigt.
Im Rahmen einer gemeinsamen
Initiative haben die im
TeleTrusT Deutschland
e.V. zusammenge-
schlossenen Signatur-
Infrastruktur-Anbieter
und die T7-Gruppe, eine
Vereinigung der Trust-
center-Betreiber, den In-
teroperabilitätsstandard
ISIS-MTT entwickelt.
Sukzessive setzen die
Anbieter ihn nun in
ihren Signatur-Kompo-
nenten um. Die Anwen-
dungskomponenten bei-
spielsweise der DATEV
entsprechen inklusive
der Zertifikate für die
qualifizierte elektroni-
sche Signatur bereits
diesem Standard. 

Einer Verbreitung der qualifi-
zierten Signatur steht damit
nichts mehr im Wege, und damit
dies in absehbarer Zukunft auch
geschieht, fördert die Bundesre-
gierung diese durch verschiede-
ne Initiativen und Projekte wie
Media@Komm, Media@Komm-
Transfer und BundOnline 2005.

Signaturbündnis 
fördert Verbreitung

Für weitere Möglichkeiten zur
Anwendung, Verbreitung und
Einführung chipkartenbasierter
elektronischer Signaturen soll
das Bündnis für elektronische
Signaturen sorgen. Es wurde An-
fang April 2003 unter der Feder-
führung des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Arbeit
sowie des Bundesministeriums
des Innern gegründet. Dem
Bündnis gehören derzeit fast 30
Mitglieder an, darunter Anbieter
von Signaturkomponenten und -
anwendungen, Trustcenterbetrei-
ber wie DATEV, Banken, Ren-
tenversicherer, Vertreter aus dem
Versicherungswesen sowie ver-
schiedene Bundesministerien.

Virtuelle Behördengänge

Eine Bestandsaufnahme unter
den Bündnispartnern ergab, dass
von ihnen derzeit insgesamt et-
wa 100 Anwendungen angebo-
ten werden, die eine elektroni-
sche Signatur voraussetzen. Zu
den wichtigsten gehören Behör-
dengänge, das „Virtuelle Rat-
haus“, die elektronische Einrei-
chung von Mahnbescheiden, die
elektronische Abwicklung der
Verfahrenskorrespondenz am
Bundesgerichtshof, die elektro-
nische Pateneinreichung beim
Deutschen Patent- und Marken-
amt, die elektronische Klageein-
reichung bei Finanzgerichten,
die elektronische Steuerer-
klärung (ELSTER), sowie die
Abfrage von Steuer- und Ren-
tenkonten.

Die meisten dieser Anwen-
dungen bringen lediglich fest de-
finierten Gruppen einen großen
Nutzen, wie beispielsweise
Rechtsanwälten oder Steuerbera-
tern. Diese Berufsgruppen set-
zen auch heute schon mit Unter-
stützung der DATEV elektroni-
sche Signaturen in größerem
Maßstab ein. Denn auf Grund
der berufsständischen Ver-
schwiegenheitspflicht sind Ver-
schlüsselung und die digitale
Unterschrift für sie wichtig beim
elektronischen Datenaustausch.
Für diese Zielgruppen war der
Nutzen daher im Vorfeld klar ab-
zustecken, eine hohe Akzeptanz
der neuen Verfahren stand also

zu erwarten.

DATEV-Mitglieder nutzen
digitalen Rechtsverkehr

Aus diesem Grund gehören
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer
und Rechtsanwälte sowie deren
Kammern zu den Vorreitern
beim Einsatz elektronischer Sig-
naturen. Der allgemeine digitale
Schriftverkehr zwischen Steuer-
berater und Finanzamt ist heute
durchaus üblich: Eine zuneh-
mende Anzahl von Behörden
und Institutionen passt ihre Pro-
zesse bereits den Anforderungen

besonders wichtig, da sie häufig
Berührungspunkte mit Steuerbe-
ratern, Wirtschaftsprüfern und
Rechtsanwälten haben.

Vorreiter

Zahlenmäßig Vorreiter unter
den so genannten Online-Ge-
richten sind die Mahngerichte.
Mahnverfahren können heute
bereits in Bayern, Berlin, Bre-
men, Hamburg, Hessen und
Nordrhein-Westfalen elektro-
nisch beantragt werden; Baden-
Württemberg und Niedersachsen
sollen noch in diesem Jahr fol-

Anschaffung der dafür notwen-
digen Infrastruktur, sprich einer
Signaturkarte und eines Karten-
lesers, für ihn lohnt - daher hält
er sich lieber zurück.

Potenziale bei der JobCard

Große Hoffnungen werden
hier in die von der Bundesregie-
rung geplanten Kartenprojekte
gesetzt, die vom Signaturbünd-
nis unterstützt werden. Denn die-
se Initiativen nähern sich der
Fragestellung von der anderen
Seite: Kommt der Anwender
nicht zur Karte, muss eben die
Karte zum Anwender kommen.

Insbesondere die Einführung
einer JobCard hat das Potenzial,
der Signatur zum Durchbruch zu
verhelfen. Die Pläne sehen vor,
in einer ersten Stufe die Arbeits-
bescheinigung (§ 312 SGB III)
in Papierform abzuschaffen. In
einem weiteren Schritt werden
die Verdienstbescheinigungen,
wie beispielsweise die Verdienst-
bescheinigung zur Berechnung
von Krankgeld, folgen.

Weniger Aufwand 
beim Bescheinigungswesen

Derzeit verursacht das Be-
scheinigungswesen sowohl in
der Wirtschaft als auch bei
Behörden einen enormen Auf-
wand. Die rund 2,8 Millionen
Arbeitgeber in Deutschland
stellen pro Jahr etwa 60 Millio-
nen Bescheinigungen in Papier-
form aus. Diese Prozesse elek-
tronisch abzubilden, spart der
Volkswirtschaft Zeit und Geld.
Für die Umsetzung ist eine
flächendeckende Einführung
der JobCard für alle 35 Millio-
nen Arbeitnehmer in Deutsch-
land notwendig. Wird das Vor-
haben gemäß der gegenwärti-
gen Planung durchgeführt, wer-
den von Anfang 2007 an alle
Arbeitnehmer eine solche Job-
Card mit qualifizierter elektro-
nischer Signatur besitzen. Die
Karte soll Eigentum des Arbeit-
nehmers sein und ist dann auch
privat nutzbar.

Die Massenverbreitung der
Signatur kann auf diesem Wege
quasi „im Huckepack“ mit einer
wirtschaftlichen Rationalisie-
rungsmaßnahme erfolgen - eine
klassische Win-win-Situation. Ist
die Mehrheit der Bürger dann
erst im Besitz einer Signaturkar-
te, werden vielfältige Anwen-
dungsszenarien für den Einsatz
der elektronischen Signatur von
ganz alleine nachkommen, so-
wohl im E-Government als auch
auf Seiten der Wirtschaft. ?

lungseinheit erzeugt. Nur sie
sind rechtsverbindlich der hand-
schriftlichen Unterschrift gleich-
gestellt. Für sie gilt im gerichtli-
chen Verfahren die Echtheitsver-
mutung (Anscheinsbeweis §
292a ZPO).
? Den höchsten Sicherheits-
standard bieten qualifizierte
elektronische Signaturen mit An-
bieterakkreditierung (§ 15
SigG). In diesem Fall wurden
die Dienstleistungen des Zertifi-
zierungsdiensteanbieters (Trust-
Centers) durch die Regulie-
rungsbehörde für Telekommuni-
kation und Post (RegTP) vorab
geprüft und mit einem Qualitäts-
siegel versehen. 

Rahmenbedingungen

Die derzeit noch geringe Ver-
breitung ist der einzig verbliebe-
ne Hemmschuh für die elektroni-
sche Signatur, denn die nötigen
rechtlichen Vorgaben existieren
bereits seit 2002, als die qualifi-
zierte elektronische Signatur in
Deutschland rechtsverbindlich
der eigenhändigen Unterschrift
gleichgestellt wurde. Damals hat
die Bundesregierung mit dem
Dritten Gesetz zur Änderung der
verwaltungsverfahrensrechtli-
chen Vorschriften die letzte
rechtliche Hürde für ihren Ein-
satz im Öffentlichen Recht so-
wie mit dem Formanpassungs-
gesetz im Privatrecht beseitigt.
Demnach könnten fast alle Ver-
waltungsakte in Deutschland
nun auch in rein digitaler Form
abgewickelt werden - wobei nur
die qualifizierte elektronische
Signatur auch Rechtssicherheit
geben kann.

Standardisierung 
der Infrastruktur

Gerade wegen der verschiede-
nen Signatur-Klassifizierungen
ist eine Voraussetzung für die
Akzeptanz der Signatur bei den
Anwendern eine Standardisie-

der elektronischen Signatur an.
Neben einer vollelektronischen
Einkommensteuererklärung und
Steuerkontoabfrage könnten
künftig auch Bestätigungsver-
merke, Bescheinigungen und Te-
state beim Erstellen und Prüfen
von Jahresabschlüssen auf elek-
tronischem Weg erbracht wer-
den, da jede nachträgliche Mani-
pulation an einem digitalen Do-
kument durch die elektronische
Signatur sofort erkennbar wird.

Anwendungsfelder 

Sehr wichtig ist die elektroni-
sche Unterschrift, um sensible
Daten fälschungssicher und
rechtswirksam zwischen Unter-
nehmen, Gerichten, Behörden,
Berufskammern und Bürgern
auszutauschen. Der Bundesge-
richtshof (BGH) setzt dazu wie
die Anwälte und verschiedene
Oberlandesgerichte zertifizierte
DATEV-Signaturkarten ein. Un-
ter den deutschen Gerichten, bei
denen Verfahren bereits kom-
plett digital abgewickelt werden
können, finden sich die Finanz-
gerichte in Hamburg, Branden-
burg und Nordrhein-Westfalen.
Für Finanzgerichte ist der elek-
tronische Kommunikationsweg

gen. Der digitale Mahnbescheid
wird dazu mit einer elektroni-
schen Signatur versehen. Eine
für jeden Bürger zugängliche
Anwendung wird derzeit mit 
Elster II erprobt. Im Rahmen
dieses Pilotprojektes der Finanz-
verwaltung können Einkom-
mensteuererklärungen in den
teilnehmenden Ländern digital
signiert werden.

JobCard könnte Signatur
massenwirksam machen

Ein objektiver Nutzen dieser
Anwendungen liegt für die defi-
nierten Gruppen auf der Hand,
für den Normalverbraucher ist er
aber noch nicht so offensichtlich.
Hier müssen besondere Anreize
geschaffen werden, um ihn zur
Anschaffung einer Signaturkarte
zu bewegen. Denn um die Schaf-
fung von Anwendungen auch für
die breite Öffentlichkeit zu för-
dern, bedarf es zunächst der Ver-
breitung von Signaturkarten. Ein
gutes Beispiel dafür ist die elek-
tronische Steuererklärung: Sie
steht zwar jedem Bürger offen,
aber Gebrauch machen davon
nur wenige Privatleute. Denn für
den einfachen Bürger lässt sich
schwer abschätzen, ob sich die

Michael Leistenschneider. ?

Hat Papier im Standesamt ausgedient? 
Datenschützer haben Angst vor einer zentralen elektronischen Datenregistrierung

Würzburg. Eine Heirat ist nicht nur ein freudiges Ereignis, son-
dern auch mit reichlich Bürokratie verbunden. Urkunden müssen
beschafft werden, die aus welchen Gründen immer aus der Doku-
mentenmappe verschwunden sind. Bisher war dies mit viel Lau-
ferei verbunden, künftig wird möglicherweise ein Mausklick
genügen, um sich die Urkunden zu beschaffen, erklärten Standes-
beamte aus ganz Europa bei einem Kongress in Würzburg. 

„Derzeit wird in den meisten
Ländern noch so gearbeitet, wie
es vor mehr als hundert Jahren
üblich war“, erklärte Tony Ni-
jenkamp von der niederländi-
schen Vereinigung der Standes-
beamten. Ob ein Kind geboren
wird, ein Paar heiratet oder ein
Mensch stirbt - in den meisten
Ländern Europas werden die
entsprechenden Daten noch im-
mer in Büchern festgehalten. 

Schweiz ist Vorreiter 

Einzig die Schweiz wagte es
bereits im vergangenen Jahr, er-
ste Daten elektronisch zu erfas-
sen. Von Juni diesen Jahres an
werden in der Schweiz sämtliche
personenbezogenen Daten elek-
tronisch registriert und zentral
zugänglich gemacht. Dies ist für
die Schweizer Bürger eine große
Erleichterung, betonte Beatrice
Rancetti, Vorsitzende des
Schweizerischen Verbandes für

Zivilstandswesen. In jedem
Standesamt der Schweiz könne
sie in Zukunft jede standesamtli-
che Urkunde erhalten, die sie
benötigen. Ein zentrales deut-
sches Register liegt nach Aus-
kunft von Hannes Schacher, Prä-
sident des Europäischen Verban-
des der Standesbeamte (EVS)
„noch in sehr weiter Ferne“, al-
lenfalls erscheint ein Register für
Bayern möglich. 

Gesetzesänderungen nötig

Bislang ist selbst die Umstel-
lung auf eine elektronische Regi-
strierung vor Ort in deutschen
Standesämtern nicht möglich.
Um die im Jahr 1876 entwickelte
Buch-Registrierung abzuschaf-
fen, müsste erst das Personen-
standsgesetz geändert werden.
Datenschützer sind skeptisch
Nach Auskunft von Dr. Helmut
Weidelener, Präsident des Bun-
desverbandes der Deutschen

Standesbeamten, gibt es in
Deutschland datenrechtliche Be-
denken gegen eine zentrale Re-
gistrierung. Datenschützer ver-
weisen auf die Judenverfolgung
im Dritten Reich und fragen, ob
durch ein zentrales Register
nicht allzu leicht bestimmte
Menschengruppen herausgefil-
tert werden könnten. In einem
zentralen standesamtlichen Re-
gister wären zum Beispiel alle
homosexuellen Lebensgemein-
schaften in Deutschland mit ei-
nem Tastendruck abrufbar. 

Die Standesbeamten wissen
um die Bedenken der Daten-
schützer, können sie aber nicht
teilen. Ein zentrales Register,
wie es derzeit in der Schweiz
und in Slowenien aufgebaut
wird, sei in mehrfacher Weise
vor Missbrauch gesichert. 

Archive 
für die Zukunft sichern

Weit brisanter ist für die Stan-
desbeamten die Frage, ob es auf
elektronische Weise möglich ist,
standesamtliche Daten über min-
destens hundert Jahre hinweg zu
sichern und auf Wunsch abzuru-

(Fortsetzung nächste Seite)
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fen. Dies scheint mit neuen tech-
nischen Systemen zu funktionie-
ren, allerdings bestehen auch
hier Bedenken. Die Standesbe-
amten selbst setzen den Skepti-
kern entgegen, dass auch Papier-
archive nicht hundertprozentig
sicher sind - was vor allem
Würzburger Beamte wissen, die
bis in die 1970er Jahre hinein
Daten rekonstruieren mussten,
die im Zweiten Weltkrieg ver-
nichtet wurden. 

Langer Umstellungsprozess

Sollte es in den kommenden
zwei Jahren zu einer Gesetzesän-
derung in Deutschland kommen,
wird es viele Jahre dauern, bis al-
le personenbezogenen Daten
elektronisch erfasst sein werden.
Slowenien steht derzeit am Be-
ginn dieses Umstellungsprozes-
ses. Im Mai 2005 fällt der Start-
schuss für die elektronische Da-
tenerfassung. Bis alle Daten der
zwei Millionen Slowenen aus
den Standesamtsbüchern in den
Computer übertragen sind, wird
es bis etwa 2015 dauern. 

Pat Christ 

Datenschutz und Datensicherheit
Von Prof. Dr. Klaus Jamin

Datenschutz bedeutet informationelle Selbstbestimmung des In-
dividuums. Es geht dabei um die Befugnis des Einzelnen
grundsätzlich selbst zu entscheiden, wann und innerhalb wel-
cher Grenzen persönliche Lebenssachverhalte öffentlich zu-
gänglich gemacht werden. Der Datenschutz soll gewährleisten,
dass der einzelne Betroffene vor den Gefahren, die die Verarbei-
tung von Daten mit sich bringt geschützt wird.

Informationsfreiheit ist ein
Grundrecht nach Art 5 Abs. 1 S.
1 GG. Sie ist unerlässlich für die
Kontrolle des politischen und
des ökonomischen Systems in
dem wir leben. Ohne Informati-
onsfreiheit ist keine Kontrolle
durch den Bürger möglich.

Die Informationsfreiheit, d.h.

len eingegangen.
Prinzipiell wird der Umgang

mit personenbezogenen Daten in
allen Phasen der Verarbeitung
geregelt wie deren
? Speicherung
? Weitergabe
? Veränderung
? Löschung.

Funktionsgebers auf die Durch-
führung der DV Einfluss zu neh-
men; zum Beispiel: Die Über-
mittlung von Patienten-Daten an
eine ärztliche Verrechnungsstel-
le. Hier ist immer ein Einwilli-
gen oder ein Widerspruchsrecht
der Betroffenen nötig.

Funktionsübertragung an ei-
nen Dritten gilt grundsätzlich,
wenn die Verarbeitung außerhalb
der EU durchgeführt werden
soll. Der Dritte ist dann für Da-
tenschutz und Datensicherheit
zuständig 

Einige Bemerkungen 
zur Datensicherheit

Datenschutz ( = besonderer
Schutz von personenbezogenen
oder personenbeziehbaren Da-
ten) ist eine juristische Vorgabe,
die allerdings nur durch entspre-
chende Datensicherheitsmaß-
nahmen realisiert werden kann.
Ohne Datensicherheit (sichere
Verarbeitung und Speicherung
der Daten) ist kein Datenschutz
möglich.
Schwachstellen sind, dass 
? Datensicherungsmaßnahmen
oft nur soweit der Aufwand in

Bei diesem Virus zerstört ein Programm Texte und Bilder auf
dem Bildschirm. Es sieht aus, als „löst er sich auf“; alles „fließt
nach unten“. Am Ende ist der Bildschirm vollständig leer.
Nach einem Neustart funktioniert der Computer wieder ein-
wandfrei. Für den Nutzer ist das ärgerlich und kostet Zeit.
Noch schlimmer sind virtuelle Einbrüche, die Daten verändern
und/oder zerstören, auf jeden Fall aber unbrauchbar machen.

das Recht sich zu informieren,
ist allerdings auf allgemein zu-
gängliche Quellen beschränkt.
Allgemein zugängliche Quellen
sind z.B.:

Zeitungen, Zeitschriften, Rund-
funk, Fernsehen, Internet, sowie
von jedem erwerbbare Publika-
tionen. Aber auch öffentliche
Register: z.B.: Vereins-, Han-
dels- und Genossenschafts-Re-
gister sowie das Schuldnerver-
zeichnis nach § 915 ZPO)
gehören dazu.

Unkontrollierten 
Datenkreislauf verhindern

Nicht allgemein zugängliche
Quellen sind: Aktienbücher, Mit-
gliedslisten und Gewerbezentral-
register sowie Schufa-Listen.

Die zweite Novelle des Daten-
schutzgesetzes wurde durch die
EU-Richtlinie von 1995 notwen-
dig. Neben den Datenschutzre-
gelungen des BDSG vom 23. 05.
2001 wird im 2. Abschnitt §§ 12
bis 26  auf die Öffentlichen Stel-

Durch das BDSG soll ein un-
kontrollierter Daten-Kreislauf
verhindert werden.

Outsourcing nicht geregelt

Das BDSG erstreckt sich glei-
chermaßen auf die systemge-
stützte (elektronische), wie auch
auf die manuelle (herkömmli-
che) Datenverarbeitung, also
auch auf Karteien, Akten und
sonstige Datensammlungen, die
nach Merkmalen strukturiert und
damit auswertbar sind.) Aber
hier fangen die ersten Probleme
an. Das Outsourcing ist nicht
speziell geregelt. 

Der Begriff Outsourcing (oder
synonyme Begriffe) kommt im
BDSG nicht vor. In § 11 ist le-
diglich die Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung personenbe-
zogener Daten im Auftrag pro-
blematisiert.

Dabei ist allerdings zu beach-
ten, dass die Auftragsdatenverar-
beitung nach § 11 BDSG in zwei
Unterarten aufgeteilt ist:
I. Auftragsdatenverarbeitung
(Auftragnehmer ist dabei in Sin-
ne des BDSG kein Dritter)
? Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung personenbezogener
Daten nach Weisung des Auf-
traggebers
? Auftragnehmer hat keine
Entscheidungsbefugnis über
die Daten
? Auftragsschwerpunkt ist auf
technische Durchführung der
DV gerichtet
? Auftragnehmer hat keine ei-
genständige rechtliche Bezie-
hung zu Betroffenen und das ist
gerade das, was man i. d. R. als
Outsourcing/Outtasking be-
zeichnet. 
? Außerdem ist der Auftragge-
ber nur für Datenschutz zustän-
dig wenn der Auftragnehmer in
einem EU-Staat sitzt.
? Das bedeutet, ein Outsour-
cing nach Indien kommt für öf-
fentliche Unternehmen nicht in
Frage.
II. Funktionsübertragung
(Auftragnehmer ist als Dritter ei-
genverantwortlich mit DV be-
auftragt)
Voraussetzungen sind:

1. Dienstleistung muss über
die technische Durchführung der
DV hinausgehen

2. Fehlen der Möglichkeit des

angemessenem Verhältnis zum
Schutzzweck steht, vorgenom-
men werden.
? keine absolut definierten Si-
cherheitsanforderungen vorhan-
den sind. Es gilt also der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit  

Daraus entstehen die meisten
der heutigen Probleme über die
wir in Zeitungen lesen.

Datenverarbeitung endet heute
nicht mehr am Zaun einer Orga-
nisation. Heute stehen die DV-
System-Umgebungen unter-
schiedlicher Organisationen in
einer Maschine/Maschine-Kom-
munikation.
? Sei es im klassischen EDI-
Fakt-Betrieb
? Sei es innerhalb eines Intranet
? Sei es mit dem Internet

Daraus folgt, dass sich Daten-
schutz und Datensicherheit nicht
nur auf die organisationsinterne
Datenverarbeitung beschränken
darf, sondern dass die externe
Kommunikation ebenfalls durch
technische und organisatorische
Maßnahmen sicher gemacht
wird. Die „moderne“ Maschi-
nen/Maschinen-Kommunikation
setzt neue Herausforderungen im
Umfeld von Datenschutz und

Historie und Moderne treffen aufeinander:

„Highspeed-Kommunikation“
im Alten Rathaus zu Lindau

Modernste Internet- und Telekommunikationstechnologie in ei-
nem denkmalgeschützten Gebäude - ist das möglich? Im Alten
Rathaus in Lindau hat die Stadtverwaltung in Zusammenarbeit
mit T-Com, der Festnetztochter der Deutschen Telekom bewie-
sen, dass es eine Lösung gibt, modernste Technik schonend ein-
zusetzen: mit der Entscheidung für Wireless LAN -  die „draht-
lose“ Kommunikationstechnik. 

Grund für die Modernisierung
der Infrastruktur war der
Wunsch, das häufig als Veran-
staltungsort genutzte historische
Gebäude technisch auf den neu-
esten Stand zu bringen. Denn in
den beiden gotischen Sälen wer-
den zahlreiche Tagungen und
Seminare von Unternehmen,
Behörden, Verbänden wie auch
anderen Institutionen durchge-
führt. Um die Vielfalt und den
Anspruch der verschiedenen
Events zu garantieren, setzten
sich die Lindauer Stadtväter zum
Ziel, das einmalige Ambiente
des 15. Jahrhunderts mit innova-
tiver Technik des 21. Jahrhun-
derts zu kombinieren.

Denkmalschutz

Aufgrund des Denkmal-
schutzes gab es aber verschiede-
ne Auflagen, die bei diesem Pro-
jekt zu bedenken waren. So durf-
te die hochwertige Innenausstat-
tung durch Leitungen weder be-
schädigt, noch verunstaltet wer-
den. Da die Verlegung von Ka-
beln nur durch Entfernen der
kostbaren Holzvertäfelung mög-
lich gewesen wäre, musste eine
Alternative zu einem drahtge-
bundenen Netzwerk her. Nach
ausführlicher Beratung entschied
sich die Stadt für eine WLAN-
Lösung von T-Com, die in Ver-
bindung mit einem DSL-An-
schluss schnellen Zugang in das

Internet ermöglicht. Auf diese
Weise konnte die zeitaufwändige
und teure Verkabelung entfallen

so justiert, dass in allen Räumen
optimaler Empfang gewährlei-
stet ist. Die gesamte Installation
verlief reibungslos und konnte
punktgenau zur Verfügung ge-
stellt werden. Ein weiterer Vor-
teil: über das neue Funknetz
werden nicht nur Daten übertra-
gen, sondern auch die schnurlo-

zudem so hervorragend mit den
Denkmalschutzauflagen ver-
trägt, wird das Lindauer Alte
Rathaus zu einer der „Eventloca-
tions am Bodensee“, freut sich
Peter Sternbeck, Organisations-
leiter der Stadtverwaltung.       ?

Datensicherheit. Speziell im In-
ternet existiert eine Vielzahl von
Angriffs-Methoden auf die Si-
cherheit des DV-Betriebes und
auf den Datenschutz:
Passive Angriffe:
? Abhören von Daten
? Abhören der User-Identität
? Datenverkehrsfluss-Analyse
Aktive Angriffe:
? Verändern von Nachrichten 
? Vortäuschen einer falschen
Identität (mit Hilfe von vorher
abgehörten User-Identitäten)
? Leugnen einer Kommunikati-
onsbeziehung (Abstreiten)
? Unerlaubte Nutzung von Sys-
tem-Ressourcen (Daten, SW,
Rechenzeit)
? Trojanische Pferde (Program -
me mit „böswilligen“ Neben-
funktionen)
? Erzeugung von System-An-
omalien beispielsweise durch
Viren oder auch Telnet (Port23),
dem beliebten Einfall-Tor von
Crackern.

In verschiedenen Artikeln
haben wir auf diese Problema-
tiken hingewiesen. Nur gewis -
senhaft und sorgfältig durch-
geführte Datenschutz- und
Datensicherungsmaßnahmen
können den Schaden, der lei-
der auch in vielen Behörden
bei den Virusattacken der let-
zen Wochen entstanden ist, in
Grenzen halten. ?

Altes Rathaus in Lindau unter Denkmalschutz
Das alte Rathaus in Lindau wurde 1422-1436 im gotischen Stil
errichtet. 1536 und 1578 ist es an die Renaissance angepasst
worden. Besonders sehenswert ist die Fassadenbemalung, die
unter anderem Szenen des Deutschen Reichstags anno 1496
zeigt. Eine überdachte Freitreppe ist mit der Darstellung der
zehn Gebote geschmückt. Auch das Innere des Rathauses, wie
zum Beispiel der gotische Rathaussaal, wurde kostbar ausge-
stattet. Heute beherbergt das unter Denkmalschutz stehende Ge-
bäude, die Jahrhunderte alte Reichsstädtische Bibliothek mit
mehr als 23.000 Werken aus allen Wissensgebieten vom 14.
Jahrhundert bis zur Gegenwart und das Stadtarchiv. Die reprä-
sentativen gotischen Säle in den Obergeschossen werden außer
für Plenumssitzungen des Stadtrates für zahlreiche Veranstal-
tungen (Vorträge, städt. Empfänge, Tagungen etc.) genutzt.     ?

Was ist Wireless LAN?
Wireless LAN (Wireless Local Area Network), kurz W-LAN,
steht für „drahtloses lokales Netzwerk“, wobei meistens der
Standard IEEE 802.11 gemeint ist. Dieser Standard spezifiziert
mehrere drahtlose Übertragungstechniken und Verfahren zum
Mediumzugriff. Mit Wireless LAN gehört das oft aufwändige
und kostspielige Verkabeln der Vergangenheit an. Denn die Ver-
bindungen im W-LAN werden über Funk hergestellt. Damit er-
möglicht die W-LAN-Technologie kabelloses Highspeed-Surfen
mit DSL, in jedem beliebigen Raum und auch im Freien. Dabei
sind die Reichweiten überzeugend: vom Access Point aus bis zu
30 Metern in Gebäuden und bis zu 150 Metern im Außenbereich.
Mit Hilfe kompatibler Bausteine kann ein kabelloses Netzwerk
jederzeit um PCs und Laptops erweitert werden. Damit eignet
sich W-LAN, vor allem auch wegen der unkomplizierten Instal-
lation, auch sehr gut für kleine und mittlere Behörden. ?

Was ist DSL?
DSL ist die Abkürzung für
„Digital Subscriber Line“
und bedeutet Internetsurfen
im Highspeed-Verfahren.
Mit DSL sind die Zeiten pas-
sé, in denen sich Onliner mit
analogen Modems oder mit
ISDN-Zugängen durchs In-
ternet quälen mussten. Web-
sites werden rasend schnell
aufgebaut, Downloads erfol-
gen in Sekundenschnelle
und E-Mails mit größeren
Attachements werden pro-
blemlos empfangen. Konnte
man sich vor wenigen Jah-
ren noch über einen ISDN-
Zugang glücklich schätzen,
verspricht DSL im Privat-
kundenbereich mindestens
die zwölffache ISDN-Ge-
schwindigkeit, für Unterneh-
men bieten Anbieter wie T-
Com noch deutlich schnelle-
re Internetanschlüsse.         ?

Oberbürgermeisterin Petra
Meier to Bernd-Seidl trägt die
Verantwortung für die techni-
schen Innovationen im denk-
malgeschützten Lindauer
Rathaus. ?

und die Bausubstanz sprichwört-
lich unangetastet bleiben. 

Drahtloses Funknetz

In weniger als zwei Wochen
errichtete T-Com in allen Räu-
men des Alten Rathauses das
drahtlose Funknetz. Dazu wur-
den Basisstationen, so genannte
Access Points, angebracht und

sen Telefone der Verwaltung an-
geschlossen. 

Feuertaufe bei der 
Bodenseekonferenz

Im Rahmen der internationa-
len Bodenseekonferenz am 5.
Dezember 2003 versammelten
sich die Regierungschefs der An-
rainerländer, Staatsminister Dr.
Werner Schnappauf sowie Ver-
treter der internationalen Presse,
um der „Feuertaufe“ des neuen
Systems beizuwohnen. Mit der
innovativen Technologie und der
einwandfreien Präsentation des
neuen Internetauftrittes der IBK
konnte die Stadt Lindau auch die
Bayerische Staatskanzlei als
Ausrichter der Veranstaltung
restlos überzeugen.

Optimale Nutzung

„Für uns war es wichtig, das
historische und für Veranstaltun-
gen sehr reizvolle Ambiente des
Alten Rathauses optimal zu nut-
zen. Das hieß natürlich, dass wir
Veranstaltern die ganze techni-
sche Bandbreite, die für die ver-
schiedenen Anlässe nötig sind,
zur Verfügung stellen müssen.
Mit dieser zukunftweisenden
Kommunikationsanlage, die sich

Wirtschaftsraum Augsburg:

Neues Internetportal
„Wir haben unser Angebot für

Kunden - Unternehmen, die in
der Region einen Standort su-
chen - weiter verbessert“ freute
sich Oberbürgermeister Dr. Paul
Wengert anlässlich der Vorstel-
lung des neuen Internetportals
„Wirtschaftsraum Augsburg“ im
Rahmen einer Besprechung mit
den Umlandbürgermeistern zum
Thema „Gemeinsame Vermark-
tung von Gewerbeflächen“ bei
der Augsburg AG.

In einem ersten Schritt wird
die bisher auf die Stadt Augsburg
begrenzte Gewerbeflächenprä-
sentation auf das Gebiet von
zunächst sieben weiteren Kom-
munen in der Nachbarschaft aus-
gedehnt. Der Nutzer hat die
Möglichkeit, in einer Datenbank
nach Gewerbeflächen im Raum
Augsburg, Aichach, Bobingen,
Friedberg, Gersthofen, Königs-
brunn, Neusäß und Stadtbergen
zu suchen. „Eine breite Ange-
botspalette lockt die Kunden, je-
der kann ein für ihn maßge-
schneidertes Produkt finden,“ so
Wengert.

Die Augsburg AG hat deshalb
die bekannte Plattform www.
standort-augsburg.de modifi-
ziert. Bislang haben sich bereits
rund 40 Unternehmen und die
Stadt Augsburg mit ihren Ge-
werbeflächen für Büro, Handel,
Dienstleistung, Industrie, Hand-
werk und Gewerbe hier präsen-
tiert. Der Nutzer kann über eine
Suchmaske die Anforderungen
an das Objekt oder Grundstück
eingeben. Die im Internetauftritt
dargestellten Angebote decken
rund 85 Prozent der gewerbli-
chen Immobilien in Augsburg
ab, so dass sich der Nutzer um-
fassend informieren kann.

„Der Konkurrent ist oft nicht
die Nachbargemeinde, sondern
Standorte in ganz Deutschland
und Europa“, so der zuständige
Vorstand der Augsburg AG, Dr.
Wolfgang Hübschle.               DK
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idomeoKOMMpakt
Der „VW Käfer“ unter den Geoinformationssystemen

Höchste Akzeptanz durch genial einfache Bedienbarkeit.
Hervorragende Datenaustauschmöglichkeiten, serienmäßig.
Keine Installations- und Grundschulungskosten. 
Kompetente Vertriebspartner direkt vor Ort.

idomeoSOFTWARE GmbH Landshut T.(0179) 5345796
idomeoSOFTWARE@aol.com

„Digitales Baubuch“ hilft 
den Gemeinden beim Sparen

In vielen Gemeindeverwaltungen in Bayern, wird das sogenann-
te „Baubuch“, in dem die Baufälle erfasst und dokumentiert
werden, noch meist „per Hand“ geführt. Teilweise direkt in ei-
nem „Baubuch“ auf Papier,  teilweise in Form von Text- oder Ta -
bellendateien im PC. Beide Varianten sind arbeitsintensiv und
haben den großen Nachteil, dass kein schneller Datenzugriff
möglich ist, die Bearbeitung und Nachführung zeitintensiv von-
statten geht und eine Datenbankverknüpfung (z.B.: zum auto-
matisierten Liegenschaftsbuch ALB) gänzlich fehlt. Nur durch
den Einsatz eines modernes, digitalen Baubuches kann der Ar-
beitsaufwand erheblich reduziert werden. Die Zugriffszeiten
verkürzen sich deutlich und der Sachbearbeiter behält den
Überblick, auch über Jahre zurückliegende Bauvorhaben.

Damit den Gemeinden nicht
die bereits digital erfassten Da-
ten verloren gehen, hat die ido-
meoSOFTWARE GmbH ein
neuartiges digitales Baubuch
entwickelt, in das die bereits vor-
handen Daten, kostengünstig
übertragen werden können. Mit
Hilfe einer speziell entwickelten
Aufbereitungssoftware, werden
die im PC vorhandenen „Bau-
bücher“ (Textdatei, Tabelle, etc.)
umgewandelt und in das digitale
Baubuch übertragen. 

Moderne Datenbank

So können die vorhandene
Daten sofort in einer modernen
Datenbank-Anwendung genutzt
werden. Falls nur ein handge-
schriebenes Baubuch vorhanden
sein sollte, so besteht die Mög-
lichkeit die Daten per Hand
selbst nachzutragen. Das Ergeb-
nis ist eine moderne Datenbank-
Anwendung die umfangreiche

Bearbeitungsmöglichkeiten
zulässt. Die Such- und Abfrage-
funktionalität erlaubt den Zugriff
auf vorhandene Bauanträge se-
kundenschnell. Die Neuerfas-
sung von Bauanträgen erfolgt in
einer besonders übersichtlichen
Eingabemaske. Die zugehörigen
Flurstücksdaten werden, bei ei-
ner Anbindung an das Geoinfor-
mationssystem „idomeoKOM-
Mpakt“, automatisch übernom-
men. Auf Knopfdruck wird das
Baugrundstück in der digitalen
Flurkarte dargestellt.

Das aktuelle „Digitale Bau-
buch“ ermöglicht u.a.: Die Er-
fassung der Unterlagen; die
Übernahme von Eigentümerda-
ten aus dem ALB; die Bauan-
tragsnummer; die Erfassung
des/der Bauherren(-in); Eingang
- Ausgang; Gegenstand des An-
trag; die Art des Verfahrens; das
Datum und Geschäftszeichen
der Erschließungsbeiträge usw. 

Als Besonderheit kann bald

z.B.: aus dem Feld Bauvollen-
dung eine Weiterleitung der
benötigten Meldungen an das
Vermessungsamt, Landratsamt
und Finanzamt generiert werden.
Ein möglicher Datenabgleich
mit dem Statistischen Landesamt
(Bauüberhangsstatistik) ist in Ar-
beit.

Beispiel Eching

Die Gemeinde Eching bei
Landshut hat auf diese Weise
ihren vorhandenen Datenbestand
in das „Digitale Baubuch“ der
idomeoSOFTWARE GmbH
übertragen und arbeitet zur voll-
sten Zufriedenheit mit dieser in-
novativen Software. Herr
Koslow, EDV - Administrator
und Mitarbeiter im Bauamt der
Gemeinde Eching: „Nachdem
wir bereits ein Geoinformations-
system, ein speziell für die Ge-
meinde Eching entwickeltes
Hausnummerverzeichnis von
idomeoSOFTWARE zu unserer
Zufriedenheit einsetzen, war es
beim „Digitalen Baubuch“ für
uns wichtig, die bestehenden
Daten in eine moderne Bearbei-
tungssoftware zu übertragen und
eine komfortable Anbindung an
die ALB - Daten und die digitale
Flurkarte zu haben. Mit der neu-
en Softwarelösung haben wir
beides erreicht. Der Datenbe-
stand wurde aufbereitet und in
die neue Software übertragen.
Der Funktionsumfang des „Digi-
talen Baubuches“ ist sehr über-
sichtlich und bestens an unsere
Bedürfnisse angepasst. Unsere
GIS - Programme und die Zu-
behörfunktionen sind modular
aufgebaut und bieten daher
Raum für eigene Ideen und Er-
weiterungen. Besonders die Tat-
sache, dass wir für unsere GIS -
Anwendungen bisher keinen
Cent an Schulungskosten ausge-
ben mussten, spricht für die Ef-
fektivität und Leistungsfähigkeit
unserer Software und hilft uns
damit auch, erheblich Kosten
einzusparen.“ ?

Landratsamt, Wohnungsbaugesellschaft und Bundesagentur für Arbeit:

KeyLogic arbeitet mit 
drei neuen Anwendern

Drei Großprojekte zur Einführung von KeyLogic hat BFM
Building + Facility Management jetzt abgeschlossen. Übe-
reinstimmend waren die Kunden von der Einfachheit der
Lösung überzeugt. 

Die Salzburger Wohnungsbau-
gesellschaft setzt als erstes Un-
ternehmen in Österreich KeyLo-
gic ein. 70 Gebäudemanager und
Hausverwalter werden die Faci-
lity Management Lösung nutzen,
um 700 Häuser und Wohnanla-
gen mit insgesamt 11.000 Woh-

nungen zu verwalten. KeyLogic
wird die kaufmännische Soft-
ware „Igel“ ergänzen. Eine bidi-
rektionale Schnittstelle ermög-
licht den Datenaustausch und ga-
rantiert eine redundanzfreie Da-
tenhaltung.

Die Einfachheit von KeyLogic

hat auch das Landratsamt Karls-
ruhe überzeugt. Denn die Akzep-
tanz bei Amtsleitern, Referenten
oder Hausmeistern ist unerläss-
lich bei dem Ziel, eine Lösung
zur Steuerung und Kontrolle
sämtlicher Facility Management
Prozesse aufzubauen. 

Akzeptanz der Mitarbeiter

So sollen nach und nach Poli-
zeistationen, Krankenhäuser und
Schulen in KeyLogic integriert
werden. Schließlich stellt die
Bundesagentur für Arbeit ihr
Reinigungsmanagement auf eine
neue Plattform. Ziel der Agentur
ist es, über eine Optimierung der
Prozesse und eine konsequente
Qualitätskontrolle die Reini-
gungskosten mehr als zu 50 Pro-
zent zu senken.

96.000 Helpdesks

Um die mehr als 160.000 Räu-
me in sämtlichen 1.800 Liegen-
schaften in das Qualitätsmanage-
ment einzubinden, wurde ein
komplett webbasiertes Reini-
gungs- und Beschwerdemanage-
ment-System mit 400 Web-Cli-
ents und 96.000 Helpdesks in-
stalliert.

Überzeugt wurde die Bundes-
anstalt von der hohen Wirt-
schaftlichkeit der Lösung. Key-
Logic, so die Bundesagentur, sei
die einzige Anwendung, die

auch in der kleinsten Außenstelle
ohne zusätzlichen Aufwand ein-
setzbar sein. Darüber hinaus fal-
len bei KeyLogic keinerlei An-
schaffungskosten für Hardware
oder Infrastruktur an.

Qualitätsmanagement 
in der Gebäudereinigung

Ausschlaggebend für KeyLo-
gic war die hohe Wirtschaftlich-
keit der Lösung. KeyLogic, so
die Bundesagentur, habe als ein-
zige Anwendung den erforderli-
chen Kriterien entsprochen und
sei zugleich auch in der kleinsten
Außenstelle ohne zusätzlichen
Aufwand einsetzbar. Darüber
hinaus fallen bei KeyLogic kei-
nerlei Anschaffungskosten für
Hardware oder Infrastruktur an.

Fünf Servicelevels

Um die ehrgeizigen Ziele zu
erreichen, teilt die Agentur ihre
4,6 Mio. Quadratmeter Fläche in
zehn Raumgruppen mit fünf un-
terschiedlichen Servicelevels
auf. Die Reinigungsergebnisse
werden laufend kontrolliert und
im System erfasst. Die Auswer-
tung ermöglicht die Identifizie-
rung von Abweichungen und
entsprechende Reaktionsmög-
lichkeiten.

Dazu erhalten die internen
wie die externen Dienstleister
einen direkten Zugriff auf Key-
Logic und können so auf Be-
schwerden unmittelbar reagie-
ren und ihre Leistungen perma-
nent zu optimieren. Veränderun-
gen im Bestand werden durch
einen regelmäßigen Abgleich
mit dem Raumbuch der Bundes-

Kritik an IT-Großprojekten
der deutschen Regierung

Bundesrechnungshof vermutet schwere Mängel
Bonn - Der deutsche Bundesrechnungshof http://www.bundes-
rechnungshof.de hat schwere Mängel bei den IT-Großprojekten
der Regierungen von Bund und Ländern ausgemacht. Immer
wieder würden bei Projekten, mit denen Finanzämter oder die
Polizei modernisiert werden sollen, die gleichen Fehler ge-
macht, berichtet das Nachrichtenmagazin Focus.

„Schlampige Planung, fehlende Steuerung und Erfolgskon-
trolle, zu wenige oder inkompetente Mitarbeiter, unflexible In-
sellösungen sowie unausgereifte oder überfrachtete Konzepte
sind nur einige der Punkte, die es zu bemängeln gilt“, sagte Bun-
desrechnungshof-Präsident Dieter Engels. Derzeit werden alle
großen IT-Vorhaben des Bundes geprüft. Er gehe davon aus,
dass bei jedem mindestens einer dieser Mängel gefunden wer-
de, so Engels.

Im Blickpunkt stehen unter anderem die milliardenschweren
Projekte „Elektronische Gesundheitskarte“ und „Herkules“, mit
dem die Kommunikationstechnik der Bundeswehr modernisiert
werden soll. Mit dem IT-Großprojekt „Fiscus“ will die deutsche
Regierung die Software der Finanzämter vereinheitlichen.       ?

Städtetag setzt auf REGISAFE IQ
und neuen Aktenplan

Stuttgart. Der Bayerische Städtetag, München, hat sich für die
Einführung von REGISAFE IQ, dem integrierten Verwaltungs-
system der Hans Held GmbH, entschieden. Der Zeitpunkt war
bewusst gewählt: Im Sommer 2004 gibt der Städtetag den neu -
en, tiefengegliederten Aktenplan für alle bayerischen Kommu-
nen offiziell frei. Die Verbindung mit der integrierten REGISA-
FE IQ Lösung ermöglicht es dem Verband künftig, die Lei-
stungskraft seiner Verwaltung deutlich zu erhöhen und noch
kundenorientierter zu gestalten.

Ausschlaggebend für die Pro-
duktentscheidung waren unter
anderem die hohe Verbreitung
von REGISAFE IQ, das mit
1.500 Installationen bundesweit
deutscher Marktführer ist, sowie
die Kompetenz der Hans Held
GmbH in der Synchronisation
digitaler Medien mit papierba-
sierter Verwaltung.

Tiefengliederung

Der neue, tiefengegliederte
Aktenplan basiert auf dem Ein-
heitsaktenplan Bayern und wur-
de von einem eigens gegründe-
ten Expertenteam entwickelt.
Seine Mitglieder kamen direkt
aus dem Städtetag, verschiede-
nen Stadtverwaltungen und Ge-

meinden Bayerns und vom Ver-
waltungspionier Hans Held. Ei-
ne der zentralen Vorgaben war
das passgenaue strukturelle De-
sign für die Praxis der bayeri-
schen Kommunen.

Die Hans Held GmbH verfügt
über langjährige Erfahrungen in
der öffentlichen Verwaltung und
bietet mit REGISAFE IQ eine
perfekt auf die Aktenplanverwal-
tung zugeschnittene Lösung.
Durch ihren Einsatz können die
Mitarbeiter des Bayerischen
Städtetages den Aktenplan künf-
tig komfortabel, einfach und
zentralisiert pflegen - richtige
Ablageorte von Papier-Akten
und Speicherorte der elektroni-

schen Daten lassen sich effektiv
und rationell mit der phoneti-
schen Suche, mit Synonymen
und der indizierten Volltext-Su-
che auffinden; die hierarchische
Darstellung erlaubt eine einfache
Navigation - frei durch die Abla-
gestruktur.

Modernes 
Dokumentenmanagement

REGISAFE IQ bietet den An-
wendern im Bayerischen Städte-
tag außerdem ein modernes Do-
kumenten-Management-System
mit komplett integriertem Infor-
mation Flow. Die Lösung unter-
stützt die Mitarbeiter bei der In-
formations-Recherche, der Er-
stellung von Dokumenten und
der Ablage und Speicherung des
Schriftguts, sowie bei der Vertei-
lung und Veröffentlichung von
Informationen, der Überwa-
chung von Aufgaben und Termi-
nen und der Organisation der Pa-
pier-Ablage. ?

„Papierbasierte Archive 
werden sich behaupten!“

DMS Thesen von Marcus Hüttmann, 
Geschäftsführer der Hans Held GmbH

? Bislang gibt es kein DMS-Projekt, das es geschafft hätte, die
vollständige Papierwelt abzulösen, und dies wird auf absehbare
Zeit auch so bleiben.
? Analoge Verfahren haben mehr denn je ihre Berechtigung,
denn die entscheidenden Fragen für eine rein digitale Welt sind
nach wie vor nicht geklärt:
? Eine digitale Signatur, die von jedem verwendet werden
kann, gibt es noch nicht. 
? Der Umstieg auf digitale Verfahren verläuft langsamer als er-
wartet. Die Nutzung digitaler Formulare und -Services wächst
mit einem so niedrigen Prozentsatz, dass er auch das Wirt-
schaftswachstum der Bundesrepublik beschreiben könnte.
? Viele Anwender lassen sich von den schier unendlichen Spei-
cherkapazitäten von CDs, DVDs, Festplatten und Magnetbän-
dern so blenden, dass sie das Wesentliche außer Acht lassen:
Das, was heute nur digital geschaffen wird, wird - anders als bei
klassischen Medien - in Kürze nicht mehr lesbar und damit ver-
wendbar sein.
? Fazit: Nur dort, wo es gelingt, Papier- und IT-Dokumente ge-
meinsam zu nutzen, lässt sich ein erfolgreiches Informations-
management durchführen. ?

Profil Hans Held GmbH
Seit nunmehr 50 Jahren ist die

Hans Held GmbH für Ihre Kun-
den aus der Öffentlichen Verwal-
tung und der Wirtschaft der
kompetente Partner für alle Fra-
gen der Schriftgut- und Büroor-
ganisation. Zum Portfolio
gehören Systemregistraturen
und Ordnungsmittel für Papier-
Akten, Ablagesysteme für Archi-
ve, maßgeschneiderte Büromöb-
lierung, EDV-Dokumentenma-
nagement, optische Archivie-
rung, Bürokommunikation, In-
ternet, Web-Publishing und die
Integration von Home-Offices.
Firmensitz der Hans Held
GmbH ist Stuttgart, dort befin-
den sich auf zwei Gebäude ver-
teilt die Geschäftsführung, die
Vertriebsleitung, die Software-
Entwicklung und der technische
Support. In der Ulmer Ge-
schäftsstelle werden unter ande-
rem die Auftragsabwicklung und
Buchhaltung durchgeführt.      ?

agentur automatisch eingelesen.
Weitere Informationen zu

BFM unter www.key-logic.de.
KeyLogic ist eine Software für

Facility Management, die sofort
nutzbar, intuitiv zu bedienen und
unternehmensübergreifend ein-
setzbar ist. Aus der Praxis ent-
standen werden reale Prozesse
abgebildet und weitgehend auto-
matisiert. Kunden, die KeyLogic
einsetzen, sind u.a.: Reuters AG,
Mercedes Benz München, Grill
Immobilienmanagement, FRI-
MA Frischezentrum Frankfurt.
Hersteller ist BFM Building +
Facility Management GmbH,
Eschborn: www.bfm-gmbh.de.

Rosenheims E-Government-Strategie:

Vorbild für ganz Deutschland
Einen Bauantrag auch noch nach Feierabend einreichen , vom
Urlaubsort aus das Aufgebot beim Standesamt bestellen, keine
Warteschlangen mehr bei Meldestelle und Kfz-Zulassungs-
behörde, Daten für den gesuchten Kindergartenplatz nur ein-
mal angeben - all das verbirgt sich hinter dem Stichwort eGo-
vernment. In 20 Kommunen soll die Kommunikation des Bür-
gers und der Wirtschaft mit der Verwaltung via Internet in den
nächsten zwei Jahren Wirklichkeit werden. 

Aus Bayern sind Rosenheim
und Würzburg bei den Städten,
die dank ihrer vorbildlichen Ver-
waltung hinsichtlich  eGovern-
ment als Partnerstadt der BMWA
Initiative „MEDIA@ Komm-
Transfer“ aus rund 150 Bewer-
bern ausgewählt wurden. „Für
uns ist dies eine ganz besondere
Auszeichnung und Würdigung
unserer bisherigen Leistungen
hinsichtlich einer modernen,
bürgerfreundlichen Verwaltung“,
freuten sich Rosenheims dritter
Bürgermeister Professor Dr. An-
ton Kathrein und Günter Ehrl,

Leiter des Amts für Informati-
onsverarbeitung.

Mit der Vernetzung werden
die Erfahrungen aus drei Mo-
dellregionen (Bremen, Esslingen
und Nürnberg) und aus der Bun-
desverwaltung unter anderem
hinsichtlich sicheren Datentrans-
ports, elektronischer Unterschrift
von Dokumenten und Anträgen
und die Belastbarkeit der Pro-
gramme und Rechner auf die so-
genannten Transferkommunen
in jedem Bundesland übertragen. 

Die Nutzung von IuK-Lösun-
gen bietet der Stadt, der Wirt-
schaft und den Bürgern in Ro-
senheim schon lange große Nut-
zenpotenziale. Die Vernetzung
ermöglicht dem Bürger Behör-
den-Dienstleistungen unabhän-
gig von Zeit und Ort. Gleichzei-
tig soll sich der Informationsaus-
tausch der Ämter untereinander
beschleunigen. „Wir denken dar-
an, Bürgern, die keinen Rechner
bzw. keinen Internetzugang ha-
ben, in Bibliotheken und an an-
deren leicht zugänglichen Stel-
len, mittels öffentlicher Termi-
nals diese Form der elektroni-
schen Kommunikation mit den
Behörden anzubieten“, so Ro-
senheims Oberbürgermeisterin
Gabriele Bauer. ?
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Voice Government:

Die Zukunft telefonischer
Bürgerdienste

Was erwartet der Bürger heutzutage von seiner öffentlichen
Verwaltung? Nicht mehr und nicht weniger als von einem mo-
dernen, serviceorientierten Unternehmen: Ständige Erreich-
barkeit und Verfügbarkeit, schnelle Hilfe und unkomplizier-
ten, barrierefreien Zugang zu allen Dienstleistungen. Aber
können Ämter, Behörden oder Ministerien solche Erwartun-
gen angesichts des immensen Kostendrucks überhaupt erfül-
len? Einen beachtlichen Beitrag zu besserem Service bei sin-
kenden Kosten leisten die Voice Government-Lösungen des
Münchner Systemhauses CreaLog, das europaweit Sprachdia-
log-Anwendungen realisiert.

Wenn heute über eine effek-
tive öffentliche Verwaltung der
Zukunft gesprochen wird, ist 
E-Government ein beliebtes
Schlagwort. Geht es bei die-
sem Mega-Projekt doch nicht
nur um ein weitreichendes
Umdenken für alle Beteiligten,
sondern auch um viel Geld.
Und wenn über E-Government
gesprochen oder geschrieben
wird, sind in der Regel Inter-
net-Dienste gemeint. Nach ak-
tuellen Studien zur Online-
Nutzung von Bürgerdiensten
steht Deutschland auf Platz 19
von 32 untersuchten Ländern.

Universelles Medium

Leider vergisst man dabei,
dass größere Teile der Bevöl-
kerung von diesem elektroni-
schen Zugang ausgeschlossen
sind, z.B. ältere Mitbürger,
Kinder oder Sehbehinderte. Da
aber von staatlicher Seite ein
„barrierefreier“ Zugang für al-

le sichergestellt werden muss,
liegt das Telefon als universel-
les Kommunikations-Medium
auf der Hand. (Barrierefreie
Informationstechnik-Verord -
nung, BITV vom 17. Juli
2002)

Bürgerfreundliche
Dienste per Telefon

Und genau hier setzen die
Voice Government-Lösungen
von CreaLog an: Von klassi-
schen Bürgerdiensten, wie die
Vermittlung von Telefonge-
sprächen zur zuständigen
Dienststelle, Auskünften und
Informationen zu Besuchszei-
ten, benötigten Unterlagen
oder Gebühren, über Formu-
larbestellung und Verlänge-
rung von Ausleihfristen bis hin
zu Meinungsumfragen, Stör-
fall-management bei Energie-
versorgern und Katastrophen-
hotlines: Rund um die Uhr
schnell, einfach und sicher per

Telefon abgewickelt - so
kommt man dem bürger-
freundlichen, kostenbewussten
Staat einen großen Schritt
näher. 

Sprachdialog-System

Voraussetzung dafür ist der
Einsatz eines modernen
Sprachdialog-Systems, das die
Bedeutung von Wörtern und
Satzzusammenhängen „ver-
steht“ und fast wie ein „ech-
ter“ Gesprächspartner agiert.
Erkennt ein solches System
beim Anruf zum Beispiel Wörter
wie „Kfz-Doppelkarte“ oder
ganze Sätze wie „Ich habe da ei-
ne Frage zu meinem Bauantrag“,
übernimmt es automatisch die
Vorqualifikation und leitet das
Gespräch zum gewünschten
Amt bzw. zu einem geeigneten
Mitarbeiter weiter.

Überzeugendes Spektrum

Schon heute ist die Nutzung
von Sprachdialog-Lösungen
verbreiteter als mancher viel-
leicht denkt. Das liegt nach-
weislich an der eindrucks-
vollen technologischen Weiter-
entwicklung dieser Systeme,
die nun wesentlich benutzer-
freundlicher sind als noch vor
wenigen Jahren. So wächst
natürlich auch die Akzeptanz
bei den Bürgerinnen und Bür-
gern, was rund 22.000 Anrufe
täglich bei der kostenlosen
Fahrplanauskunft per Sprach-
computer der Deutschen Bahn
eindrucksvoll unterstreichen.
Das Einsatz-Spektrum der An-
wendungen ist auf jeden Fall
überzeugend, wie ein Blick in
die Praxis zeigt:

Alles zum Thema „Müll“

Verbraucher, die beim Amt
für Abfallwirtschaft der Stadt
Nürnberg unter der Service-
Nummer 0911/231 73 28 anru-
fen, erhalten von einem na-
türlichsprachlichem CreaLog
Voice Portal in kürzester Zeit
die gewünschten Informatio-
nen. So manövriert der Anrufer
problemlos per Spracheinga-
ben durch das klar strukturierte
Menü und erfährt z.B. schnell,
wann das Schadstoffmobil in
seiner Nähe ist und welche Ab-
fälle er dort abgeben kann.
Beim Umweltamt Nürnberg
führte der Einsatz des Voice
Portals zu einer Entlastung der
Mitarbeiter um rund 60%.

Bücher in Berlin

Beim VÖBB (Verbund Öf-
fentlicher Bibliotheken Ber-
lins) mit seinen 160 Zweigstel-
len können Leseratten unter
030/ 695 16 16 die Fristverlän-
gerung ausgeliehener Bücher
nun 24 Stunden am Tag erledi-
gen. Das CreaLog Voice Portal
versteht dabei natürlichsprach-
liche Eingaben wie „eintau-
sendfünf einhundertzweiund-
dreißig vierhunderfünfzehn
sechs“ bei der elfstelligen
Kundennummer ebenso wie
das Geburtsdatum des Auslei-
hers. Per Sprachsynthese ant-
wortet das System: Auch kom-
plexe Buchtitel liest das Voice
Portal dem Anrufer mit seiner
sympathischen, natürlich klin-
genden Stimme vor.

Very British in Düsseldorf

Umfangreiche Informatio-
nen über Passverlängerungen,
Visaformalitäten, Kontakt-
adressen und Öffnungszeiten
hält das CreaLog Voice Portal
des Britischen Konsulats in
Düsseldorf für den Anrufer be-
reit. Hier reicht bereits ein ein-
faches „Yes“ oder „No“ an der
richtigen Stelle, um die ge-
wünschte Information zu be-
kommen.

So parkt man
in Dänemark

Autofahrer in Kopenhagen
haben seit einiger Zeit keine
Probleme mehr mit Park-
tickets. Über ein CreaLog Voi-
ce Portal können sie Parkzeit
buchen und verlängern. Das
Parkticketing funktioniert ganz
einfach: Registrierte Kunden
erhalten für ihr Fahrzeug einen
Parkausweis mit Strichcode
und können per Anruf ein zeit-
lich begrenztes oder auch un-
begrenztes Ticket lösen. Über
Handheld-Lesegeräte können
„Politessen“ die Vignetten im
Fahrzeug problemlos kontrol-
lieren. Eine SMS warnt 15 Mi-
nuten vor Ablauf der Parkzeit,
die nun aber von jedem Ort aus
verlängert werden kann. Die
Abrechnung erfolgt per Micro-
payment.

Festliche Spiele
in Salzburg

Liebhaber und regelmäßige
Besucher der Salzburger Fest-
spiele, die dort einen VIP-Sta-
tus haben, werden vom Crea-
Log Voice Portal am Telefon
standesgemäß begrüßt. Das
Portal informiert über aktuelle
Aufführungen und leitet an
speziell geschulte Mitarbeiter
der Buchungshotline weiter.
Falls mal nicht gleich ein An-
sprechpartner zur Verfügung
steht, unterhält das System mit

Liebhaber und regelmäßige Besucher der Salzburger Festspie-
le, die dort einen VIP-Status haben, werden vom CreaLog Voi-
ce Portal am Telefon standesgemäß begrüßt. Das Portal infor-
miert über aktuelle Aufführungen und leitet an speziell ge-
schulte Mitarbeiter der Buchungshotline weiter.                         ?

abwechslungsreicher, jahres -
zeitabhängiger Wartemusik.

Einsatzbereiche nahezu
unbegrenzt

Neben den beschriebenen
Beispielen sind tagtäglich eine
Vielzahl weiterer CreaLog-
Voice Portale bei der öffentli-
chen Hand im Einsatz, um
Mitarbeiter nachhaltig von
zeitraubenden Standardanfra -
gen zu entlasten. Ganz gleich,
ob der Bürger Auskünfte über
benötigte Unterlagen zur KFZ
An- und Abmeldung wünscht,
sich von einer automatischen
Vermittlung (Telefonzentrale)
direkt mit dem richtigen Amt
oder Ansprechpartner verbin-
den lassen will, oder ob er
Auskünfte über Störungen bei
städtischen Energieversorgen
einholt.

Vorteile liegen auf der Hand

Weitere Vorteile liegen dabei
klar auf der Hand: Die Voice
Portale der CreaLog GmbH
können sehr flexibel an aktuel-
le Anforderungen angepasst
werden - bei Katastrophenhot-
lines ebenso wie bei Reisewar-
nungen, Gebührenänderungen

oder Besuchszeiten. Dank ei-
ner innovativen Spracherken-
nungs-Technologie verstehen
sie nicht nur ganze Sätze und
Satzzusammenhänge, sondern
lassen sich auch von Fremd-
sprachen oder Dialekten nicht
aus der Ruhe bringen. Der An-
rufer kann die natürlichsprach-
lichen Ansagen jederzeit per
‚barge-in’ (reinsprechen) un-
terbrechen.

Investitionen gesichert

Crealog Voice Portale las-
sen sich leicht in eine vorhan-
dene ITK-Infrastruktur inte-
grieren: Dazu zählt auch die
Übernahme vorhandener In-
halte aus bestehenden Daten-
banken, die z.B. für die Web-
site der Stadt oder Behörde
bereits erstellt wurden. Somit
rechnen sich die Systeme in
den meisten Fällen innerhalb
weniger Monate (Return on
Investment). Beste Vorausset-
zungen also, um Voice Govern-
ment Lösungen von CreaLog
als integralen Bestandteil
beim notwenigen Umbau öf-
fentlicher Verwaltungen zu
nutzen.

Weitere Details zum Thema
unter www.crealog.com ?

dium Internet gewöhnt. Die
Akzeptanz ist in den letzten
Jahren gewachsen. Das bewei-
sen auch die Anfragen, die per
Mail gestartet werden. Deren
Anzahl wird immer größer.“

Die Schnittstelle zum Onli-
ne-Vergabesystem SOL ist für
Allright 2004 ab Mitte Juni er-
hältlich. Kunden von Nemet-
schek mit Service-Plus für
Allright können ihr Programm
kostenlos auf der Homepage
des Unternehmens aktualisie-
ren. 

Mehr Info für Leser/Zu-
schauer/Interessenten:

Nemetschek: Herr Michael
Kiessling Konrad-Zuse-Platz 1,
81829 München, Tel: 089/
92793-0, Fax: 089/ 92793-5520
Mail: mkiessling@nemetschek.
de, www.nemetschek.de

Staatsanzeiger Online Logi-
stik GmbH: Herr Peter Schöl-
ler, Herr Manfred Jahr, Prager
Straße 1, 82008 Unterhaching
Tel: 089/693907-0, Fax: 089/
693907-55, Mail: vertrieb@
s t a a t s a n z e i g e r - o n l i n e . d e
www.baysol.de                      ?

Mit der neuen Schnittstelle von Allright 2004 zu SOL hat der
Planer die Möglichkeit, sich aus dem Programm heraus an der
Online-Ausschreibungsdatenbank anzumelden.                         ?

Online-Ausschreibungen:

Manuelle Datenübertragung
überflüssig gemacht

Kooperation zwischen Bausoftwarespezialist
Nemetschek und Ausschreibungsplattform SOL 

Nemetschek, einer der führenden Hersteller von Bausoftware
und die bayerische Staatsanzeiger Online Logistik GmbH
(SOL), einer der größten Anbieter von Online-Ausschreibun-
gen, haben sich zusammengetan, um den Ausschreibungs- und
Vergabeprozess zu vereinfachen: Die neue Version des Ko-
stenermittlungs- und AVA-Programms Allright ermöglicht den
Export von Leistungsverzeichnis-Daten in das Online-Verga-
besystem SOL (www.baysol.de) und erspart so die mühselige
Eingabe von Hand. 

Bis jetzt müssen Ausschreiber
viel Zeit darauf verwenden, die
Daten von Ausschreibungen für
die Veröffentlichung vorzuberei-
ten. Die manuelle Übertragung
der Daten von einem AVA-Pro-
gramm in Ausschreibungsunter-
lagen ist aber nicht nur äußerst
zeitraubend, sondern auch feh-
leranfällig. 

Neue Version

Abhilfe verspricht nun die
neue Version der Nemetschek
Kostenermittlungs- und AVA-
Software Allright: Sie verfügt
über Schnittstellen zum Onli-
ne-Vergabesystem SOL, was
einen Export der Daten von
Allright in SOL ermöglicht.

SOL ist die Online-Ausschrei-
bungsdatenbank der bayeri-
schen Staatsanzeiger Online
Logistik GmbH, über die in
Deutschland bereits 38.000
Online-Ausschreibungen durch-
geführt worden sind. 

Prozesskette optimieren

Michael Westfahl, Ge-
schäftsführer der Nemetschek
Deutschland GmbH, über das
neue Feature: „Unser Ziel ist
es, die gesamte Prozesskette
im Bau zu optimieren. Mit der
neuen Schnittstelle sollen Feh-
ler bei der Datenübertragung
und Zeitverluste vermieden
werden.“

Vor allem bei großen Bau-

vorhaben läßt sich mit dem
Daten-Export in das Vergabe-
system viel Zeit einsparen.
Aber auch bei kleineren Pro-
jekten lohnt sich laut Westfahl
die Anschaffung, denn „kom-
fortabler ist es auf jeden Fall“.
Ein weiterer großer Pluspunkt
der neuen Schnittstelle ist,
dass Anbieter die Unterlagen
über ein Medium einsehen, 
downloaden oder mit einem
Mausklick eine postalische
Verschickung anfordern kön-
nen.

Zunehmende Bedeutung

Für SOL als Kooperations-
partner entschied man sich bei
Nemetschek, weil zum einen
bereits Kontakte zum Unter-
nehmen bestanden und außer-
dem SOL eines der größten
Unternehmen der Branche in
Bayern ist.

Nach Einschätzung von
Michael Westfahl wird die Be-
deutung der Online-Ausschrei-
bungen weiter zunehmen: „Die
Kunden haben sich an das Me-
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Klärschlammentsorgung durch 
Mitverbrennen in Kohlekraftwerken
Eine maßgeschneiderte Dienstleistung für Kommunen und private Unternehmen

Bereits 1992 wurde die ehemalige GAW Gesellschaft für Ab-
wasserwirtschaft als Tochterunternehmen der Bayernwerk AG
gegründet, um als Dienstleister im Entsorgungsbereich Abwas-
ser tätig zu werden. Zusammen mit dem Bayerischen Landes-
amt für Umweltschutz wurde bereits damals ein Konzept für
die sichere Entsorgung von Klärschlämmen in Bayern ent-
wickelt.

Nach umfangreichen Planun-
gen für Trocknungsanlagen und
Flugstromvergasungsanlagen
wurde 1996 die Entscheidung
getroffen, die Mitverbrennung
von Klärschlamm in Kohle-
kraftwerken weiter zu ent-
wickeln. Ausschlaggebend hier-
für waren die wesentlich gerin-
geren Kosten bei dieser Entsor-
gung, auch im Verhältnis zur
stofflichen Verwertung.

Das Bayerische Umweltmini-
sterium begrüßte damals schon
diese Verwertungsschiene als ei-
ne ökologische und ökonomische
Entsorgungsalternative, auch im
Hinblick auf eine rückläufige
Verwertung in der Landwirt-
schaft und in der Rekultivierung.
Aus heutiger Sicht eine weit vor-
ausschauende Einschätzung.

Anfang 2003 wurde die GAW
Gesellschaft für Abwasserwirt-
schaft in die E.ON Kraftwerke
GmbH (Hannover) eingeglie-

dert. Zwischenzeitlich werden
nicht nur Klärschlämme, son-
dern auch Tiermehl und Papier-
schlämme durch Mitverbrennen
in Kohlekraftwerken sowie Alt-
holz in Biomassekraftwerken
verwertet.

Gesamtkapazität

Ab 2005 kann von E.ON
Kraftwerke nach derzeitigem
Planungsstand eine voraussichtli-
che Gesamtkapazität von rund
600.000 Tonnen für entwässerte
(25% TR), für teilgetrocknete aus
Solaranlagen (ca. 65% TR) und
getrocknete (>90% TR) Klär-
schlämme bereitgestellt werden.
Im letzten Jahr wurden durch
E.ON Kraftwerke ca. 330.000
Tonnen thermisch verwertet, da-
von ca. 190.000 Tonnen aus
bayerischen Kläranlagen.

Diese 190.000 Tonnen ent-
sprechen ca. 55.000 Tonnen

Trockensubstanz (TS). Nach
Angaben des StMUGV betrug
der Gesamtanfall in Bayern
im Jahr 2001 ca. 291.000 t
Trockensubstanz. Verwertet wur-
den 35 % in der Landwirtschaft,
27 % im Landbau, 37 % ther-
misch und 1 % durch Deponie-
rung.

Mit den beiden Kraftwerken
Staudinger und Lippendorf, de-
ren Klärschlamm-Mitverbren-
nungsanlagen zur Zeit in Be-
trieb genommen werden, stehen
E.ON Kraftwerke mittlerweile
deutschlandweit elf Kraftwerke
(eigene und externe Kapazitä-
ten) für die thermische Entsor-
gung von Klärschlamm zur Ver-
fügung. Mit der Inbetriebnahme
der Anlagen in Staudinger und
Lippendorf werden für Klär-
schlämme aus Bayern zusätzli-
che Kapazitäten von 130.000
Jahrestonnen mechanisch ent-
wässerte Klärschlämme, d. h.
40.000 Jahrestonnen Trocken-
substanz (TS), zur Verfügung
gestellt. 

Abwasserpreis

Durch die Mitverbrennung
von Klärschlamm in Kohle-
kraftwerken erhöht sich der Ab-
wasserpreis durchschnittlich um
4,3 Cent pro Kubikmeter ge-
genüber der Ausbringung in die
Landwirtschaft. Hierbei wurde
für die Mitverbrennung bzw.
Landwirtschaft ein Entsor-
gungspreis von 75 Euro bzw. 40
Euro pro Tonne mechanisch
entwässertem Klärschlamm zu-
grunde gelegt (jeweils incl. aller
Nebenkosten wie Transport,
Bodenproben usw.) sowie von
den Durchschnittswerten für
den Wasserverbrauch in Bayern
von 135 Liter pro Einwohner
und Tag und für den Klär-
schlammanfall von 15 kg
Trockensubstanz pro Einwoh-
ner und Jahr ausgegangen.

Im Mittelpunkt der aktuellen
umweltpolitischen Diskussion
steht die Neuregelung zur Be-
grenzung der Schadstoffeinträ-
ge in den Boden. Mit einer Vor-
lage einer neuen Klärschlamm-
verordnung mit wesentlich ge-
ringeren Schwermetallgrenz-
werten, besonders bei Kupfer,

wird in den nächsten Monaten
gerechnet.

Für die Betreiber von Kläran-
lagen wird dadurch die Mitver-
brennung von Klärschlamm zu-
nehmend interessanter, da nicht
nur die ganzjährige Entsorgung
gewährleistet ist, sondern auch
die Haftungsfragen im Ver-
gleich zur stofflichen Verwer-
tung gelöst sind.

Die Mitverbrennung erfüllt
die Kriterien einer umweltver-
träglichen und wirtschaftlichen
Entsorgung. Die im Klär-
schlamm enthaltenen organi-
schen Stoffe werden hierbei in
Energie umgewandelt. Eine
mögliche Variante, die Mono-
verbrennung, ist sehr teuer. Hier
wird ausschließlich Klär-
schlamm verbrannt. Wirtschaft-
licher ist es dagegen, den Klär-
schlamm in Kohlekraftwerken
mitzuverbrennen. Sie müssen
lediglich um die Komponenten
für die Annahme, Lagerung und
Förderung des Klärschlamms
ergänzt werden. 

Das Verfahren:
sicher und erprobt

Der im Kraftwerk angeliefer-
te Klärschlamm wird in den
Kohlemühlen gemeinsam mit
der Kohle getrocknet und ge-
mahlen. Mit dem Kohlenstaub
wird er bei einer Temperatur
von rund 90 Grad durch die
Heißluft der Mühlen transpor-
tiert. In den Brennern wird der
Brennstoffstaub mit weiterer
Heißluft vermischt, in den Feu-
erraum des Dampferzeugers
eingeblasen und verbrannt. Die
Hitze erwärmt das Wasser, das
im Kessel durch Rohre fließt.
Es beginnt zu sieden - Wasser-
dampf entsteht.

Der Wasserdampf treibt mit
hohem Druck die Turbine an.
Der angekoppelte Generator
wandelt die mechanische Ener-
gie in elektrischen Strom um. 

Mitverbrennung:
der umweltfreundliche Weg

? Die im Klärschlamm enthal-
tenen organischen Schadstoffe,
unter anderem auch Dioxine
und Furane, werden bei der Ver-
brennung mit Temperaturen
über 1.000 Grad vollständig
zerstört.
? Die anorganischen Schad-
stoffe wie Schwermetalle wer-
den zum überwiegenden Teil so
in die Aschen aus der verbrann-

eibe acqua:

Wasser, Sand und Matsch
Für Kinder gibt es nichts Schöneres als mit Ihren Händen
Wasser, Sand, Matsch und Schlamm zu erleben. Besonders
großen Spass macht das mit den neuen eibe acqua Geräten, die
sich durch eine robuste Bauweise und die Verwendung von
hochwertigen Materialien wie beispielsweise V2A, V4A, HPL
und kerngetrennten Hölzern auszeichnen. Das System ist un-
begrenzt erweiterbar und garantiert reichhaltige Spielfunktio-
nen und einen hohen Spielwert für jedermann. Die Becken
sind betont organisch gehalten und werden durch ein Rund-
rohr, das als Kantenschutz dient, abgeschlossen. Ferner sind
alle beweglichen Teile wie Wasser- und Rinnenräder mit leicht-
laufenden wartungsfreien Kugellager versehen. Das Pro-
gramm eibe acqua reicht von Sandkästen über Matschbecken-
anlagen und Wasserbottichen bis hin zum Wassererlebnis-
spielplatz. Selbstverständlich ist auch für den entsprechenden
Sonnenschutz an heißen Tagen gesorgt. All diese Produktviel-
falt erleben Sie in eibe acqua - selbstverständlich sind alle Pro-
dukte nach der DIN EN 1176 zertifiziert.                                        ?

Baden in der Isar ab 
2005 wieder möglich

Grundsteinlegung für Abwasser-Desinfektionsanlage
am Gut Marienhof

Bereits im Sommer 2005 soll die Isar zwischen München und
Freising wieder Badewasserqualität haben. Denn dann soll der
Bau der Abwasserdesinfektionsanlage am Münchner Klär-
werk Gut Marienhof bei Dietersheim abgeschlossen sein. Das
Vorhaben wird vom Freistaat Bayern mit einer Million Euro
bezuschusst. Jetzt fand die offizielle Grundsteinlegung statt.

Dass Baden in der Isar bald
wieder ein ungetrübtes Vergnü-
gen sein wird, dafür setzen sich
Bürgermeister Hep Monatzeder
und Dr. Werner Schnappauf,
Bayerischer Staatsminister für
Umwelt, Gesundheit und Ver-
braucherschutz, schon länger
ein. Durch einen gemeinsamen
Konsens mit allen Isargemein-
den werden die Badefreuden bis
2005 nun Realität. Laut Albert
Göttle, Präsident des Landes-
amtes für Wasserwirtschaft,
„rückt somit das gemeinsame
Ziel mit guter Badegewässerqua-
lität vom Sylvensteinspeicher bis
nach Moosburg bis zur Bundes-
gartenschau greifbar nahe“.

Kosten: rund 12,5 Mio. Euro

Der Stadtentwässerungsaus-
schuss der Landeshauptstadt
München beschloss bereits im
Juni 2003 den Bau einer Ultra-
violettlicht-Desinfektionsanlage
für das im Norden der Stadt ge-
legene Klärwerk Gut Marien-
hof. Das kurzwellige Licht
schädigt die Zellkerne der Bak-
terien und inaktiviert die Erb-
substanz. Die Baukosten betra-
gen rund 12,5 Millionen Euro.
Die laufenden Kosten der Ab-
wasserdesinfektion betragen
zirka 1,5 Cent je Kubikmeter
Abwasser.

Einhaltung der Grenzwerte

In den vergangenen Jahrzehn-
ten war das Baden wegen der
hohen Belastung mit krankheit-
serregenden Keimen, die aus
kommunalen Kläranlagen ent-
lang des Flusslaufes stammten,
verboten. Seit Sommer 2003
nun wurde bereits an allen
größeren Kläranlagen im Ein-
zugsgebiet der Isar südlich von
München das Abwasser desinfi-
ziert. Die Grenzwerte der EU-
Richtlinie für Badegewässer
werden seitdem eingehalten.

Nach der Fertigstellung der
Desinfektionsanlagen am Mün-

chner Klärwerk Gut Marienhof
sowie an den Klärwerken der
nördlich von München gelege-
nen Isargemeinden ist das Ba-
den in der gesamten Isar bis
Moosburg ab 2005 wieder un-
bedenklich möglich. Damit
wird ein für ganz Deutschland,
ja sogar Europa einmaliges Pro-
jekt Realität.

Entscheidender Schritt

Wie Bürgermeister Hep Mo-
natzeder bemerkte, sei man mit
der Grundsteinlegung für den
Baubeginn der Abwasserdesin-
fektion am Klärwerk bei Die-
tersheim wieder einen entschei-
denden Schritt vorangekom-
men. Bereits 1998 habe man be-
schlossen, alle Kläranlagen am
Isaroberlauf nachzurüsten, im
Sommer des vergangenen Jah-
res sei die letzte Einrichtung zur
Desinfektion des Abwassers in
Betrieb gegangen - mit Zu-
schüssen des Freistaats. Die da-
durch erreichte Verbesserung
der Wasserqualität der Isar zwi-
schen Wolfratshausen und der
Stadtgrenze Münchens sei be-
reits nachweisbar. 

Viel Prominenz

Zum offiziellen Baubeginn
auf dem Klärwerks-Gelände
waren nicht nur Politiker und
Experten aus München und der
Region angereist: Die Isar
höchstpersönlich, dargestellt
von der Schauspielerin Sieglin-
de Zörner, versenkte gemein-
sam mit Monatzeder und dem
Technischen Werkleiter der
Münchener Stadtentwässerung,
Prof. Joachim Eichinger, einen
silberfarbenen Behälter, in dem
sich ein zusammengerolltes
Plakat befand, auf dem ge-
schrieben stand: „Baden an der
Isar verboten!“ - Worte, die
schon bald überall an dem 257
Kilometer langen Flusslauf
endgültig der Vergangenheit
angehören sollen.                   DK

ten Kohle gebunden, dass sie
nicht mehr in die Nahrungskette
gelangen können.
? Die Asche und der bei der
Rauchgasreinigung entstehende
Gips werden in der Baustoffin-
dustrie unter Berücksichtigung
strenger Qualitätskriterien als
Wertstoffe verwendet.
? Die Rauchgasreinigungsan-
lagen werden von neutralen
Gutachtern regelmäßig kontrol-
liert und halten die für die Mit-
verbrennung strengen Grenz-
werte der 17. Bundesimmissi-
onsschutzverordnung ein.
? Ein weiterer Pluspunkt für
die Umwelt: Durch den Einsatz

des Klärschlamms und anderer
Ersatzbrennstoffe wird weniger
Kohle benötigt - der CO2-Aus-
stoß wird so reduziert.

Maßgeschneidertes
Dienstleistungspaket

E.ON Kraftwerke bietet in-
dividuelle und maßgeschnei-
derte Dienstleistungspakete -
unabhängig davon, ob es sich
um kommunalen oder indu-
striellen Klärschlamm handelt,
ob dieser getrocknet oder ent-
wässert, oder erst entwässert
werden muss, belastet oder
unbelastet ist. ?

Untersuchung des ATV-DVWK:

Kommunaler Geldmangel
behindert Innovationen 

Die Abwasserentsorgung in Deutschland unterliegt einem
grundlegenden Wandel. Kostendruck ist heute die wichtigste
Motivation für technische und organisatorische Innovationen.
Andererseits scheitern derzeit Erneuerungen häufig an kom-
munalpolitischen Widerständen oder aus Geldmangel. Diese
und weitere Ergebnisse brachte die neueste, vom Fachverband
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Ab-
fall e. V. (ATV-DVWK) durchgeführte Untersuchung.

In der Abwasserableitung und
Abwasserbeseitigung tätige Un-
ternehmen müssen mit vielfälti-
gen rechtlichen und techni-
schen Anforderungen und zu-
nehmend auch mit wirtschaftli-
chen Zwängen umgehen. Diese
Rahmenbedingungen wirken auf
das Innovationsverhalten der
Abwasserentsorger, wobei über
Stärke und Richtung der einzel-
nen Einflüsse oftmals noch we-
nig bekannt ist. 

Umfrage

Dies ist der Hintergrund, vor
dem die ATV-DVWK gemein-
sam mit dem Konsortium des
interdisziplinären Forschungs-
projekts „AquaSus - Innovatio-
nen zum nachhaltigen Wirt-
schaften in der Wasserwirt-
schaft“ eine Umfrage zur Inno-
vationstätigkeit bei den Abwas-
serentsorgern in Deutschland
durchgeführt hat, an der sich
237 Abwasserentsorgungsunter-
nehmen aller Organisationsfor-
men und Größenklassen betei-
ligt haben. Damit sollte insbe-
sondere untersucht werden,
welche Faktoren bei den Unter-
nehmen sowie in deren Umfeld
die Einführung von technischen
und organisatorischen Neuerun-
gen befördern oder hemmen.

Die Antworten der befragten
Unternehmen deuten darauf
hin, dass die Abwasserentsor-
gung einen grundlegenden Ver-
änderungsprozess durchläuft.
Während in der Vergangenheit

die Verminderung von Umwelt-
belastungen das wesentliche
Ziel der Investitionstätigkeit
war, ist für die Betriebe heute
und auch künftig der Kosten-
druck die wichtigste Motivation
für technische und organisatori-
sche Innovationen. So haben
nahezu ein Drittel der antwor-
tenden Betriebe in den vergan-
genen Jahren, z. B. durch Ko-
operation mit anderen oder
Übernahme neuer Aufgaben, in
der Hauptsache eine Verbesse-
rung ihrer Wirtschaftlichkeit an-
gestrebt. In diesem Zusammen-
hang ist auch die zunehmende
Nutzung von Steuerungsinstru-
menten wie Kosten- und Lei-
stungsrechnung oder Bench-
marking zu sehen.

Erschwernisse

Im Zuge dieses Wandels sieht
sich die Branche jedoch auch
Erschwernissen ausgesetzt. So
scheitern Innovationen häufig,
neben anderen Hemmnissen, an
kommunalpolitischen Wider-
ständen oder aus Geldmangel.
Erkennbar wird Letzteres an ei-
nem deutlichen Rückgang der
Investitionen in Abwasseranla-
gen. Der sich abzeichnende
Trend vom Regiebetrieb zu an-
deren, eigenständigeren Varian-
ten wird jedoch eine größere
unternehmerische Handlungs-
freiheit für die betreffenden Be-
triebe mit sich bringen und da-
mit die Einführung von Neue-
rungen eher begünstigen.      DK

Schwimmbäder:

Für mehr Sicherheit
Chlorungsanlagen nachrüsten

Chlorungsanlagen in Schwimmbädern sollen noch sicherer
werden. Gesundheitsstaatssekretärin Emilia Müller gab in
Schwandorf den Startschuss für eine Kontrollaktion der
bayerischen Gewerbeaufsicht. „Auf Chlorgas und Chlorungs-
chemikalien zur Desinfektion des Wassers kann aus hygieni-
schen Gründen nicht verzichtet werden. Mit einfachen techni-
schen Maßnahmen können die Anlagenbetreiber potenzielle
Gefahren wegen ausströmendem Chlorgas noch weiter redu-
zieren“, betonte Frau Müller.

Die Gewerbeaufsichtsämter
werden bis September bayern-
weit etwa 400 Schwimmbäder
aufsuchen und die Sicherheits -
standards überprüfen. Müller
appellierte an die Anlagenbe-
treiber, die Chlorungsanlagen
so auszurüsten, dass eine Über-
dosierung von Chlor verhindert
wird. 

Schutzmaßnahmen

Für den sicheren Betrieb von
Chlorungsanlagen ist bereits
jetzt ein Reihe von technischen
und organisatorischen Schutz-
maßnahmen erforderlich. Ne-

ben baulichen Maßnahmen, wie
gesonderte Räume für Chlor-
gasflaschen, sind regelmäßige
Prüfungen und Wartungsarbei-
ten durch Spezialisten veran-
lasst. Die regelmäßige Schulung
des Bedienpersonals ist Pflicht.
„Tritt trotz dieses Sicherheits-
konzepts Chlorgas aus, sorgen
zusätzliche Sicherheiten dafür,
dass die Auswirkungen be-
herrschbar bleiben und Gefähr-
dungen von Mensch und Um-
welt möglichst ausgeschlossen
werden“, erläuterte Müller. So
gibt es beispielsweise direkte
Alarmierungswege für die Feu-
erwehr.                                     ?
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Vorbeugender Hochwasserschutz:

Gebietsübergreifend verwirklichen!
Kling Consult, Krumbach, veranstaltete Kolloquien in Bamberg und Augsburg

„Vorbeugender Hochwasserschutz: Gemeinsame Aufgabe von
Wasserwirtschaftsverwaltung, Städten und Gemeinden“ laute-
te das Thema von gut besuchten Bamberger und Augsburger
Kolloquien, die von Kling Consult, Planungs- und Ingenieur-
gesellschaft für Bauwesen, Krumbach, an zwei aufeinanderfol-
genden Tagen veranstaltet wurden. 

Mit Haftungs- und Entschädi-
gungsansprüchen gegenüber
Fachbehörden und Kommunen
befasste sich zunächst der Berli-
ner Fachanwalt für Verwal-
tungsrecht, Siegfried de Witt.
Seinen Ausführungen zufolge
ist der parlamentarische Gesetz-
geber nach dem Grundgesetz
dafür zuständig, den Inhalt des
Eigentums zu konkretisieren.
Dies geschieht nicht zuletzt
durch die Wassergesetze. Rech-
te und Pflichten des Eigentü-
mers sind aus den Gesetzen und
nicht aus tatsächlichen Verhält-
nissen abzuleiten.

Fallgruppen

Anhand einiger Fallgruppen
konkretisierte de Witt seine
Ausführungen. Bei Über-
schwemmungsgebieten bei-
spielsweise liegt das Problem
darin, dass der Bebauungs-
plan/Innenbereich ein Baurecht
verleiht, das wiederum durch
die Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes genom-
men wird. Allerdings setze eine
Baugenehmigung bauordnungs-
rechtlich voraus, dass durch die
Anlage die öffentliche Sicher-
heit, insbesondere Leben, Ge-
sundheit und Eigentum nicht
gefährdet werden. Laut de Witt
kommt es auf den Einzelfall 
an: War die Baugenehmigung
trotz Hochwassergefahr - was-
serwirtschaftlich und bauord-
nungsrechtlich - zu erteilen, be-
steht ein Rechtsanspruch auf
Ausnahmegenehmigung. An-
dernfalls kann eine Ausnahme
genehmigt werden. Es ist des-
halb konsequent, in einem sol-
chen Fall einen Bebauungsplan
aufzuheben. Dies führt zu der
Entschädigung des Vertrauens-
schadens. Vorzugswürdig er-
scheint jedoch die pragmatische
Lösung.

Was die Baumaßnahmen an-
derer Verkehrsträger anbelangt,
so kann der Wasserabfluss ins-

besondere durch Dammbauten
für Straßen oder Eisenbahnlini-
en wesentlich verändert wer-
den mit der Folge von Über-
schwemmungen. Der betroffene
Eigentümer hat gegen den Vor-
habensträger keine Ansprüche
mehr, wenn der Planfeststel-
lungsbeschluss für das Straßen-/
Eisenbahn-Vorhaben bestands-
kräftig ist. Aber: Bei fehlerhaf-
ter Zustimmung der Wasser-
behörde sind de Witt zufolge
gegen diese Amtshaftungsan-
sprüche möglich.

Hinweis auf Risiken

Diese Ansprüche bestehen
auch bei unsachgemäßer und
damit rechtswidriger Erfüllung
der Unterhaltungspflicht. Hier-
zu zählen fehlerhafter Deich-
bau, zu geringer Abflussquer-
schnitt, unsachgemäße Verroh-
rung eines Vorflutgrabens oder
die fehlerhafte Absperrung ei-
nes Entwässerungsgrabens. So-
weit Eigentum beeinträchtigt
wird, besteht regelmäßig auch
ein Anspruch. de Witt: „Es be-
steht eine Amtspflicht, den Bür-
ger auf Risiken hinzuweisen,
wenn dieser für die Behörde er-
kennbar einem besonderen Risi-
ko, insbesondere durch Ausnut-
zung von Planungen und Ge-
nehmigungen ausgesetzt wird.
Der Aufstellung von Bebau-
ungsplänen in faktischen Über-
schwemmungsgebieten ist des-
halb ausdrücklich zu widerspre-
chen, die höhere Verwaltungs-
behörde ist im Hinblick auf er-
forderliche Genehmigungen zu
unterrichten.“

Komplexe Verfahren

Bei einem unterlassenen Bau
von Poldern und Retentionsräu-
men bestehen, so der Experte,
zwar insoweit Amtspflichten,
die erforderlichen Maßnahmen
des Hochwasserschutzes zeit-
nah zu realisieren. Die dafür er-

forderlichen Planungs- und
Planfeststellungsverfahren sei-
en jedoch sehr komplex. Die
Entscheidung über die Reihen-
folge der Maßnahmen liege im
Ermessen der Behörde. Dabei
seien auch die finanziellen
Möglichkeiten zu berücksichti-
gen. Amtshaftungsansprüche
seien deshalb in der Regel er-
folglos.

Klaus Hoffmann, Münchner
Fachanwalt für Verwaltungs-
recht, wies darauf hin, dass die
rechtlichen Instrumente des
Hochwasserschutzes in der
Bauleitplanung den Kommunen
eine breite Handlungspalette
bieten. Hochwasserschutz kön-
ne aber nicht effektiv betrieben
werden, wenn jede Kommune
sich auf ihre eigenen individuel-
len Planungen konzentriert. Die
Effizienz einer vorsorgenden
Hochwasserschutzplanung sei
nur gesichert, wenn die Planung
sich an Gewässereinzugsgebie-
ten orientiert und benachbarte
Gemeinden, insbesondere Ober-
mit Unterliegern, kooperieren. 

Wesentliches Kernstück

Effizienter Hochwasserschutz
könne dabei nicht immer nur in
den unmittelbaren Gefahrenbe-
reichen erfolgen, da die Ursa-
chen von Hochwasserereignis-
sen häufig nicht im eigenen Ge-
meindegebiet liegen. Deshalb
sei die interkommunale Zusam-
menarbeit in den Gewässerein-
zugsgebieten ein wesentliches
Kernstück erfolgreicher Hoch-
wasservorsorgeplanung, betonte
Hoffmann.

Sinnvolles Unterfangen

Die in einem Gewässerein-
zugsgebiet liegenden Gemein-
den könnten dabei eine gemein-
same gewässerbezogene Pla-
nung entwickeln. Sinnvoll sei
die Ausarbeitung eines „frei-
willigen“ gemeinsamen Gewäs-
serentwicklungsplans für ein
oder mehrere Gewässer, der un-
ter Beteiligung verschiedener
Fachbehörden, Verbände und
der privaten Grundeigentümer
aufgestellt wird.

Da die Aufstellung eines Ge-
wässerentwicklungsplans die
Einschaltung qualifizierter Pla-
nungsbüros erfordere, sollte
nicht zuletzt unter Kostenge-
sichtspunkten zwischen den 
jeweiligen Gemeinden eine Pla-
nungsgemeinschaft gebildet
werden. Nach dem Gesetz über
die kommunale Zusammenar-
beit kommen für die Kooperati-
on der Kommunen in Bayern
folgende Formen in Betracht:
Bildung einer kommunalen Ar-
beitsgemeinschaft, Abschluss
einer Zweckvereinbarung, Grün-
dung eines Zweckverbandes.

Vorteil eines Zweckverbandes

Während die Arbeitsgemein-
schaft vorwiegend für die infor-
melle Zusammenarbeit gewählt
wird, komme für den Zweck
einer verbindlichen gemeinsa-
men Planung besser der Ab-
schluss einer Zweckvereinba-
rung oder eines Zweckverban-
des in Betracht. Letzterer sei
eine juristische Person des öf-
fentlichen Rechts, auf den die
Mitglieder die Aufgabe der Ge-
wässerplanung übertragen kön-
nen. Der Vorteil eines Gewäs-
serzweckverbandes könne da-
rin bestehen, dass die Aufga-
benerfüllung durch eine ent-
sprechende leitungsfähige Or-
ganisation erfolgt.

Die Bündelung der verschie-
denen Aufgaben von der Pla-
nung bis hin zur Umsetzung
der Hochwasserschutzmaßnah-
men, der Finanzierung sowie
der Koordination verschiede-
ner öffentlicher Förderpro-
gramme könne jedoch auch
durch eine interkommunale
Gesellschaft erfolgen, die sich
im jeweiligen Fall der Mithilfe
oder der Kooperation Privater
bedient. DK

Hof im Gespräch als Standort für Wasser-Landesamt:

OB Döhla: „Diese Initiative
ist der richtige Weg!“

Mit großem Interesse wird in Hof die Diskussion über die mög-
licherweise größte Behördenverlagerung Bayerns verfolgt.
„Was Dr. Schnappauf ins Gespräch gebracht hat, ist der richtige
Weg aus vielerlei Gründen“, erklärt Hofs Oberbürgermeister
Dieter Döhla: „Die Grenzregionen brauchen wirklich dringend
auch qualifizierte Behördenarbeitsplätze, wie sie ein Wasser-
und Boden-Landesamt bieten kann.“

Man habe in den vergangenen
Jahrzehnten einen erheblichen
Rückgang gerade im öffentli-
chen Bereich zu verzeichnen ge-
habt. Mit einem Landesamt wür-
de die Bayerische Staatsregie-
rung dort, wo sie es selbst ent-
scheiden kann, wichtige Wei-
chen stellen. „In Verbindung mit
den Anstrengungen des Wirt-
schaftsministers, Investoren auf
die Region aufmerksam zu ma-
chen, würde die Ansiedlung ei-
ner staatlichen Behörde ein Sig-
nal setzen, das nicht zu überse-
hen wäre“, meint Döhla.

Unter den Maximen „Deregu-
lieren, Dezentralisieren und Dele-
gieren“ hatte der Hofer Ober-
bürgermeister als Vorstands-
mitglied des Bayerischen Städte-
tags kürzlich grundsätzliche
Überlegungen zum Reformpro-
jekt „Verwaltung 21“ formuliert.
Diese würden mit einer wirkli-
chen Behördenverlagerung ein-
hergehen, wenn Kompetenzen
auch einmal abseits der Haupt-
städte gebündelt würden. 

OB Döhla fordert die Solida-
rität der Region und ihrer Abge-
ordneten ein: „Wir müssen jetzt
gemeinsam den Vorschlag von
Minister Schnappauf unterstüt-
zen und dürfen uns nicht ausein-
ander dividieren lassen. Ich ap-
pelliere an die Abgeordneten und

die Vertreter der Städte und Ge-
meinden in Oberfranken, keine
Steine in den Weg zu legen.“
Parteipolitische Auseinanderset-
zungen oder kleinlicher Lokal-
patriotismus seien fehl am Platz,
„weil ein solches Landesamt in
seiner arbeitsmarktpolitischen
und fachlichen Wirkung weit
über die Stadt Hof hinaus positi-
ve Effekte nach sich ziehen wür-
de.“ Er setze darauf, dass die Soli-
darität, die Hof immer wieder bei
den Bemühungen der Nachbar-
städte in ähnlichen Fällen gezeigt
habe, keine Einbahnstraße sei.

Es sei sicher noch zu früh, um
konkret Standorte zu diskutie-
ren, so Döhla, aber „es gibt
natürlich in staatlichem Besitz
Immobilien, über die man spre-
chen muss.“ Man werde dem
Freistaat zu gegebener Zeit Vor-
schläge machen, die auch unter
stadtplanerischen Gesichts-
punkten entwickelt würden. „Es
kommt jetzt darauf an, den Mi-
nister bei seiner Initiative zu un-
terstützen“, fordert Döhla: „Das
Landesamt für Wasser und Bo-
den ist eine wichtige Behörde
und wird auch unter dem Ge-
sichtspunkt einer lebenswerten
Umwelt für uns und unsere
Nachkommen für die Zukunft
noch wichtiger werden. Hof ist
dafür der richtige Ort!“            ?

Expertentagung bei der Regierung von Unterfranken:

Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie
Experten aus dem Bayerischen Umweltministerium, dem
Bayerischen Landesamt für Wasserwirtschaft, den Bezirksre-
gierungen und Wasserwirtschaftsämtern berieten bei der Re-
gierung von Unterfranken in Würzburg über die weitere Um-
setzung der EU- Wasserrahmenrichtlinie an den bayerischen
Gewässern. „Ein Zurück zur unberührten Natur gibt es nicht
mehr“, stellte Regierungspräsident Dr. Paul Beinhofer fest.
„Wir müssen jedoch darum bemüht sein, die Gewässer als Na-
tur- und Kulturgut pfleglich weiter zu entwickeln. Dazu gehört
auch eine sinnvolle Renaturierung.“

Die Regierung von Unterfran-
ken hat für das gesamte Einzugs-
gebiet des Mains als feder-
führende Stelle den Vorsitz in der
Koordinierungsgruppe zur Um-
setzung der EU- Wasserrahmen-
richtlinie inne. Die Koordinie-
rungsgruppe arbeitet länderüber-
greifend zusammen mit Baden-
Württemberg, Hessen und
Thüringen. 

EU-Rechtsvorgabe

Die EU-Wasserrahmenrichtli-
nie ist eine umfangreiche ver-
bindliche Rechtsvorgabe der
EU. Sie legt den Mitgliedsstaa-
ten auf, bis zum Jahr 2015 sämt-
liche Gewässer, also Fließge-
wässer und Seen, aber auch das
Grundwasser in einen guten
chemischen und ökologischen
Zustand zu bringen. Vorausset-
zung hierfür sind intakte struk-
turreiche Lebensräume an und
besonders in den Gewässern so-
wie eine deutliche Reduzierung
der menschlichen Einwirkungen. 

Die Arbeitskreissitzung be-
fasste sich mit Themen zur Be-
standsaufnahme aller Einwir-
kungen, Beeinträchtigungen
und Risiken sowie der sich
hieraus ergebenden Gesamtbe -
urteilung des derzeitigen Ge-
wässerzustandes in Bayern.
Bis zum Herbst 2004 sind die
Ergebnisse in einem umfassen-
den Bericht mit Text und Plä-
nen flussgebietsbezogen, d. h.
länderübergreifend zusammen
zu fassen. Sie sind der EU-
Kommission zur Prüfung zu
übergeben.

Der Bericht bildet die Grund-
lage für die weiteren Schritte
zur Umsetzung der Rahmen-
richtlinie. Dies sind die vertief-
te Gewässerüberwachung (Mo-
nitoring) bis 2006, die an-
schließende Aufstellung fluss-
gebietsweiser Bewirtschaftungs-
pläne bis 2009 und die hierauf
aufbauende, bis zum Jahr 2015
abzuschließende Erreichung des
guten chemischen und ökologi-
schen Zustandes aller Gewässer

in ganz Bayern und Europa. Ein
ehrgeiziges, aber lohnendes
Ziel, das viel Kraft und Einsatz
von allen Beteiligten verlangt. 

Der Main gehört beispiels-
weise gemäß EU- Wasserrah-
menrichtlinie als staugeregelte
Bundeswasserstraße zur Kate-
gorie der stark veränderten Ge-
wässer. Anders als vergleichbar
große deutsche Flüsse zeichnet
er sich aber gleichzeitig durch
sehr hohe ökologische Dynamik
und Entwicklungsvermögen
aus. Auch seine Artenvielfalt ist
reichhaltig. Die Regierung von
Unterfranken hat in Zusammen-
arbeit mit Bayerischen Landes-
amt für Wasserwirtschaft hier-
zu bereits ein „Gewässerpflege-
konzept für den staugeregelten
Main“ erarbeitet. 

Gewässerpflegekonzept

Dem Konzept haben bereits
das Land Baden-Württemberg,
die Regierung von Oberfran-
ken, die Wasserwirtschaftsäm-
ter Aschaffenburg, Schwein-
furt, Würzburg und Bamberg
sowie die Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bun-
des zugestimmt. Das Leitbild
stellt bereits eine wesentliche
Grundlage auch für die Auf-
stellung der Bewirtschaftungs-
pläne nach der EU-Wasserrah-
menrichtlinie dar.                 DK
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Die Zukunftsfähigkeit
der Kommunen sichern!

Kritische Prüfung des Aufgabenspektrums - Sicherung ihrer
Investitionsfähigkeit durch nachhaltige Reform der Kommunalfinanzen

Von Dr. Josef Wallner, Bayerischer Bauindustrieverband

Im Jahre 2003 sind die Gesamteinnahmen der bayerischen Ge-
meinden und Gemeindeverbände (ohne besondere Finanzie-
rungsvorgänge) auf 22,8 Mrd. Euro gestiegen, ein Plus von 2,7
Prozent. Weil die Gesamtausgaben einen geringeren Zuwachs
von 1,9 Prozent auswiesen, nahm der Finanzierungssaldo leicht
ab auf - 1,15 Mrd. Euro. Im Jahre 2002 betrug er - 1,31 Mrd.
Euro. Damit weisen die bayerischen Kommunalhaushalte be-
reits das dritte Jahr in Folge ein Defizit auf. 

Besonders stark nahmen die
Zinsausgaben (+ 27,1 %) und die
Ausgaben für Sozialhilfe (+ 11,5
%) zu. Beide Kategorien können
die Kommunen nicht oder nur in
sehr geringem Ausmaß beein-
flussen.

Direkt beeinflussen können die
Kommunen jedoch ihre Investiti-
onsausgaben und insbesondere
die Bauausgaben. Und hier setz-
ten sie den Rotstift an. Im Ver-
gleich zu 2002 waren die kom-
munalen Ausgaben für Baumaß-
nahmen um 11,9 % rückläufig. 

Kürzung von Bauausgaben
ist falsch verstandenes
„Sparen“

Bei den Bauausgaben zu kür-
zen, ist aus zwei Gründen verfüh-
rerisch: mit einem Anteil von
(noch) 13 % sind sie eine nicht zu
vernachlässigende Größe und -
vor allem - sie sind nicht gesetz-
lich festgeschrieben, im Unter-
schied zu den Sozialausgaben
oder den Personalausgaben. Bei
den Bauausgaben zu kürzen ist
jedoch eine kurssichtige Politik,
es ist vor allem keine Sparpolitik. 

Kurzsichtig ist sie dann, wenn
dringend nötige Erhaltungs- und
Sanierungsmaßnahmen an der

Infrastruktur und den öffentli-
chen Gebäuden unterlassen wer-
den. Dann drohen hohe Folgeko-
sten und - im Fall maroder Ab-
wasserkanäle - auch schwerwie-
gende Umweltprobleme. Beste-
hende Schäden nicht zu reparie-
ren ist genauso eine Lastver-
schiebung in die Zukunft, wie
wenn Konsumausgaben mit
Krediten finanziert werden. 

Kurzsichtige Politik

Kurzsichtig ist eine derartige
Politik auch deswegen, weil da-
durch Zukunftschancen nicht
wahrgenommen werden, sie wer-
den gleichsam „verbaut“. In vie-
len Fällen ist unsere Infrastruktur
auf den künftig weit höheren Be-
darf noch überhaupt nicht vorbe-
reitet, insbesondere die Verkehrs-
infrastruktur. Eine qualitativ
hochwertige Verkehrsinfrastruk-
tur ist jedoch ein wichtiger Fak-
tor im Wettbewerb der Standorte
um Betriebsansiedlungen. 

Flucht aus der VOB
keine Lösung

Neuerdings meinen die Kom-
munen auch, sie könnten Geld
„sparen“, wenn sie sich bei der

Vergabe von Bauaufträgen von
den Vorschriften der VOB lö-
sten. Doch diese Meinung ist
falsch. Im Gegenteil, mit einer
Abwendung von der VOB ris-
kieren sie vermutlich höhere

Baupreise und mehr Korruption. 

Geheimer Preiswettbewerb

Kern der VOB ist die Organi-
sation eines geheimen Preiswett-
bewerbs. Jedes Bauunternehmen
ist als Bieter gezwungen, bei sei-
ner Angebotskalkulation bis an
die Grenze des Vertretbaren und
oftmals weit darüber hinaus zu
gehen, weil es sonst keine Chan-
ce hat, einen Auftrag zu erhalten.
Andererseits kann es darauf ver-
trauen, dass der Submissions-
preis verbindlich ist und es keine
Nachverhandlungen geben wird.

Kern der VOB ist auch die
Verhinderung von Korruption
durch die Organisation eines ge-
heimen Wettbewerbs. Bei Weg-

fall der VOB wäre das Korrupti-
onsrisiko weit höher. Im Endef-
fekt würden Städte und Gemein-
den individuelle Lösungen als
Ersatzregelungen zur Manipula-
tions- und Korruptionspräventi-
on sowie zur sauberen Preisfin-
dung finden müssen. Eine Ab-
kehr von der bewährten VOB
wäre somit eine falsch verstan-
dene Deregulierung: Marktver-
werfungen und Rechtsunsicher-
heit, die Entstehung eines Rege-
lungswirrwars wären die teueren
Folgen eines ungeeigneten Ver-
suchs, billiger bauen zu wollen.

Aufgabenspektrum
kritisch prüfen

Als Gestalter des unmittelba-
ren Lebensumfelds der Bürger
obliegt den Kommunen eine
wichtige Aufgabe, für die sie ei-
ne ausreichende und sichere Fi-
nanzausstattung brauchen. Die
Kommunen müssen aber auch
bereit sein, ihr Aufgabenspek-
trum kritisch zu hinterfragen
und es auf den Kern ihrer ho-
heitlichen Tätigkeit zurückzu-
führen. Hier liegen viele Effizi-
enzreserven verborgen. Wieso
braucht jede Kommune ihren
Bauhof? Wieso können Hallen-
bäder und anderen Freizeitein-
richtungen nicht gemeinsam ge-
plant werden? 

Konträre Positionen

Die Diskussion über die Re-
form der Kommunalfinanzie-
rung ist derzeit wieder gegen-
über anderen politischen Debat-
ten in den Hintergrund getreten.
Es stehen sich aber weiterhin
zwei nicht vereinbare Positionen
gegenüber. Während Vertreter
kommunaler Spitzenverbände
weiterhin an der überholten Ge-
werbesteuer festhalten, plädieren
Wirtschaft und Politik für eine
Vereinfachung des Steuersys-
tems durch den Wegfall der Ge-
werbesteuer.

Drei Elemente

Dieses Alternativmodell, das
Zuschlagsmodell, besteht aus
drei Elementen:
1. einer Beteiligung der Kom-
munen an der Einkommensteu-
er ihrer Bürger. Zuvor wird der
Einkommensteuersatz abge-
senkt, jede Kommune erhebt
dann zusätzlich ihren individu-
ellen Hebesatz. Für den Ein-
kommensteuerzahler ergibt sich
im Durchschnitt keine Zusatz-
belastung.
2. einer Beteiligung der Kom-
munen an der Körperschaftsteu-
er. Weil die Gewerbesteuer
wegfällt, werden im Ausgleich
die Körperschaftsteuersätze er-
höht und die Kommunen erhe-
ben zudem ihren individuellen
Hebesatz (kann mit dem Ein-
kommensteuerhebesatz iden-
tisch sein).
3. einer Beteiligung der Kommu-
nen am gesamtwirtschaftlichen
Umsatzsteueraufkommen. Über
diese Stellgröße lässt sich sowohl
das häufig erwähnte Stadt-Um-
land Problem lösen als auch ver-
mutete Ost-West Verwerfungen
in den Griff bekommen.

Transparenz als 
Hauptvorteil 

Der Hauptvorteil dieses Mo-
dell ist seine Transparenz. Jeder
Bürger, jedes Unternehmen
kennt dann seinen Beitrag zur
Finanzausstattung seiner Ge-
meinde. Kommunalwahlen
können dann auch als Abstim-
mung über die Finanzsausstat-
tung der Kommunen gestaltet
werden. Wenn jeder Bürger
weiß, dass zusätzliche kommu-
nale Auf- und Ausgaben ihn di-
rekt in seiner Eigenschaft als
Steuerzahler betreffen, wird er
diese genau hinterfragen, auf ih-
re Berechtigung prüfen und
kann so verantwortungsvoll ab-
stimmen. Das Zuschlagsmodell: 
wahre Demokratie von unten.?

Vor dem Gotteshaus vereint: die Fahnenabordnung der Sude-
tendeutschen Landsmannschaft Donauwörth, der Erbauer
Ernst Seifert (4. v. r.). Bürgermeister Franz Oppel (4. v. l.) und
der Vorsitzende der Egerländer Gmoi Donauwörth, Peter
Krebs (2. v. l.).                                                                      Bild: -jdt-

Heidebrünnel-Kirche 
wieder aufgebaut

Kaisheim, Kreis Donau-Ries (jdt). Als das schönste und seit Ge-
nerationen beliebteste Wallfahrer- und Wanderziel galt im Alt-
vatergebirge im alten Österreichisch-Schlesien das legendenum-
wobene „Heidebrünnel“ mit seiner Kirche. Die waldreiche Mär-
chenlandschaft rund um den 1490 Meter hohen „Bergkönig Alt-
vater“ war bis zur Vertreibung nach 1945 die Heimat von Hun-
derttausenden Deutschen. Sie trauerten nach dem Heimatver-
lust ihrem „Heidebrünnel“-Kirchlein nach. Es war am 30. Mai
1946, gerade als die letzten Deutschen dort vertrieben wurden,
nach einem Blitzschlag in Flammen aufgegangen.

Dem Versprechen gegenüber
seiner Mutter Anna folgend,
baute in den letzten Jahren der
aus dem Altvaterland stammen-
de, jetzt 73-jährige Unterneh-
mer Ernst Seifert aus dem
schwäbischen Kaisheim die Alt-
vater-Kirche originalgetreu wie-
der auf. Sie steht inmitten eines
von Seifert gestifteten Parkes
mit 8000 Bäumen 200 verschie-
dener Arten.

Die Einweihung vollzog jetzt
während eines großen Gottes-
dienstes Bischof Dr. Walter
Mixa, Eichstätt. Er würdigte mit

großer Anerkennung den Ein-
satz von Ernst Seifert für Hei-
mat und Glaube.

Am Vorabend hatte Bürger-
meister Franz Oppel, Kaisheim,
dem Erbauer der Kirche, Ernst
Seifert, während eines großen
Festaktes im Kaisersaal des ein-
stigen Zisterzienserklosters Kais-
heim die Ernennungsurkunde
zum Ehrenbürger überreicht.
Damit wurde der beispielgeben-
de Einsatz Seiferts für das Ge-
meinwohl, als Unternehmer und
Wohltäter für die Gemeinde und
Kirche, gewürdigt.                      ?

Dorfökologische Fachtagung in Freising: 

Biotop-Spielplätze
erhalten und schaffen!

„Dorf und Siedlung“ - Spielraum ohne Grenzen“ lautete das
Motto der 21. dorfökologischen Fachtagung in Freising, die Ex-
perten der Dorferneuerung und Landentwicklung, der Pädago-
gik und Kommunalpolitik sowie der Gartenbau- und Natur-
schutzverbände zusammenbrachte. Als Veranstalter fungierten
die Bayerische Akademie für Naturschutz und Landschaftspfle-
ge, die Deutsche Gartenbaugesellschaft 1822 e.V. sowie das Bil-
dungswerk des Bundes Naturschutz.

Kinder haben sehr ähnliche
Lebensraum-Ansprüche wie
Pflanzen, Frösche und Schmet-
terlinge. Wer sein Gemeinwesen
also kinder- und umweltfreund-
lich gestalten will, sollte Bach-
läufe, Pfützen, Hecken, Hohlwe-
ge, Rutschhügel und Material-
gruben erhalten. Spielraum- und
Biotopgestaltung können so oh-
ne viel Aufwand Hand in Hand
gehen. Das geplant „Ungeplan-
te“ in einer insgesamt „bespiel-
baren“ Gemeinde gehe über die
strenge Funktionstrennung der
herkömmlichen Flächennutzung
hinaus und komme sowohl der
kreativen Entfaltung junger Men-
schen wie der natürlichen Biodi-
versität kostengünstig entgegen,
so der Tenor der Fachtagung.

Zum Thema „Kinderspiel und
PISA-Studie“ meinte der Biolo-
ge Klaus Hübner vom Landes-
bund für Vogelschutz, dass wich-
tige körperliche und fächerüber-
greifende Fähigkeiten bei Kin-
dern am besten über „Naturwe-
ge“ vermittelt werden können.
Wer sich heute der praktischen
Klett-Verschlüsse bediene, sollte
zumindest das Original, die Klet-
te als Pflanze kennen. Es sei bes-
ser und billiger, Kinder in Bäu-
men frei klettern zu lassen, als
später das nicht Erlebte in Mana-
ger-Trainingskursen in Hochseil-
gärten nachzuholen.

Mehr Platz für spielerische

Wildnis forderte Beate Seitz-
Weinzierl, Leiterin des Bil-
dungswerks des Bundes Natur-
schutz in Bayern e.V., Wiesen-
felden. Fernsehsendungen über
„Dschungel-Camp-Events“
zeigten bei aller Abwegigkeit die
Sehnsucht des Menschen nach
elementarer Naturbegegnung.
Gräfin Sonja Bernadotte, Präsi-
dentin der Deutschen Gartenbau-
gesellschaft 1822 e.V., hob ihrer-
seits die Bedeutung des Wettbe-
werbs „Unser Dorf soll schöner
werden - unser Dorf hat Zu-
kunft!“ hervor. Die „Agenda 21“
habe das Dorf und die Frauenar-
beit, die oft mit Garten und Kin-
dern verbunden sei, deutlich auf-
gewertet. 

Zum Schluss zitierte Tagungs-
leiter Dr. Josef Heringer von der
Bayerischen Akademie für Na-
turschutz und Landschaftspflege
aus dem Buch „Die Unwirtlich-
keit unserer Städte“ von Alexan-
der Mitscherlich, der bereits vor
40 Jahren feststellte: „Der junge
Mensch braucht seinesgleichen -
nämlich Tiere, überhaupt Ele-
mentares, Wasser, Dreck, Ge-
büsch, Spielraum. Man kann ihn
auch ohne das aufwachen lassen,
mit Teppichen, Stofftieren und
asphaltierten Straßen und Höfen.
Er überlebt es, doch man soll sich
dann nicht wundern, wenn er spä-
ter bestimmte soziale Grundlei-
stungen nicht mehr erlernt.“   DK
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Moosburg a. d. Isar:

Freude über neuen 
Pius-Kindergarten

Echte Frauenpower am Werk

„Eine Gemeinde kann ihr Geld nicht besser anlegen, als dass
sie es in Kinder steckt.“ Tatsächlich stellt der neue St. Pius-
Kindergarten in Moosburg a. d. Isar gemäß des Churchill-
schen Zitats eine Investition mit bester Verzinsung dar. Lange
genug - ein volles Jahrzehnt - mussten Eltern, Kinder, Personal
und die Kirchenstiftung St. Kastulus freilich auf die Einwei-
hung des 2,4 Mio. Euro teuren Projekts warten. 

Nicht ganz so lange dauerte
es, bis durch das Engagement
der Solarfreunde Moosburg an-
geregt, sich die Initiative „Son-
ne für die Piuskinder“, die sich
für eine Photovoltaikanlage auf
dem Dach des Kindergartens
stark machte, gründete. Bundes-
präsident a.D. Prof. Roman
Herzog nahm sie am 7. Oktober
2003 schließlich feierlich in Be-
trieb. Seither liefert sie Strom,
der ins öffentliche Netz einge-
speist wird und bereits den Kin-
dern deutlich macht, dass Pro-
duktion von Energie und Um-
weltschutz sich nicht aus-
schließen müssen. Auch sonst
achtete das Erzbischöfliche Or-
dinariat als Bauherr für die ört-
liche Kirchenstiftung auf die
Verwendung umweltschonen-
der und wertvoller Materialien.

Ein kleines Paradies

Die vier freundlich eingerich-
teten und vor allem hellen
Gruppenräume sind je 56 m2

groß; zusätzlich steht eine je-
weils 21 m2 große Spielgalerie
zur Verfügung. Je zwei Gruppen
teilen sich einen Intensivraum,
der 17 m2 groß ist. Ein fester
Schlafraum für Kinder ist eben-

so ein Segen wie der großzügig
angelegte Elternwartebereich,
der sich hervorragend für El-
ternabende eignet. Nach wie vor
ist der St. Pius-Kindergarten,
der Platz für über 100 Kinder
bietet, die einzige Einrichtung
in der Drei-Rosen-Stadt, die
Ganztagesplätze bereithält,
weshalb eine zeitge-
mäße Küchenausstattung nicht
fehlen durfte. Auch im Außen-
bereich des Kindergartens er-
schließt sich für die Kinder ein
kleines Paradies.

Weibliche Intuition

Dass hier echte Frauenpower
am Werk war, darauf wurde bei
der feierlichen Einweihung
mehrmals hingewiesen. Ange-
fangen von Architektin Ute
Grindl über Bauleiterin Monika
Seefelder bis zur Bürgermeiste-
rin Anita Meinelt als Zuschuss-
geberin und schließlich Kinder-
gartenleiterin Karin Bohat-
schek - ohne weibliche Intuiti-
on, Organisationstalent, Durch-
setzungskraft und Kooperati-
onsbereitschaft wäre der Pius-
Kindergarten nie zu dem ge-
worden, was er nunmehr erfreu-
licherweise ist.                         DK

Ausstellung in Landshut:

Stadt im Planungsprozess 
Noch bis 30. Juni steht in einer Ausstellung in der Sparkasse
am Bischof-Sailer-Platz in Landshut der Prozess der Stadtpla-
nung und des Städtebaus im Blickpunkt. Unter dem Titel
„werkSTADT Landshut“ gibt das städtische Baureferat als
Beitrag zur 800-Jahr-Feier einen Einblick in die vielen Pla-
nungen der Stadt - vom Flächennutzungsplan bis hin zu den
verschiedenen Entwicklungsgebieten. 

Stadtplanung und Städtebau
sind Themen, die viele Bürger
unmittelbar in einer Stadt be-
treffen. Das zeigen auch die un-
zähligen Projekte, die das Bau-
referat in der Ausstellung prä-
sentiert: „Wir wollen die Pla-
nung im Werkstattcharakter
deutlich machen“, bringen es
Baureferent Horst Drexler, der
Leiter des Stadtentwicklungs-
amts, Hans Zistl-Schlingmann,
und Stadtplanungsamts-Leiter
Roland Reisinger auf den
Punkt. Das heißt: Verschiedene
Planungen werden in verschie-
denen Schritten - von allerersten
Überlegungen über Modelle bis
zum letzten Bauabschnitt - dar-
gestellt. Daher auch die Verbin-
dung im Titel der Ausstellung
zwischen Werkstatt und „werk-
STADT“. 

Im Blickpunkt stehen beson-
ders die Themen aus den ver-
gangenen Jahren wie die Sied-
lungserweiterung nördlich
Wolfgang und Moniberg, die

Entwicklung des Kasernen-
geländes, das Gewerbegebiet
Münchnerau sowie verschiedene
Einzelprojekte. Aber auch der-
zeit aktuelle Projekte wie die
Fortschreibung des Flächennut-
zungsplans und Landschafts -
plans oder die Vorbereitende Un-
tersuchung „Innere Münchner
Straße“ (Sanierungsgebiet Witt-
straße) werden präsentiert. Fast
60 Modelle, unzählige Fotos und
Pläne dokumentieren die Pla-
nungsprozesse in der Stadt. Fas-
zinierende Eindrücke vom Städ-
tebau in Landshut vermitteln
auch Bilder aus dem Architek-
turführer, der anlässlich der 800-
Jahr-Feier erschienen ist.

Begleitet wird die Ausstel-
lung durch diverse Veranstal-
tungen, die jeweils um 20 Uhr
im kleinen Theater beginnen.
Den Abschluss gestaltet am 29.
Juni Städtebauer Prof. Peter
Zlonicky, der unter anderem für
die Planung des Flächennut-
zungsplans zuständig ist.      DK

Gilching-Süd:

Grundsteinlegung
für Gewerbepark

Was lange währt, wird endlich gut. An der Autobahnausfahrt
Gilching-Argelsried wurde im Beisein von 250 Gästen aus Po-
litik, Wirtschaft und Kultur. der Grundstein für das neue Gil-
chinger Gewerbegebiet gelegt. Damit wurde laut Bürgermei-
ster Thomas Reich „eine sehr langwierige und problematische
Phase der Planung und Entwicklung des Gewerbeparks erfolg-
reich abgeschlossen“.

Auf rund 18 Hektar Fläche
soll in zwei Baustufen das neue
Gewerbegebiet Süd entstehen.
Baustufe I liegt in der Verant-
wortung der Gemeinde, die vor-
rangig heimische Betriebe für
die Ansiedlung gewinnen will.
Bürgermeister Thomas Reich
hat jedoch nicht ausgeschlos-
sen, auch überregionale Unter-
nehmen willkommen zu heißen.

Kontakte zu entsprechenden
Firmen soll Franz X. Erlacher
herstellen. Der Projektplaner
hat sich bereits einen Namen
durch die überaus erfolgreiche
Entwicklung des Technoparks
„Argelsrieder Feld“ gemacht.
Dies gilt auch für die Xaver
Riebel GmbH & Co. KG, deren
Geschäftsführer Thomas Aulin-
ger den Interessenten als kom-
petenter Partner im Bereich der
Projektentwicklung zur Verfü-
gung steht.

Einheitliches Konzept

Weiter wurde Erlacher als ei-
gen verantwortlicher Projekt-
entwickler für die „GbR Gewer-
begebiet Gilching Süd“, der
Max Stürzer als Geschäftsfüh-
rer vorsteht, verpflichtet. Stür-
zer hat die Hälfte des Areals an
die Gemeinde verkauft. In Zu-
sammenarbeit soll jetzt ein ein-
heitliches Konzept verfolgt
werden.

„Ich habe ein Konzept ent-
wickelt, das an den Erfolg des
Gewerbegebiets Argelsrieder
Feld anschließt“, erklärte Erla-
cher. „Mein Vision ist, dass Süd
eine Mischung aus Firmen aus
den Bereichen Medizin, For-
schung und Wissenschaft wird.“
Verantwortlich sieht er sich
nicht nur für die Vermarktung.
„Wir erarbeiten außerdem ein
finanzwirtschaftliches Konzept.
Ohne eine solide Finanzierung
geht heute gar nichts mehr“, er-
klärte Erlacher. Des Weiteren

wird er auf dem bewährten „Pu-
blic Private Partnership“ auf-
bauen. Eine Vernetzung aller
am Standort tätigen Unterneh-
men in Zusammenarbeit mit
den Kommunen. „Es ist nicht
nur wichtig, dass sich solide
Firmen ansiedeln. Damit sie er-
folgreich arbeiten können, muss
auch für das passende Umfeld
gesorgt werden. Dazu gehört eine
ortsnahe Versorgung und die Ein-
richtung eines Shuttlebusses.“

Wolfgang Stürzer betonte sei-
nerseits, dass trotz aller Schwie-
rigkeiten letztendlich eine
„Punktlandung“ vollzogen wor-
den sei. Sparkassendirektor An-
ton Hummer, Sparkasse Mün-
chen-Starnberg versprach, ein
verlässlicher Partner zu sein und
Zeichen zu setzen, damit es
wieder aufwärts geht. Hierzu
würden zinsgünstige Kredite
zur Verfügung gestellt.

Vorarbeit für die Zukunft 

Schelte gab es für die Lan-
despolitiker, die zwar die Be-
deutung des Wirtschaftsstan-
dorts Bayern hervorheben, es
aber an der nötigen Unterstüt-
zung fehlen ließen, so Bürger-
meister Reich. Anders Landrat
Heinrich Frey, „der uns über
das normale Maß hinaus unter-
stützt hat“. Frey wiederum er-
klärte, der Landkreis Starnberg
sei innovativ und fortschritt-
lich, aber es fehle noch immer
Gewerbe. Er sprach von einer
„Vorarbeit für die Zukunft“
und verknüpfte damit die Hoff-
nung, dass „eines Tages die
Pferde wieder ordentlich zu
saufen beginnen“.

Insgesamt gesehen, so Bür-
germeister Reich, biete dieser
Standort allein durch seine Lage
so große Vorteile, „wie wir sie
wohl im gesamten restlichen
Landkreis Starnberg nicht vor-
finden werden“.                         ?

Bürgermeister Thomas Reich, Franz-Xaver Erlacher, Bauherr
Stürzer sen. und Landrat Heinrich Frey (v.l.) freuten sich ge-
meinsam über die Grundsteinlegung. Foto: Bertele

Stadtsaal Buchloe in
neuem „Outfit“

Mehrere Buchloer Firmen haben in einer beispiellosen Aktion
die in die Jahre gekommene Fassade des Stadtsaal saniert und
damit einen neuen Akzent im Stadtbild der Bahnhofstraße ge-
setzt. Die Arbeiten wurden Anfang April begonnen und konn-
ten pünktlich zu den Feierlichkeiten anlässlich des 50-jährigen
Stadtjubiläum, Mitte Mai abgeschlossen werden.

Neben der Renovierung des
Außenputzes waren auch weite-
re Sanierungsmaßnahmen am
Gebäude notwendig. Die Fen-
ster erhielten einen frischen An-
strich und der Eingangsbereich
konnte mit einer Steinumfas-
sung neu gestaltet werden. Ein
großes Stadtwappen aus Mar-
mor ziert nun das Gebäude ne-
ben dem Eingang. 

Am 16. März hatte das sog.
„Handwerkerteam“, in dem sich
18 einheimische Firmen zu ei-
nem Verbund zusammenge-
schlossen haben, das Projekt
erstmals dem Bauausschuss
vorgestellt. Zwei Modelle der
Fassadengestaltung standen zur
Auswahl, wobei man sich für
die etwas modernere Variante
entschied. Insgesamt waren die
Stadträte von der Idee begeistert
und lobten die Eigeninitiative
der Firmen zur Verbesserung
des Stadtbildes.

Mehr als 250 Arbeitsstunden
wurden von den sechs beteilig-
ten Firmen des Handwerker-
teams unentgeltlich für die Sa-
nierung geleistet. Der städtische
Bauhof war bei den Vorberei-
tungsarbeiten mit eingebunden.

Die Stadt stellte lediglich die
notwendigen Mittel für die Ma-
terialkosten von ca. 10.000,00
Euro zur Verfügung. Insgesamt
belaufen sich die Kosten für die
Sanierungsmaßnahmen auf
rund 28.000,00 Euro.

„Das ist eine ganz tolle Sa-
che. Über dieses Geschenk zum
50-jährigen Stadtjubiläum freue
ich mich besonders, zumal die
Kassen der Stadt eine Sanierung
in diesem Umfang nicht zuge-
lassen hätten“, lobte Bürgermei-
ster Josef Schweinberger die In-
itiative des Handwerkerteams.?

Neues Baurecht:

Gemeindetag lädt zu
Infoveranstaltungen

Am 20. Juli 2004 treten weit-
reichende Änderungen des Bau-
gesetzbuchs in Kraft. Neben
zahlreichen Neuerungen sind die
Gemeinden künftig verpflichtet,
bei jedem Bebauungs- oder
Flächennutzungsplan eine Um-
weltprüfung durchzuführen.
Dies kann gravierende Auswir-
kungen auf die Planung haben.
Der Bayerische Gemeindetag
führt im Juli zusammen mit dem
Bayerischen Innenministerium
Infoveranstaltungen zum neuen
Baugesetzbuch durch. 

Folgende Veranstaltungstermi-
ne sind vorgesehen:
6. Juli: Landgasthof Apfelbeck
in Mamming, Landkreis Dingol-
fing-Landau
13. Juli: Mehrzweckhalle „Tur-
ner Hölzl“ in Rohrdorf, Land-
kreis Rosenheim
14. Juli: Gunzenhausen, Stadt-
halle, Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen
20. Juli: Kloster Banz, Staffel-
stein, Landkreis Lichtenfels
29. Juli: Kloster Irsee, Irsee,
Landkreis Ostallgäu.

Zu den Veranstaltungen, die
von 10  bis ca. 13 Uhr dauern,
sind die Bürgermeister und deren
Mitarbeiter sowie die örtlichen
Planer eingeladen. Gesondert
werden auch die Landratsämter
und Regierungen eingeladen.    ?
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Tourismusverband Allgäu/Bayerisch-Schwaben:

„Die Urlauber mit dem
Herzen erreichen“

Stimmung wieder hoffnungsvoller - Städtetourismus und „Legoland“ nutzen

Höchstädt (jdt). „Das einzigartige und vielfältig interessante An-
gebot der Ferien- und Urlaubsregion Schwaben findet im In-
und Ausland viele Freunde und auch Bewunderer.“ Mit diesem
positiven Blick auf die Zukunftschancen beeindruckte Vorsit-
zender Alfons Zeller während der 54. Jahreshauptversammlung
des Tourismusverbandes Allgäu/Bayerischen-Schwaben im
Schloss Höchstädt. 

Der Allgäuer Landtagsabge-
ordnete betonte ganz selbstbe-
wusst: „Wir brauchen, auch im
internationalen Vergleich, unser
Licht nicht unter den Scheffel zu
stellen“. In Tourismusorten müs-
se man, so Zeller, den Gästen
weiterhin mit attraktiver Atmos-
phäre und positiver Stimmung
für Schwaben und das Allgäu be-
gegnen. Einfallsreichtum bleibe
vorrangig gefragt („und un-sere
Urlauber müssen wir nicht zu-
letzt mit dem Herzen errei-
chen“). Alfons Zeller, der seit
rund acht Jahren souverän und
mit sichtbarem Erfolg dem 
Tourismusverband Allgäu/ Baye-
risch-Schwaben leitet, stellte die
besondere Bedeutung Schwa-
bens für das deutsche Spitzen-
Urlaubsland Bayern heraus.

Ergebnisse verbessert

Aus dem Geschäftsbericht des
Verbandes für 2003 geht her-
vor, dass der Regierungsbezirk
Schwaben nach dem Spitzenrei-
ter Oberbayern (9090628) unter
den sieben Fremdenverkehrsre-
gionen des Freistaates bei den
Gästeankünften (2944266) Rang
zwei einnimmt, vor Mittelfran-
ken (2617629), Niederbayern
(2361095) und Unterfranken
(1937291). Für Schwaben be-
deutete dies gegenüber 2002
zwar einen durch die allgemeine
Wirtschaftslage stark beeinflus-
sten Rückgang um 1,2 Prozent,
aber trotzdem ein deutliches Plus
im langjährigen Durchschnitt
von 2800423 Ankünften (1986 -
2003). Auch bei den Übernach-

tungen konnte sich Schwaben
mit 11637418 hinter Oberbayern
(26239998) und Niederbayern
(11998726) in der statistischen
Spitze behaupten.

Anhaltender Reformstau

Dass die schwäbischen Touris-
musunternehmen „wieder hoff-
nungsvoller in die Sommersai-
son gehen“, registrierte Vorsit-
zender Zeller mit Genugtuung.
Im Vergleich zu 2002/2003 seien
in dem Winter 2003/2004 besse-
re Geschäftsergebnisse erzielt
worden. Die diesmal weitaus
bessere Schneesituation für Win-
tersportler habe zudem noch
Spontanurlauber ins Allgäu ge-
bracht. 22 Prozent der befragten
Betriebe des Hotel- und Gast-
stättengewerbes hatten die Ge-
schäftslage als gut, 46 Prozent als
zufriedenstellend bezeichnet. Kri-
tisch beleuchtet wurden Kon-
junkturschwäche und der „Re-
formstau“, der noch immer anhal-
te. Angesichts magerer Gewinn-
spannen blieben die Firmen nach
wie vor bei ihren Investitionspla-
nungen eher zurückhaltend.

„Gutes Miteinander“

Beim optimistischen Ausblick
appellierte Alfons Zeller an die
Tourismus-Experten aus dem
Raum zwischen Allgäu und
Ries, die offenkundig positive
Aufgeschlossenheit für den Ur-
laub in der Heimat, die Ausstrah-
lung von „Legoland Deutsch-
land“ in Günzburg und den
„Städtetourismus“ zu nutzen.

Gedankt wurde dem Landtag,
der Bayerischen Staatsregierung
mit dem Staatsministerium für
Wirtschaft, der Regierung von
Schwaben und dem Bezirk für
finanzielle Förderung auch in
schwierigen Zeiten. Das „gute
Miteinander“ in dem von den
Landkreisen und Kommunen
stark gestützten Tourismusver-
band registrierte Geschäftsführer
Bernhard Joachim. Ihm galt ein
Sonderlob Zellers: „Immer dort,

(„Die Tagesskigäste, knapp 40
Prozent unserer Kunden, regi-
strierten dies erfreut“). Gelingen
müsse es nun, mehr Sport treiben-
de Winterurlauber als Übernach-
tungsgäste zu gewinnen. 

Beispielhafte Vermarktung

Oberstaufen rühmte Kröll als
Beispiel dafür, wie man auch
außerhalb der Hochsaison mit
Phantasie das Erlebnis der Ber-
ge, Wellness und Gesundheit
beispielhaft vermarkten könne.
„Toll“ fände es der Redner,
wenn es gelingen könnte, einmal
eine TV-Serie ins Allgäu zu brin-
gen, ähnlich wie „Schloss-
hotel Orth“, mit mittlerweile 135
Folgen und rund 4,5 bis 5 Millio-
nen Zuschauern pro Sendung.
Hervorragende Chancen böte die
Nordische Ski-WM im kom-

Vorne v. l.: Bürgermeisterin Hildegard Wanner, Vorsitzender
Alfons Zeller, stellvertretende Landrätin Angela Rieder. Da-
hinter v. l.: Geschäftsführer Bernhard Joachim, Landtagsab-
geordneter Johannes Hintersberger, Landrat Johann Flesch-
hut (Ostallgäu), der Vorsitzende des BHG Schwaben, Johann
Britsch, IHK-Vizepräsident Augustin Kröll. Bild: jdt

wo was los ist, da ist Joachim“.
Augustin Kröll, Vizepräsident

der IHK und Vorstand der Ne-
belhornbahn AG und der Fell-
hornbahn GmbH, wies in seiner
Tourismusbilanz für das Früh-
jahr 2004 auf einen „sehr ordent-
lichen Ski-Winter“ hin. Hier ge-
be es im „Gesamtprodukt All-
gäu“, in Verbindung mit einem
enormen Wellness- und Wohl-
fühlangebot, eine gute Zukunft
und ein enormes Potential („Wir
müssen es noch weit besser nut-
zen als bisher“). Kröll schlug für
den Winter einen Allgäu-Super-
skipass“ und für den Sommer ei-
nen Allgäu-Alpenpass“ vor. 

Ergebnis harter Arbeit

Die positiven Winterergebnis-
se im alpinen Bereich nannte
Augustin Kröll das Ergebnis har-
ter Arbeit. Allein am Fellhorn
habe man in den letzten Jahren
19 Millionen Euro in mehr
Komfort, bessere Anlagen und
Qualität investiert. Auch in Of-
terschwang, Bolsterlang, Balder-
schwang, Bad Hindelang, im
Kleinwalsertal, Tannheimer Tal
und Jungholz seien kräftige Inve-
stitionen vorgenommen worden

menden Winter in Oberstdorf.

Erhoffter „Lichtstrahl“

Der Bezirksvorsitzende des
Bayerischen Hotel- und Gaststät-
tenverbandes, Johann Britsch, re-
gistrierte für diesen Sektor eine
Klimaverbesserung. Aus dem
Hoffnungsschimmer habe sich
aber noch kein „Lichtstrahl“ ent-
wickelt. Die Übernachtungszah-
len hätten zwar zugenommen,
doch lasse die Aufenthaltsdauer
zu wünschen übrig. Einen
großen Erfolg nannte Britsch
den „Wettbewerb Bayerische
Küche 2004“. Bei einer Teilneh-
merzahl von über 70 Gastrono-
men in Schwaben hätten rund 80
Prozent als Sieger auf Land-
kreis- und Bezirksebene geehrt
werden können.

Bürgermeisterin Hildegard
Wanner, Höchstädt, lud zum 
Gedenkjahr an die Schlacht von
Höchstädt-Blindheim „1704-
2004“ ein, mit den internationa-
len „Historischen Tagen“ im Au-
gust. Die stellvertretende Land-
rätin Angelika Rieder machte auf
die verstärkten Tourismus-Akti-
vitäten des Kreises Dillingen
aufmerksam. ?

KPV-Bezirksverband Oberpfalz:

Sozialhaushalte leeren
die kommunalen Kassen

Regensburg/Eilsbrunn. Die Sozialhilfeausgaben des Bezirks ha-
ben sich in den vergangenen 30 Jahren von ursprünglich 29 Mil-
lionen Euro um 200 Millionen Euro auf nun 229 Millionen Euro
im Jahr 2003 ausgeweitet. Wie ein roter Faden, so Bezirksrat
Hans Bradl (Neumarkt) bei einem Fachgespräch des Bezirks-
verbandes Oberpfalz der Kommunalpolitischen Vereinigung
der CSU (KPV), zieht sich diese „Explosion der Sozialhilfeko-
sten durch die Haushalte der Gemeinden und Landkreise, da sie
ja über die Umlagen diese enormen Steigerungen finanzieren
müssen.“

KPV-Bezirksvorsitzender
Landrat Herbert Mirbeth (Re-
gensburg) hatte zu dem Ge-
spräch alle Landtagsabgeordne-
ten und Bezirksräte der CSU
nach Eilsbrunn bei Regensburg
eingeladen, denn in wenigen
Monaten werden die ersten Vor-
gespräche für die Haushalte des
Jahres 2004 geführt werden. Be-
zirkstagspräsident Rupert Schmid
hatte dazu schon vor einigen
Wochen den Oberpfälzer Land-
räten mitgeteilt, dass nicht zu-
letzt durch die „steigenden Fall-
zahlen im sozialen Bereich im
kommenden Jahr mit einem wei-
teren Anwachsen des Bedarfs
um 20 Millionen Euro gerechnet
werden müsse und daher eine
Steigerung der Bezirksumlage
um 3-Prozent-Punkte nicht aus-
geschlossen werden könne.“

Rot-grüne Ablehnungsfront

Wie aber soll der „völlig un-
zureichenden Finanzausstat-
tung“ der Oberpfälzer Kommu-
nen entgegengewirkt werden,
wie Schmid in seiner Vorankün-
digung meinte - eine Frage, die
in dem Fachgespräch zentraler
Punkt der Diskussion war. MdL
Herbert Fischer (Neumarkt)
meinte, dass alle Standards unter
die Lupe genommen werden
müssten, denn, so MdL Herbert
Rubenbauer (Tirschenreuth),
„die zusätzlichen 140 Millionen
Euro frisches Geld aus dem
Bayerischen Staatshaushalt“, die
2003 in die Kassen des Bezirks
flossen, „sind für nächstes Jahr
nicht mehr zu erwarten“. Bayern
habe über den Bundesrat eine
Einschränkung der Jugendhilfe-
leistungen angestrebt und sei da-
bei auf die rot-grüne Ableh-
nungsfront in Berlin gestoßen,
antwortete der Landtagsabge-
ordnete auf die Frage, was denn
konkret von der Landespolitik
gegen die ausufernden sozialen
Belastungen der kommunalen
Haushalte getan werde und Ru-
benbauer forderte in diesem Zu-
sammenhang nachdrücklich,
„wir müssen die sozialen Lei-
stungen in den Griff bekom-
men“. Dazu gehöre, so stellver-
tretender KPV-Bezirksvorsitzen-
der Bürgermeister Alois Scherer
(Deining/Neumarkt), dass auch
Zumutbarkeitsgrenzen und Zu-
zahlungen der Angehörigen bei
sozialen Leistungen untersucht
würden.

Auch MdL Georg Stahl (Neu-
stadt a.d. Waldnaab) sah Eingrif-
fe ins System als unverzichtbar
an - doch es müsse auf Bundes-
ebene dringend gehandelt wer-
den, „denn wir leeren über den
Weg der gesetzlichen Rechtsan-
sprüche unsere kommunalen
Haushalte.“ MdL Sylvia Stier-
storfer kritisierte, „der Bund ha-
be mit der Steuerpolitik der letz-
ten Jahre die Gemeindekassen
ausgeplündert.“ Bezirksrat Her-
bert Schötz (Regensburg) er-
gänzte, „wenn bei der Grundsi-
cherung eine Mitzahlung der An-
gehörigen erst ab einem Jahre-
seinkommen von über 100.000
Euro ansetzt, so kann dies nie-
mand mehr verstehen.“ 

Der Regensburger Bürgermei-
ster Gerhard Weber erläuterte
anschließend die augenblickli-
che Diskussion über den Ersatz
der Gewerbesteuer, welche er als
„lebensnotwendig“ für die Ge-
meinden bezeichnete. Die au-

genblicklichen Ersatzlösungen
bezeichnete er als „lächerlich“
und forderte im Zusammenhang
mit der angekündigten Reform
der kommunalen Finanzen „sta-
bile Grundlagen für unser Arbei-
ten“, denn nach seiner Darstel-
lung ist ein gut funktionierendes
kommunales Umfeld der „beste
Standortvorteil“ für unsere Wirt-
schaft. Wenn die Stadt Regens-
burg aber im Jahr 2000 noch 104
Millionen Euro Gewerbesteuer
vereinnahmte und dieser Einnah-
mebereich dann 2003 auf 44
Millionen absackte, zeigt dies
den „Verfall der kommunalen
Einnahmen mehr als deutlich“. 

Markus Bauer

KULTURmobil rollt übers
niederbayerische Land

Übers Land fahren; unter freiem Himmel auf Märkten und
Plätzen das Publikum mit einer professionellen Künstlertruppe
unterhalten - dieser Idee widmet sich das 1997 ins Leben gerufe-
ne KULTURmobil des Bezirks Niederbayern. Von Anfang an
fand das Projekt die einmütige Unterstützung der Bezirksräte.
Orientiert an den Aufgaben der Heimatpflege wird eine Mi-
schung aus Theater, Literatur, Kabarett, Musik und Film gebo-
ten. Der Bezirkstag von Niederbayern möchte damit ein Beispiel
für zeitgemäße, innovative Regional-Kulturarbeit geben - fern -
ab vom üblichen Umzug mit Blasmusik und Bier. Dennoch mit
Traditionsbezug: Der Wagen der „Fahrenden“, den früher Pfer-
de übers Land zogen, verwandelte sich zum LKW mit Kasten -
aufbau und ausklappbarer Bühne.

Der Bezirk Niederbayern
schickt nun schon zum siebten
Mal KULTURmobil übers nie-
derbayerische Land - in diesem
Jahr unter der Projektleitung
von Bezirksheimatpfleger Dr.
Maximilian Seefelder. Zwi-
schen 19. Juni und 4. September
macht es an 30 Gastspielorten,
davon 16 neuen, Station. Die
Auftritte werden von 28 Mit-
wirkenden vor und hinter der
Bühne absolviert.

Bezirkstagspräsident Manfred
Hölzlein erläutert: „KULTUR
mobil präsentiert jährlich ein
neues Programm. Eines aber gilt
immer und mit Sicherheit: Es
richtet sich an Jung und Alt, fin-
det unter freiem Himmel statt
und kommt kostenlos zum Bür-
ger!“

Orientiert an den Aufgaben
der Heimatpflege wird heuer ei-
ne Mischung aus Theater, Lite-
ratur und Musik geboten. Zum
ersten Mal wird bei KUL-
TURmobil ein Märchen aus
Niederbayern aufgeführt: „Der
wunderbare Tassilokelch“ - Eine

niederbayerische Zauberflöte
aus der Sammlung bayerischer
Märchen von Alfons Schweig-
gert. 

Liebe, Prüfung, Abenteuer

Die Geschichte spielt im
Bayerischen Wald, wo vor ein
paar hundert Jahren die finstere
Königin Regina und der weise
Fürst Rasso herrschten. Sie sind
in ewigem Kampf verstrickt. Es
geht um Liebe, Prüfung, Aben-
teuer; und wenn die Helden am
Ende schließlich den Tassilo-
kelch erringen, hat die Geschich-
te auch ein bisschen mit der Su-
che nach dem heiligen Gral zu
tun. Zuvor aber haben sie erst
einmal Probleme ganz anderer
Art zu lösen, denn: Was machen
fahrende Musikanten und
Schauspieler, die an ihrem Spiel-
ort ankommen und statt der Büh-
ne eine Baustelle vorfinden?
Und - die Hälfte ihrer Mitspieler
ist noch nicht einmal da! Das
kann ja lustig werden. Und so
wird es wohl - vor allem weil die

Theaterbesucher ein klein wenig
mithelfen dürfen. Eine abenteu-
erliche Geschichte für Kinder
von 4 bis 104 und - in der Fas-
sung mit Musik - eine Welturauf-
führung. Matthias Friedrich führt
Regie, die musikalische Leitung
übernimmt Michael Bauer. 

Molières Amphitryon

Ebenso im Reisegepäck 2004:
Molières Lustspiel „Am-
phitryon“, das mit viel Witz und
Ironie über gesellschaftliche
Machtstrukturen, den zuneh-
menden Identitätsverlust des
Menschen sowie von der Rück-
sichtslosigkeit der Götter erzählt.
Als der thebanische Feldherr
Amphitryon ruhmreich von ei-
nem Feldzug zu seiner Frau
heimkehrt, muss er feststellen,
dass sein Platz besetzt ist. Ein
anderer Mann scheint die letzte
Nacht mit Alkmene verbracht zu
haben. Zu allem Überdruss
nennt sich dieser Mann auch

Amphitryon und gleicht dem
Feldherren bis aufs Haar. Doch
nicht nur Amphitryon ist plötz-
lich doppelt, sein Diener Sosias
sieht sich ebenso mit (s)einem
zweiten Ich konfrontiert. Wenn
da mal nicht die Götter ihre Hän-
de mit im Spiel haben ... Die
Musik stammt von Michael Bau-
er, für Songtexte und Regie
zeichnet Johannes Schmid ver-
antwortlich. 

Gleichbleibend stürmisch war
auch in diesem Jahr die Nachfra-
ge nach diesem besonderen An-
gebot der Kultur- und Heimat-
pflege des Bezirks Niederbay-
ern. Spieltage sind Freitag,
Samstag und Sonntag. Die näch-
sten Tourneedaten: 27.6.: Johan-
niskirchen, Lkr. Rottal-Inn, 2.7.:
Geisenhausen, Lkr. Landshut,
3.7. Langquaid, Lkr. Kelheim,
4.7. Salching, Lkr. Straubing-
Bogen, 10.7. Eggenfelden, Lkr.
Rottal-Inn. Weitere Gastspielter-
mine sind unter www.kulturmo-
bil.de abrufbar.                          DK
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„Ich habe Euch nichts wei-
ter zu bieten als Blut,
Schweiß und Tränen...“ Mein
Chef, der Bürgermeister,
setzte sich vor dem Spiegel
zum Spaß in Pose und „übte“
seine Rede zur Eröffnung des
großen Stadtlaufs.

Der findet heuer schon zum
zehnten Mal statt und wird in
drei Kategorien durchgeführt:
Einmal ein solider Halbmara-
thon durch die Gassen der
Altstadt, kreuz und quer über die Brücken des
Flüsschens und diagonal durch den Stadtpark.
Dann eine verkürzte Strecke für ältere oder
nicht so leistungsfähige Läufer. Und schließlich
stellen wir sogar eine veritable Marathon-
strecke zusammen, die hinaus zu einer kleinen
Wallfahrtskapelle im Wald führt. 

Start und Ziel für alle drei Läufe ist selbstver-
ständlich am Rathaus und unser Bürgermeister
genießt diesen Repräsentationstermin jedes

Jahr in vollen Zügen, obwohl er selbst alles an-
dere als ein sportlich ambitionierter Mensch ist.
Im Gegenteil, wie seine Churchill-Persiflage
vor dem Amtsspiegel zeigt, könnte er sich im-
mer köstlich über die armen Kreaturen amüsie-
ren, die sich freiwillig solchen Strapazen aus-
setzen und ohne Not höchste körperliche An-
strengungen auf sich nehmen. Mein Chef pflegt
zu sagen, dass die Befreiung des Menschen von
der Notwendigkeit harter und schweißtreiben-
der körperlicher Anstrengung sowohl zu den
konstitutiven Elementen der Stadtwerdung als
auch zu den größten zivilisatorischen Fort-
schritten zähle. Er hält es eher mit dem berühm-
testen Churchill-Spruch: „No sports and big ci-
gars“, mit denen der willensstarke Brite einmal
das Geheimnis des Erreichen seines hohen Al-
ters erklärt haben soll. Andererseits hat mein
Chef gar keine dicke Statur, sondern macht ei-
nen durchaus drahtigen Eindruck, wenn man
ihn nicht sehr gut kennt und weiß, dass unter

der Weste kein Waschbrett-
bauch, sondern ein kleiner,
nach außen gekehrter Wasch-
zuber schlummert. Aber viel-
leicht ist er halt ein schlechter
Futterverwerter.

Ganz im Gegensatz zu mir -
leider. Manchmal habe ich den
Eindruck, dass es schon reicht,
wenn ich das Wort Praline le-
se, um meine Fettzellen zu
animieren, an den berühmten
neuralgischen Punkten zu mo-

dellieren. Deshalb muss ich mich nolens volens
der Disziplin unterwerfen, einmal die Woche
zum Workout ins Fitnessstudio zu gehen. Aber
am Lauf nehme ich nicht teil. Die Freude mache
ich dem Bürgermeister nicht, dass er mich ver-
schwitzt und keuchend in hot pants und bauch-
freiem Shirt sieht. Ich mische mich lieber unter
die Zuschauer und beobachte die Läufer. So
ganz ohne erotischen Reiz ist es ja nicht, wenn
bei den durchtrainierten Marathonläufern die
Schweißperlen auf der Haut in der Sonne glän-
zen und Muskeln wie Sehnen sich spannen. 

Aber Schluss der Schwärmerei. Wir veran-
stalten das Ganze ja nicht, damit man/frau was
zu gucken hat, sondern um Leben in die Stadt zu
bringen. Gerade im Juni, wenn es in der Regel
(die von Ausnahmen wie heuer bestätigt wird)
schön und nicht zu heiß ist, ist so ein Sporter-
eignis ein guter Kristallisationspunkt in der Re-
gion, der viele Leute zu uns bringt, die nicht nur
rennen, sondern durchaus auch konsumieren.

Und so hat sich der Aufwand auch in diesem
Jahr wieder rentiert - für die Stadt und meinen
Chef, den Bürgermeister, der als Schirmherr
einmal mehr eine gute Figur in den Zeitungen
machen wird. Aus Bosheit lege ich ihm aller -
dings das heutige Kalenderblatt hin, das einen
etwas unbekannteren Ausspruch des von ihm
geschätzten Churchill trägt: „Keine Stunde ist
verloren, die man mit Sport verbringt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Der Stadtlauf als
Kristallisationspunkt

Hartz IV eine „Existenzfrage
für Kommunen“

Unterfrankens Landräte sehen durch Zusammenlegung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe das „Ende der kommunalen Selbstverwaltung“ kommen

Würzburg - Die unterfränkischen Landräte wollen die Öffent-
lichkeit und die Gemeinden für die Problematik der Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Hartz IV) zum 1.
Januar 2005 sensibilisieren. In einer Pressekonferenz im Land-
ratsamt Würzburg sprach der unterfränkische Vorsitzende des
Bayerischen Landkreistags, Landrat Harald Leitherer
(Schweinfurt), vom drohenden „Ende der kommunalen Selbst-
verwaltung“. Die Kommunen könnten die auf sie abgewälzten
Kosten nicht tragen. Der Konflikt treffe im Endeffekt die oh-
nehin bereits finanziell geschwächten Gemeinden mit voller
Härte. Die Hilfeempfänger stünden am 2. Januar 2005 vor einer
völlig ungewissen Situation, weil das Geld fehle.

„Hartz IV führt ins Chaos“,
sagte Leitherer. Hilfsbedürftige
Menschen, in Bayern rund
350.000 Betroffene, und die Ge-
meinden sollten die Zeche be-
zahlen. Dabei habe der Bundes-
kanzler den Kommunen in
Deutschland durch die Zusam-
menlegung von Arbeitslosen-
und Sozialhilfe eine Kostenent-
lastung von 2,5 Mrd. Euro ver-
sprochen. Das Gegenteil sei der
Fall; so sagen es Berechnungen
der Landkreise und kreisfreien
Städte. Mit jährlichen Mehrbela-
stungen von 5 Mrd. Euro müs-
sten die Gemeinden rechnen.

Für Bayern bezifferte Leithe-
rer die Zusatzkosten für die
kreisfreien Städte mit 205 Mio.
Euro. Die Landkreise seien mit

Arbeitgebern und Kommunen,
einstimmig mittels einer Resolu-
tion die Bundesregierung aufge-
fordert, die Einführung von
Hartz IV zu verschieben, bis die
finanziellen und organisatori-
schen Voraussetzungen dafür ge-
schaffen seien.

„Einstweilige Anordnung“

Darüber hinaus bereiten die
Landkreise Würzburg, Mün-
chen, Fürstenfeldbruck und
Starnberg ein Eilverfahren zur
Entscheidung durch das Bun-
desverfassungsgericht vor. Ziel 
sei es, durch eine „einstweilige
Anordnung“ des höchsten Ge-
richts den „unrechtmäßigen
Durchgriff der Bundesregierung

de zum anderen kaum zu Entla-
stung bei den Gemeinden
führen. Zudem sei dieses Ange-
bot ein Eingeständnis des groben
Rechenfehlers.

Waldemar Zorn ging sogar
noch einen Schritt weiter und
sprach von einem „politischen
Betrug“ an den Landkreisen. Es
sei von vornherein die Absicht
gewesen, die Last nach unten ab-
zuwälzen. Das Gesetz sei im
Grunde gut, aber noch zu
„löchrig“. Von den Gemeinden
in der augenblicklichen Situation
noch mehr Geld über die Umla-
ge zu verlangen, hält er für un-
realistisch, zumal auch die Be-
zirke steigenden Bedarf haben
und ihrerseits an der Kostenspi-
rale drehen müssen, was sich
wiederum auf die Gemeinden
auswirke.

Dramatische Situation
im Landkreis Miltenberg

Wie dramatisch es einen
Landkreis treffen kann, darü-
ber klärte der Vizepräsident des
Bayerischen Landkreistages,
Landrat Roland Schwing, Mil-
tenberg, auf. So liege in seinem
Heimat-Landkreis zum einen die
Spezialität vor, dass es zwar we-
nige Sozialhilfe-, dafür aber vie-
le Arbeitslosenhilfe-Empfänger
gebe; zum anderen spiele der ho-
he Ausländer-Anteil von zehn
Prozent an der Bevölkerung eine
Rolle. Im Endeffekt rechne er
mit Mehrkosten in Höhe von fast
10 Mio. Euro und prognostizier-
te ein Ansteigen der Umlage um
14,46 Prozentpunkte auf dann
fast 60 Prozent. Das sei für die
Gemeinden nicht hinnehmbar.
Schwing sprach deshalb offen
von einem „Skandal“, den die
Bundesregierung ausgelöst habe.

Ungewisse Zukunft

Leitherer wies eindringlich auf
die Problematik zum Jahres-
wechsel hin. Wenn Hartz IV am
1. Januar 2005 in der geplanten
Form komme, dann erhielten die
Sozialhilfeempfänger Anfang
Dezember und die Arbeitslosen-
hilfe-Empfänger Ende Dezem-
ber noch einmal Geld. Danach
gingen die Ärmsten der Gesell-
schaft einer ungewissen Zu-
kunft entgegen. „Viele Men-
schen werden ohne Rücklagen
völlig mittellos“ vor den Land-
ratsämtern stehen.                     ?

Sehen die Grundfesten der kommunalen Selbstverwaltung in
Gemeinden und Kreisen Bayerns erschüttert: Die Landräte
Waldemar Zorn (Würzburg), Harald Leitherer (Schweinfurt)
und Roland Schwing (Miltenberg).                         Foto/Text: wkn

284 Mio. Euro dabei und auch
die Bezirke müssten zusätzlich
87 Mio. Euro aufbringen.

So werde beispielsweise der
Landkreis Schweinfurt mit 4,2
Mio. Euro belastet. Das hätte die
Anhebung der Kreisumlage von
45,5 auf 52 Punkte zur Folge
und würde rasch zur „Zahlungs-
unfähigkeit“ der Landkreis-Ge-
meinden führen, warnte der
Landrat. Welche Auswirkungen
Hartz IV haben kann, sei vielen
Bürgermeistern und Gemein-
deräten immer noch nicht klar,
vermutete der Würzburger Land-
rat Waldemar Zorn.

Die Landkreise bräuchten für
2005 gar keine Haushalte mehr
aufzustellen, da eine rechtlich
zulässige Finanzierung gar
nicht mehr möglich sei. Zorn:
„Wir werden uns das Geld für
die laufenden Ausgaben pum-
pen müssen.“

Überforderte Agenturen

Auch der Partner bei Hartz IV,
die Agenturen für Arbeit, seien
völlig überfordert. Sie seien or-
ganisatorisch schlecht vorberei-
tet, schimpfte Leitherer. So kä-
men auf die Dienststelle in
Schweinfurt rund 8.000 Einzel-
berechnungen zu. Dazu fehlten
an dem Standort der Bundes-
behörde rund 140 Mitarbeiter.
Darüber hinaus sei die Datenver-
arbeitung für den 1. Januar 2005
nicht ausreichend vorbereitet.

Aus diesem Grund hätten 
die Verwaltungsausschüsse der
Agenturen für Arbeit in
Schweinfurt und Würzburg, die
Vertretung von Arbeitnehmern,

auf die Landkreise“ zu unterbin-
den und das Gesetz zu stoppen.

Die jetzt von Bundeswirt-
schaftsminister Clement vorge-
schlagene Kostenbeteiligung
durch den Staat in Höhe von 1,8
Milliarden Euro bezeichneten
die unterfränkischen Landräte
als „Etikettenschwindel“. Das
Geld könne der Minister zum ei-
nen nicht auftreiben und es wür-

Wendelsteinbahn Brannenburg und Hocheck Freizeitanlagen:

Haltestellen zum Bayernhimmel
Aus dem vielfältigen Programmangebot dieses Sommers

Unter dem Motto „Gemeinsam sind wir stark“ arbeiten die
Wendelsteinbahn Brannenburg und die Hocheck Freizeitanla-
gen GmbH & Co.KG bereits seit zwei Jahren erfolgreich zu-
sammen. Die Angebote beider Gebiete ergänzen sich sehr gut
und werden von Einheimischen wie Gästen mit Begeisterung
genutzt. Im Rahmen eines Info- und Pressegesprächs wurden
das Sommer-Angebot sowie weitere Neuigkeiten beider Berg-
bahnen jetzt vorgestellt. 

Der 1.838 m hohe Wendel-
stein ist einer der markantesten
und schönsten Aussichtsberge
Bayerns. Durch seine exponier-
te Lage bietet er einen phanta-
stischen Blick sowohl ins bayri-
sche Alpen-Vorland als auch bis
weit in die Zentralalpen.

Die Wendelstein-Zahnrad-
bahn - älteste Zahnradbahn in
den deutschen Alpen -, fährt seit
1912 von Brannenburg aus auf
diesen beliebten Aussichtsberg.
Allein die Fahrt auf der maleri-
schen Strecke ist ein einzigarti-
ges Erlebnis. 1970 wurde der
Wendelstein von der Leitzach-
tal-Seite (Landkreis Miesbach)
aus zusätzlich durch eine mo-
derne Seilbahn erschlossen; mit
dieser gelangt man von der Tal-
station in Osterhofen/Bayrisch-
zell in nur 10 Minuten zur Berg-
station.

Jede Menge Sehenswertes

Sehenswertes am Wendel-
stein sind das Wendelstein-
kircherl, die mit 1.730 m über
NN höchst gelegene geweihte
Kirche Deutschlands, die Wen-
delsteinhöhle, der GEO-PARK
Wendelstein, in dem die Entste-
hung der Alpen auf vier Wegen
und 35 Schautafeln nacherzählt
wird, und die Universitätsstern-
warte auf dem Gipfel des Wen-
delsteins. 

Absolut einzigartig wird die
ASTRO-Nacht auf dem Wen-
delstein am 3. und 4. Septem-

ber. Wo sonst ist es möglich, Li-
ve-Bilder vom Mond - umgeben
vom herrlichen Alpenpanorama
und dem Himmel ganz nah - zu
erleben? Zusammen mit der
Universitätssternwarte werden
für den Besucher die Sterne
vom Himmel herunter auf die
Bergterrasse des Wendelstein-
hauses geholt. Die faszinieren-
den Aufnahmen vom sog. MO-
NICA-Teleskop werden mit
aufwändiger Technik auf eine
Großleinwand projiziert. 

ASTRO-Nacht

Für eine fachkundige Mode-
ration des Abends sorgen Prof.
Harald Lesch (bekannt aus der
Sendung „alpha centauri“) und
Dr. Heinz Barwig (Leiter der
Sternwarte Wendelstein). Prof.
Lesch begeistert mit seiner hu-
morvoll lockeren Art auch na-
turwissenschaftlich interessierte
Laien und macht komplexe Zu-
sammenhänge der Astrophysik
verständlich und spannend.

Die Weltmusik-Gruppe Gaya
aus Rosenheim zaubert durch
die Verschmelzung verschiede-
ner Klangwelten - sphärische
Klänge mit Didgeridoo und ti-
betanischer Himmelstrompete -
die optimale Atmosphäre für
diese einzigartige Veranstal-
tung.

Die Hocheck Freizeitanlagen
wiederum können mit dem
„Megaspaß Sommerrodeln“
aufwarten. Die sensationelle,

1,1 km lange Gebirgs-Achter-
bahn ist täglich von 9:30 bis
17:00 Uhr geöffnet. Zu errei-
chen ist dieses Ausflugsziel
über die Inntalautobahn, Aus-
fahrt Oberaudorf. Nur fünf Mi-
nuten von der Autobahn ent-
fernt befindet sich die Talstation
der Hocheck 4er-Sesselbahn.

Vor allem Familien sind be-
geistert, denn die Dreijährigen
sind auf Mamas Schoß genau so
begeistert wie die Eltern und
Großeltern. Von der Mittelstati-
on schlängelt sich die wildro-
mantische Abfahrt ins Tal. Sie
ist harmonisch in die Natur ein-
gebettet und erlaubt einen atem-
beraubenden Fahrspaß durch
die überhöhten Steilkurven, die
Brücken und Jumps - und ga-
rantiertes Bauchkribbeln be-
kommt man im weltweit ersten
360-Grad-Super-Kreisel. 

Exquisites Familiengebiet

Am Hocheck in Oberaudorf
ist für Kinder vieles kostenlos.
Dies gilt für den Seilzirkus an
der Talstation und den Abenteu-
erspielplatz an der Bergstation.
Nicht nur deshalb ist Oberau-
dorf Hocheck das absolute Fa-
miliengebiet - auch die kurze
und bequeme Anfahrt und die
günstigen Preise schonen den
Geldbeutel.

Außerdem erwartet den Besu-
cher ein herrliches Wanderpara-
dies mit zahlreichen, leicht be-
gehbaren, Wanderwegen. Mo-
untainbiker kommen voll auf
ihre Kosten. Unvergesslich ist
der grandiose Blick von der
Sonnenterrasse des Berggast-
hofs Hocheck zum Kaisergebir-
ge. Oberaudorf ist also immer
einen Besuch wert - Sommer
wie Winter.                               DK

Bamberg:

Kaiserkronen sollen
zurückgeführt werden

Beim Besuch einer Delegation der Landtags-CSU bei Domka-
pitular Luitgar Göller in Bamberg ging es in erster Linie um
die Rückführung kirchlicher Kulturgüter aus München nach
Franken. Nach einem Gespräch mit Göller betonte Fraktions-
vorsitzender Joachim Hermann, er wolle jetzt Nägel mit Köp-
fen machen. Als konkretes Beispiel biete sich der Bamberger
Domschatz an. 

Wichtige Teile wie die Kaiser-
kronen von Bistumsgründer
Heinrich II. und seiner Gemahlin
Kunigunde befänden sich seit
der Säkularisation vor rund 200
Jahren in München. Sie gehörten
aber nach Bamberg.

Gespräche angekündigt

Das 1000-jährige Bestehen
des Bistums Bamberg im Jahr
2007 sei ein guter Anlass, die
Diskussion über die Rück-
führung fränkischer Kulturgüter
neu anzustoßen. Hermann kün-
digte Gespräche mit Kunstmini-
ster Thomas Goppel und der
Wittelsbacher Landesstiftung

als Eigentümerin der in der
Münchner Residenz ausgestell-
ten Kaiserkronen an.

Skepsis gegenüber
Landesausstellung

Skeptisch äußerte sich der
Fraktionsvorsitzende zu Vor-
schlägen, dem Bistumsjubilä-
um eine eigene Landesausstel-
lung zu widmen. Das Haus der
Bayerischen Geschichte habe
seine Planungen für die näch-
sten Jahre schon weitgehend
abgeschlossen. Das Jubiläum
werde aber zweifellos mit einer
besonderen Ausstellung gewür-
digt. DK
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Vorschau auf GZ 13
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 13, die am 8. Juli
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
? Umwelt- und Abfalltechnik
? Dienstleistung für die Kommunalverwaltung

Vorstandssitzung des Gemeindetags/Kreisverband Augsburg:

Popularklage gegen
Kreis- und Bezirksumlage ?

Landkreis Augsburg (gri). Nicht nur umfangreich, sondern
auch etwas „heikel“ waren einige Tagesordnungspunkte bei
der jüngsten Vorstandssitzung des Bayerischen Gemeinde-
tags/Kreisverband Augsburg, wie: soll eine Popularklage ge-
gen die Kreis- und Bezirksumlage angestrengt werden; soll die
Abschaffung der Bezirke als Beitrag zur Verwaltungsvereinfa-
chung angestrebt werden?  Und das Kindertagesstättengesetz
soll von einem „Spezialisten“ erläutert werden.

Nach dem Eröffnungspart des
Kreisverbandsvorsitzenden Ge-
org Klaußner, Bürgermeister
von Untermeitingen, informier-
te zunächst Geschäftsführer
Günter Würmseher über den
Stand der diesjährigen Bürger-
meister-Informationsfahrt. Er
beklagte dabei den bis Dato
spärlichen und zähen Anmelde-
fluss und stellte in diesem Zu-
sammenhang die Frage, ob in
Zukunft derartige Infofahrten
noch organisiert werden sollen.
Die Sitzungsteilnehmer waren
jedoch der Meinung, dass auch
weiterhin solche Unternehmun-
gen den Bürgermeisterkollegen
angeboten werden.

Der Kreisverbandvorstand-
schaft lag ein Schreiben des
schwäbischen Gemeindetags-
vorsitzenden Leo Schrell vor, in
dem vorgeschlagen wird, ein
Rechtsgutachten mit dem Ziel
der Erhebung einer Popularklage
gegen die Kreis- und Bezirksum-
lage anzufordern. Die Kosten
hierfür würden für den Bezirks-
verband 5000 Euro betragen.

Gutachten nicht sinnvoll

Das Kreisverbandsgremium
hielt ein solches Gutachten für
nicht weiterführend. Wesent-
lich sinnvoller sei es, so einzel-
ne Redner, wenn der Bezirk

Schwaben selbst gegen die
übertragenen Aufgaben im so-
zialen Bereich klagen würde,
um damit seine Aufgabenlast zu
reduzieren. Als Beispiel wurden
unter anderem die Leistungen
für die Kontingentflüchtlinge
genannt. Es soll eher daran ge-
dacht werden, dass jede Ge-
bietskörperschaft für sich klage,
entweder gegen das Umlagesy-
stem an sich oder gegen spezifi-
sche Leistungsgesetze oder
sachfremde Aufgaben. Der
Kreisverbandsvorsitzende Ge-
org Klaußner wurde gebeten,
dem Bezirksvorsitzenden des
Gemeindetages, Leo Schrell,
über die diesbezügliche Aussa-
ge in Kenntnis zu setzen.

Unsicherheit und 
Diskussionsbedarf

Zu dem Thema „Abschaffung
der Bezirke“ herrschte unter
den Vorstandschaftsmitgliedern
nicht nur eine kontroverse Unsi-
cherheit, sondern auch noch
Diskussionsbedarf, ob mit der
„Abschaffung der Bezirke“ die
Bezirksregierungen oder die
kommunalen Gebietskörper-
schaften mit den Bezirkstagen
gemeint sind. In vielen Diskus-
sionsbeiträgen kam zum Aus-

druck, den Bezirksregierungen
die Sozialleistung der Bezirke
zu übertragen. Denn dann müs-
se automatisch der Staat für die-
se ihm zustehenden finanziellen
Lasten aufkommen. Kritisch
zur Kenntnis genommen haben
die Sitzungsteilnehmer die Mit-
teilung des Vorsitzenden Georg
Klaußner, dass dessen Schrei-
ben an den Ministerpräsidenten
Edmund Stoiber, seitens der
Staatskanzlei bis Dato unbeant-
wortet blieb. In dem Brief wer-
den nachdrücklich Gespräche
der kommunalen Spitzenver-
bände auf höchster Ebene ge-
fordert.

Schwierige Materie

Die vorgelegte Liste des Be-
zirksvorsitzenden Leo Schrell,
über die Besetzung der Verwal-
tungsausschüsse bei den Agen-
turen für Arbeit mit kommuna-
len Amtsträgern wurde befür-
wortet. Über die schwierige
Materie „Kindertagesstättenge-
setz“ soll bei der nächsten Ver-
bandsversammlung der aner-
kannte „Spezialist“ des Bayeri-
schen Gemeindetages, Direktor
Dix, referieren.

Auf Anfrage des Landkreises
wird dem Abfallwirtschaftsver-
band mitgeteilt, dass auf Grund
der Einführung des „Gelben
Sackes“, und der zum Teil da-
mit verbundenen Personalredu-
zierung, die Betreuung der
Wertstoffhöfe nach wie vor oh-
ne Beanstandung ablaufe. Zu-
stimmung durch die Verbands-
vorstandschaft erfuhr auch die

Nutzungsentschädigung für Räu-
me seitens der Volkshochschule
aus Kreismitteln. Weiter ausgelo-
tet werden sollen die Möglichkei-
ten der interkommunalen Zusam-
menarbeit zwischen den Kreis-
und Gemeindebauhöfen.             ?

Gratulation an
Regensburg 

Der Vorsitzende der CSU-
Fraktion im Bayerischen Land-
tag, Joachim Herrmann, hat
Regensburg zu seiner Ernen-
nung als bayerischer Anwärter
um den Titel der Kulturhaupt-
stadt in Europa 2010 gratu-
liert: „Damit schickt Bayern
einen starken und kulturell her-
vorragend aufgestellten Kan-
didaten ins Rennen. Regens-
burg ist außerdem durch seine
kulturellen und kirchlichen
Kontakte das bayerische Tor
zum Osten.“ Herrmann konn-
te sich erst jüngst „von der
einzigartigen kulturellen Viel-
falt der Domstadt“ überzeu-
gen. Der Fraktionsvorsitzende
lobte aber auch die großarti-
gen Präsentationen der bayeri-
schen Mitbewerber Augsburg
und Bamberg. „Die Auftritte
der drei Städte als Bewerber
für die Kulturhauptstadt Euro-
pas haben uns eindrucksvoll
vor Augen geführt, dass wert-
volles Kulturerbe in allen
bayerischen Landesteilen glei-
chermaßen zu Hause ist.“ 

Herrmann forderte, nun alle
bayerischen Kräfte zu konzen-
trieren, damit Regensburg auch
auf Bundesebene zum Bewer-
ber um den Titel gekürt wird.
Er zeigte sich zuversichtlich,
„zumal die bayerischen Hür-
den bei der Bewerbung nicht
die niedrigsten sind.“ ?

Mae West finanziell
nicht verantwortbar 

Die Rathaus-SPD hat in ihrer
Fraktionssitzung die Realisie-
rung von „Mae West“ abgelehnt.
Zentraler Grund ist die städtische
Finanzlage, aufgrund derer ein
Projekt in Höhe von 1,5 Millio-
nen Euro derzeit nicht verant-
wortbar ist. Im Hinblick auf Be-
lastungen, die zum Beispiel
durch die Zusammenlegung von
Arbeitlosen- und Sozialhilfe auf
die Stadt zukommen, müssen
Maßnahmen und Projekte auf
den Prüfstand. 

So hat die SPD bereits bean-
tragt, umgehend Einsparmög-
lichkeiten bei allen Hochbauvor-
haben auszuloten. Gleichzeitig
betont die SPD-Fraktion, dass
sie weiterhin grundsätzlich hin-
ter der Kunst im öffentlichen
Raum steht. Für problematisch
und heute nicht finanzierbar
werden die hohen Summen städ-
tischer Mittel gesehen, die bei
Großbauprojekten in diesen Be-
reich fließen sollen. Bei Baupro-
jekten Mittel für Kunst im öf-
fentlichen Raum bereit zu stel-
len, basiert auf einer prinzipiellen
Selbstbindung des Stadtrats. Da-
bei geht es um alle städtischen
Baumaßnahmen, von Straßen bis
hin zu Kindergärten.                    ?


